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AMTSBLATT 
der Evangelischen Kirche Deutschland . 

In 

Heft 9, Jahrgang 1990 Ausgegeben: Hannover, den 15. September 1990 

A. Evangelische Kirche in Deutschland 

Nr. 90* Gesamtvertrag zwischen der Verwertungs­
gesellschaft MUSIKEDITION und der EKD 
über das Fotokopieren von Noten und Lie­
dern. 

Vom 20. Juni 1990. 

Nachstehend wird der Gesamtvertrag zwischen der Ver­
wertungsgesellschaft MUSIKEDITION und der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland vom 20. Juni l990, betref­
fend das Fotokopieren urheberrechtlich geschützter Noten 
und Lieder für Gottesdienste und gottesdienstähnliche 
Veranstaltungen, veröffentlicht. 

Hannover, den 8. August 1990 

Evangelische Kirche in Deutschland 
- Kirchenamt -

Koch 
Vizepräsident 

Gesamtvertrag 

Zwischen der VG MUSIKEDITION Verwertungsge­
sellschaft zur Wahrnehmung von Nutzungsrechten an Edi­
tionen (Ausgaben) von Musikwerken (vormals: IMHV), 
rechtsfähiger Verein Kraft staatlicher Verleihung, Kassel 

hier vertreten durch ihren Präsidenten und ihren Gene­
ralsekretär 

-nachstehend als VG bezeichnet­
und der Evangelischen Kirche in Deutschland, Hanno­

ver, 

vertreten durch ihren Rat, dieser vertreten durch den 
Ratsvorsitzenden und den Präsidenten des Kirchenamtes 

- nachstehend als EKD bezeichnet -

§ 1 

Rechtseinräumung 

1. Die VG räumt der EKD das Recht ein, Ablichtungen 
oder andere Vervielfältigungen graphischer Aufzeich­
nungen von urheberrechtlich geschützten erschiene­
nen 

a) Einzelwerken der Musik geringen Umfangs und 

b) Gesamtwerken, ebenfalls geringen Umfangs, die 
durch eine zu gemeinsamer Verwertung erfolgte 
Verbindung von Werken der Musik mit Werken der 
Sprache entstanden sind (Liedern), sowie 

c) Liedtexten allein 

nach Maßgabe dieses Vertrages für den kirchlichen 
Eigengebrauch herzustellen oder herstellen zu lassen 
und nur für Gottesdienste und/oder andere kirchliche 
Veranstaltungen (gottesdienstähnlicher Art) zu ver­
wenden, für die nach Satzung, Berechtigungsvertrag 
und Annex der VG Vervielfältigungsrechte vergeben 
werden können (s. den beiliegenden Berechtigungs­
vertrag, Stand 20. 6. 1990). Eine Weitergabe der Ver­
vielfältigungen an Dritte darf nicht erfolgen. 

2. Den Einzel- und Gesamtwerken geringen Umfangs im 
Sinne des ersten Absatzes stehen entsprechende klei­
nere Teile von größeren Einzel- und Gesamtwerken 
gleich; den in eigener Herstellung oder im Auftrage 
geschaffenen Vervielfältigungen stehen solche Stücke 
gleich, die von Dritten oder für Dritte- entgeltlich oder 
unentgeltlich- hergestellt und zur Verwendung nach 
Maßgabe dieses Vertrages überlassen werden . 

3. Nicht eingeräumt wird das Recht der Vervielfältigung 
vollständiger Ausgaben (Bände, Hefte, Bücher u. a.) 
und der Vervielfältigung von geliehenen oder gemie­
teten Ausgaben oder Teilen davon. 

4. Nicht eingeräumt wird ferner das Recht, Vervielfälti­
gungsstücke für öffentliche Werkwiedergaben (Auf­
führungen) herzustellen und/oder zu verwenden, aus­
genommen (kurze) Wendestellen. Das Singen der Teil­
nehmer an einem Gottesdienst oder einer gottesdienst­
ähnlichen kirchlichen Veranstaltung, einschließlich 
der das Singen begleitenden (instrumentalen) Musik, 
mit den dazugehörigen Vor- und Nachspielen ist keine 
öffentliche Werk-Wiedergabe im Sinne dieser Ver­
tragsbestimmung. Das Vervielfältigen für derartiges 
Singen und Musizieren wird also nicht ausgeschlossen 
von der Rechtsübertragung, es ist vielmehr (s. Ziffer 
1) wesentlicher Bereich der Rechtsübertragung. 

§2 

Rechtsübertragung 

1. Die VG ermächtigt die EKD, das nach§ 1 eingeräumte 
Recht weiter zu übertragen auf ihre Gliedkirchen in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich West-Ber-
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lin, ihre gliedkirchlichen und gliedkirchenübergreifen­
den Institutionen und Einrichtungen, ihre Kirchenge­
meinden und Kirchengemeindeverbände sowie ihre 
Vereinigungen, ihre Institutionen und ihre Einrichtun­
gen (vgl. Verzeichnis nach§ 5, Abs. 1). 

2. Diese Übertragung darf jedoch nur mit der Maßgabe 
einer Verwendung aller Vervielfältigungen nur für 
Gottesdienste und andere kirchliche Veranstaltungen 
im Sinne von§ 1, Ziff. 1 erfolgen. 

§ 3 

Vergütung 

Für die Gestaltung der Vervielfältigungen nach diesem 
Gesamtvertrag bezahlt die EKD an die VG zunächst eine 
Pauschalsumme in Höhe von DM 540.000,-, und zwar in 
folgenden Teilbetiligen: 

Nach Vertragsschluß 

am 30. 6. 1990 

am 30. 6. 1991 

am 30. 6. 1992 

DM 150.000,­

DM 130.000,­

DM 130.000,- · 

DM 130.000,-

jeweils zuzüglich Umsatzsteuer in jeweils gesetzlich 
festgelegter Höhe, derzeit 7 %. 

§4 

Freistellung 

In Bezug auf Vervielfältigungen, welche im Rahmen 
dieser Vereinbarung hergestellt werden, stellt die VG die 
EKD sowie die durch Rechtsübertragungnach § 2 Ziff. 2 
sonst Berechtigten von allen etwaigen Ansprüchen von 
Urhebern oder Inhabern von Nutzungsrechten frei. 

Die EKD wird diejenigen, die irgendwelche Ansprüche 
im Sinne von Abs. 1 stellen, an die VG verweisen. 

§5 

Information 

1. Die EKD wird der VG unverzüglich nach Abschluß 
dieses Vertrages ein nach Namen (insbesondere Orga­
nisationsbezeichnung) und Anschriften konkretisier­
tes Verzeichnis der durch dieses Vertragswerk Begün­
stigten bzw. Verpflichteten zur Verfügung stellen. 
Dieses Verzeichnis wird erforderlichenfalls ergänzt. 

2. Die EKD wird für die Dauer eines Jahres ab 1. Januar 
1991 im Vertragsbereich eine repräsentative Erhebung 
bei 3% aller durch dieseil Vertrag Berechtigten durch­
führen lassen. Bei der Auswahl der Berechtigten ist ein 
repräsentativer Querschnitt in Abstimmung mit der 
VG zu wählen. 

3. Im Rahmen dieser Erhebung sammeln die ausgewähl­
ten Berechtigten ein Jahr lang je ein Exemplar aller 
ihrer Vervielfältigungsstücke (Kopien) im Sinne die­
ser Vereinbarung. Auf diesen ist die verwendete Vor­
lage und die Anzahl der Vervielfältigungen anzuge­
ben. Diese Exemplare sind vierteljährlich an eine Sam­
melstelle, die von den Vertragsparteien einvernehm­
lich bestimmt wird, zu senden. Die bei der Sammel­
stelle eingegangenen Einzelstücke erhält die VG zur 
Auswertung innerhalb Vierteljahresfrist nach Ab­
schluß der Erhebung. 

4. Die Prüfung der übergebenen Fotokopien in Bezug auf 
ihre Schutzfähigkeit erfolgt durch die VG. Die EKD 
erhält entsprechende Auskunft über das Ergebnis der 
Prüfung sowie die Möglichkeit, Einsicht nehmen und 

gegenprüfen zu lassen, wobei beide Partner Vertrau­
lichkeit vereinbaren. 

5. Die EKD hält ihre Mitglieder in regelmäßigen Abstän­
den zur ordnungsgemäßen Vertragserfüllung, insbe­
sondere in den Bemühungen um die vollständige und 
aussagekräftige Erfassung der Vervielfältigungen, an. 

§6 

Meinungsverschiedenheiten 

Bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und 
Pflichten aus diesem Vertrag wird die VG zur Vermeidung 
von Rechtsstreitigkeiten die zuständige Landeskirche be­
nachrichtigen. Wird innerhalb von drei Monaten nach der 
Benachrichtigung eine gütliche Einigung nicht erreicht, 
haben die Betroffenen das Recht zur gegebenen Rechts­
verfolgung. 

§7 

Laufzeit 

Dieser Vertrag tritt rückwirkend vom 1. Januar 1989 an 
in Kraft und läuft zunächst bis zum 31. Dezember 1992. 

20.Juni1990 

Für die 
VG MUSIKEDITION 

Für die 
Evangelische Kirche in 

Deutschland 

Paul H. Sülwald 
Präsident 

Wolfgang Mattbei 
Generalsekretär 

Bischof Dr. Kruse 
Vorsitzender 

des Rates der EKD 

Frhr. v. Campenhausen 
Präsident 

des Kirchenamtes der EKD 

Nr. 91 * Verordnung über den Nachtragshaushalts­
plan der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land für das Rechnungsjahr 1990. 

Vom 13. Juli 1990. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat 
aufgrund von Art. 29 Abs. 2 der Grundordnung der Ev. 
Kirche in Deutschland folgende Verordnung beschlossen: 

Artikel1 

1. In§ 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 9. November 1989 
über den Haushaltsplan, die Umlagen und die Kollekten 
der Evangelischen Kirche in Deutschland für das Rech­
nungsjahr 1990 wird die Zahl »422.661.421,-<< durch 
»425.161.421,-« ersetzt. 

2. Der durch Gesetz vom 9. November 1989 festgestell­
te Haushaltsplan der Evangelischen Kirche in Deutschland 
für das Rechnungsjahr 1990 wird durch den als Anlage 
beigefügten Nachtragshaushaltsplan ergänzt. 

Artikel2 

Diese Verordnung tritt am 23. Juli 1990 in Kraft. 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Dr. Jung 

• 
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Nachtragshaushaltsplan zum Haushaltsplan 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

für das Rechnu11gsjahr 1990 

Einnahme­
Haushalts­
stelle 

8113.3110 Entnahme aus 
Rücklagen = 

Mehreinnahme 
Einzelplan 8 = 
+bisherige 
Einnahmen 
Einzelplan 8 = 

Summe Einzel-

Haushalts- Haushalts­
ansatz 1990 ansatz 1990 
bisher DM neu DM 

0,- 2.500.000,-

2.5oo:ooo,-

494.155,-

plan 8 (Einn.) = 494.155,- 2.994.155,-

Bisherige Gesamtsumme des 
Haushaltsplans 1990 (Einnahmen)= 422.661.421,- DM 

Neue Gesamtsumme des 
Haushaltsplans 1990 (Einnahmen)= 425.161.421,- DM 

Ausgabe­
Haushalts­
stelle 

Haushalts- Haushalts­
ansatz 1990 ansatz 1990 
bisher DM neu DM 

8113.9510 Dienstgebäude der 
EKD, Brüssel, 
Grundstückserwerb 

Mehrausgabe 
Einzelplan 8 
+bisherige 
Ausgaben 
Einzelplan 8 

Summe Einzel-
plan 8 (Ausgaben) 

Bisherige Gesamtsumme des 
Haushaltsplans 1990 (Ausgaben) 

Neue Gesamtsumme des 
Haushaltsplans 1990 (Ausgaben) 

0,- 4.500.000,-

= 2.500.000 

= 907.750,-

= 3.407.750,-

= 422.661.421,- DM 

= 425.161.421,- DM 

Nr. 92* Ordnung für das Frauenreferat der Evange­
lischen Kirche in Deutschland. 

Vom 14. Juli 1990. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat 
in seiner Sitzung am 14. Juli 1990 die Ordnung für das 
Frauenreferat beschlossen. 

Nachstehend wird der Wortlaut dieser Ordnung be­
kanntgemacht. 

Hannover, den 14. Juli 1990 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Dr. Kru s e 

Ordnung für das Frauenreferat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Vom 14. Juli 1990. 

§ 1 

Aufgaben 

(I) Die Arbeit des Frauenreferates hat das Ziel, die 
Gemeinschaft von Frauen und Männern in der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland zu fördern, wie dies in dem 
Beschluß der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland »Zur Gemeinschaft von Frauen und Männern 
in der Kirche« zum Ausdruck kommt. Das Frauenreferat 
soll daher Anregungen, Fragen und Probleme von Frauen 
aufnehmen, die Frauen betreffende theologische For­
schung und Bildungsarbeit unterstützen und koordinieren. 
Die gesellschaftliche Entwicklung im Verhältnis von 
Frauen und Männern soll vom Frauenreferat begleitet wer­
den. 

(2) Das Frauenreferat soll insbesondere: 

a) sich an grundsätzlichen Fragen der Stellung von Frau­
en in der beruflichen und ehrenamtlichen Mitarbeit in 
den Dienststellen und Einrichtungen der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland beteiligen und insoweit 
Ansprechpartner der Mitarbeiterinnen sein; 

b) sich an den Vorarbeiten für Kirchengesetze, Richtli­
nien, Empfehlungen und Verlautbarungen der Evange­
lischen Kirche in Deutschland beteiligen; 

c) Verbindungen zu den evangelischen Frauenverbänden 

d) 

e) 

f) 

g) 

pflegen; 

mit den für Frauenfragen zuständigen Stellen der Lan­
deskirchen zusammenarbeiten; 

Kontakte zu den entsprechenden Stellen anderer Kir­
chen der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
sowie der weiteren Ökumene fördern; 

die gesamtkirchliche Studienarbeit zu theologischen 
und kirchenstrukturellen Fragen aus der Gesamtthe­
matik von Frauen und Männern in der Kirche beglei­
ten; 

die gesellschaftliche Entwicklung in frauenrelevanten 
Themen beobachten, ihre Auswirkungen für die Arbeit 
der Kirchen bedenken und entsprechende Vorschläge 
unterbreiten. 

§ 2 

Organisation 

Das Frauenreferat erfüllt seine Aufgaben selbständig 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Kirchenamtes 
der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie der diese 
ergänzenden Bestimmungen. 

§ 3 

Kompetenzen 

(1) Das Frauenreferat wird von allen Abteilungen des 
Kirchenamtes in der Durchführung seiner Aufgaben unter­
stützt; die Abteilungen erteilen dem Frauenreferat in allen 
Angelegenheiten, die für die Arbeit des Frauenreferates 
von Bedeutung sind, die erforderlichen Auskünfte und 
beteiligen es rechtzeitig. 

(2) Die Frauenreferentin hat grundsätzlich das Recht, 
an den Sitzungen des Kollegiums oder an den Beratungen 
zu einzelnen Punkten der Tagesordnung mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 
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(3) An der Arbeit von Kammern, Kommissionen etc., 
die frauenrelevante Themen berühren, ist das Frauenrefe­
rat zu beteiligen. 

(4) Bei grundsätzlichen Personalangelegenheiten, die 
die Situation der Mitarbeiterinnen im Dienst der Evange­
lischen Kirche in Deutschland berühren, ist das Frauenre­
ferat rechtzeitig zu beteiligen (z. B. Personalentwick­
lungsplanung, Fortbildungsfragen, Grundsätze über Be­
werber/innenauswahl, Grundsätze über Beförderun­
gen/Übertragungen höherwertiger Stellen etc.). Das Frau­
enreferat kann in strittigen Einzelflillen angehört werden. 

(5) Stellungnahmen des Frauenreferates sind den zur 
Entscheidung zuständigen Gremien vorzulegen. · 

(6) Die Pienst- und Fachaufsicht wird vom Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland wahrgenommen. 
Die Frauenreferentin soll mindestens einmal im Jahr im 
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland über ihre 
Arbeit berichten. 

§4 

Diese Ordnung soll zwei Jahre nach Aufnahme der 
Tätigkeit durch die Referentin überprüft werden. 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

C. Aus den Gliedkirchen 

Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin West) 

Nr.93 Kirchengesetz über die Vakanzverwaltung 
des Propstamtes in der Evangelischen Kir­
che in Berlin-Brandenburg (Berlin West). 

Vom 11. Mai 1990. (KABI. S. 65) 

Im Bewußtsein ihrer Verpflichtung, die Einheit der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg zu fördern, 

und in der Erwartung, daß nach lokrafttreten einer ge­
meinsamen Grundordnung für die Evangelische Kirche in 
Berlin-Erandenburg kirchenleitende Ämter nach dieser 
Ordnung besetzt werden sollen, 

hat die Regionale Synode der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Erandenburg (Berlin West) unter Beachtung von 
Artikel 116 Abs. 2 und 3 der Grundordnung das folgende 
Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Für den Dienst der theologischen Leitung im Konsisto­
rium richtet die Regionale Synode der Evangelischen Kir­
che in Berlin-Erandenburg (Berlin West) eine Vakanzver­
waltung ein. Der Vakanzverwalter führt die Amtsbezeich­
nung Propst und gehört der Kirchenleitung als stimmbe­
rechtigtes Mitglied an. 

§2 

(1) Der Vakanzverwalter wird von der regionalen Syn­
ode gewählt. Seine Beauftragung endet mit dem Dienstan­
tritt eines auf der Grundlage einer gemeinsamen Grund­
ordnung für die Evangelische Kirche in Berlin-Eranden­
burg bestellten Propstes. 

(2) Für den Fall, daß die gemeinsame Grundordnung 
für die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg das 
Amt des Propstes nicht vorsehen sollte, endet die Beauf­
tragung mit dem ersten Zusammentritt einer auf der 
Grundlage einer gemeinsamen Grundordnung für die 
Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg gewählten 
Kirchenleitung. 

§ 3 

Soweit in diesem Kirchengesetz nichts anderes Be­
stimmt ist, finden für den Vakanzverwalter die in der 
Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg (Berlin West) 
geltenden Bestimmungen für den Propst entsprechende 
Anwendung. 

§4 

Dieses Kirchengesetz tritt am 11. Mai 1990 in Kraft. 

B e r I i n - S p a n d a u , den 11. Mai 1990 

Der Präses 

Professor Dr. R e i h 1 e n 

• 

• 
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Nr.94 Kirchengesetz über das Berliner Missions­
werk- Missionswerksgesetz -. 

Vom 12. Mai 1990. (KABI. S. 73) 

Die Regionale Synode der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Erandenburg (Berlin West) hat das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

Die Kirche ist gesandt, das Evangelium durch Wort und 
Tat der ganzen Welt zu bezeugen. Dcr- Dienst der Welt­
mission ist daher Wesens- und Lebensäußerung der Kir­
che. Die Evangelische Kirche in Berlin-Erandenburg 
(Berlin West) hat teil an diesem Dienst. Sie nimmt ihn in 
und mit der Weltchristenheit wahr. 

Dieses Gesetz dient der Durchführung des Artikels 143 
der Grundordnung. 

§ 1 

(1) Das Berliner Missionswerk (BMW) ist Bestandteil 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Erandenburg (Berlin 
West). 

(2) Das Berliner Missionswerk gestaltet seine Arbeit in 
der Bindung an Schrift und Bekenntnis. In Erfüllung des 
Missionsauftrags handelt es im Rahmen der kirchlichen 
Ordnung selbständig. 

§2 

(1) Das Berliner Missionswerk nimmt die ihm von der 
Berliner Missionsgesellschaft (West) e. V., de,r Deutschen 
Ostasienmission, der Gossner Mission, dem Jerusalems­
verein und der Morgenländischen Frauenmission in Ver.: 
einbarungen übertragenen Aufgaben in eigener Verant­
wortung wahr.*) 

(2) Die bestehenden Bindungen der im Berliner Missions­
werk zusammenarbeitenden Missionsgesellschaften zu Kir­
chen, kirchlichen Einrichtungen und Werken sowie zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland bleiben unberührt. 

(3) Weitere Missionsgesellschaften und Vereine kön­
nen sich dem Missionswerk durch Vereinbarung mit Zu­
stimmung der Kirchenleitung anschließen. 

§ 3 

Das Berliner Missionswerk hat insbesondere 

1. die ihm von den unter§ 2 genannten Missionsgesell­
schaften durch die Vereinbarungen übertragenen Auf­
gaben zu verantworten und unter den heutigen Voraus­
setzungen fortzuführen; 

2. die Verantwortung der Gemeindenfürdie Weltmission 
zu wecken und zu fördern und ihnen bei der Wahrneh­
mung dieser Verantwortung zu helfen; 

3. die Organe der Landeskirche auf dem Gebiet der Welt­
mission zu beraten und ihnen Anregungen zu geben; 

4. als Partner in der Weltmission neue Aufgaben zu über­
nehmen; 

5. die Gemeinschaft und Zusammenarbeit der Kirche und 
Gemeinden mit den Partnerkirchen in Afrika, Asien 
und dem Nahen Osten zu fördern; 

*) Vereinbarungen mit der Berliner Missionsgesellschaft, der 
Deutschen Ostasienmission, der Gossner Mission und dem Jeru­
salemsverein vom 18. Dezember 1974 sowie mit der Morgenlän­
dischen Frauenmission vom 25. April 1984; mit der von Can­
steinschen Bibelanstalt besteht eine besondere Kooperationsver­
einbarung vom 20. Juli/31. Oktober 1984. 

6. von der Mission und Evangelisation der Partnerkirchen 
zu lernen, auf ihre Kritik zu hören und ihre Erfahrungen 
an Kirche und Gemeinden weiterzugeben; 

7. die Mitarbeit von Christen aus den Partnerkirchen in 
Kirche und Gemeinden zu suchen und zu fördern; 

8. Mitarbeiter, die von den Partnerkirchen in ihren Dienst 
gerufen werden, zu gewinnen und auf ihre Aufgabe 
vorzubereiten; 

9. die Partnerkirchen in ihrer Arbeit - auch finanziell -
zu unterstützen und ihre Arbeit kritisch zu begleiten; 

10. die Öffentlichkeit durch Predigt, Veranstaltungen und 
in den Medien über Weltmission zu informieren; 

11. auf das Leiden, das Unrecht, die Verletzungen der 
Menschenrechte in Ländern der Partnerkirchen und im 
eigenen Land hinzuweisen und für Gerechtigkeit, Frie­
den und Bewahrung der Schöpfung einzutreten; 

12. im Rahmen seiner Aufgaben mit den nationalen und 
internationalen Dienststellen für Weltmission, Öku­
mene und Kirchlicher Entwicklungsdienst das Ziel des 
ökumenischen Teilens zu fördern. 

§4 

Das Berliner Missionswerk arbeitet mit anderen Gesell­
schaften und Institutionen, die sich mit Weltmission be­
fassen, zusammen. Diese Zusammenarbeit soll durch Ver­
einbarungen geregelt werden. 

§5 
(1) Die Organe des Berliner Missionswerkes sind: 

1. die Missionskonferenz, 

2. der Missionsrat. 

(2) Das Berliner Missionswerk unterhält eine Ge­
schäftsstelle. 

§6 

(1) Der Missionskonferenz gehören an: 

1. zwei von jeder Kreissynode aus deren Mitte gewählte 
Mitglieder, 

• 2. zehn von der Regionalen Synode aus deren Mitte ge­
wählte Mitglieder, 

3. vier vom Missionsrat Berufene, 

4. je zwei Vorstandsmitglieder der im Berliner Missions­
werk zusammenwirkenden Missionsgesellschaften, 

5. die Mitglieder des Missionsrates, soweit sie nicht ge­
mäß Nummern 1 bis 4 Mitglieder der Missionskonfe­
renz sind. 

Unter den in Nummern 1 bis 3 Genannten dürfenjeweils 
nicht mehr als die Hälfte bei kirchlichen Körperschaften 
und Werken beruflich tätig sein. 

(2) Für die Mitglieder der Missionskonferenz gemäß 
Absatz 1 Nr. 1 bis 4 werden Stellvertreter bestellt, die 
zugleich Ersatzmitglieder sind. 

(3) Die Amtszeit der Missionskonferenz beträgt sechs 
Jahre. Die Mitglieder bleiben im Amt bis zur Bestellung 
ihrer Nachfolger. 

§7 

(1) Die Aufgaben der Missionskonferenz sind: 

1. Grundsätze zu beschließen und Anregungen für die 
Arbeit des Berliner Missionswerkes zu geben; 
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2. die Übernahme neuer Aufgaben und die Beendigung 
bestehender Arbeitsbereiche zu beschließen; 

3. Vereinbarungen gemäß§ 2 zu beschließen; 

4. ihren Vorsitzenden und zwei Stellvertreter zu wählen; 
sie bilden das Präsidium und bereiten im Benehmen 
mit dem Missionsrat die Sitzungen der Missionskon­
ferenz vor; 

5. zehn Mitglieder des Missionsrates aus ihrer Mitte zu 
wählen, darunter je einen Vertreter der im Missions­
werk zusammenwirkenden Missionsgesellschaften (§ 
2), soweit deren Vorstand einen entsprechenden Vor-
schlag unterbreitet hat; . -

6. den Tätigkeitsbericht des Missionsrates entgegenzu­
nehmen und zu erörtern; 

7. den Leiter der Geschäftsstelle auf Vorschlag des Mis­
sionsrates im Einvernehmen mit der Kirchenleitung 
für eine Amtszeit von zehn Jahren zu wählen; 

8. den Haushaltsplan des Berliner Missionswerkes fest­
zustellen; 

9. die Jahresrechnung abzunehmen und über die Entla­
stung des Missionsrates und der Geschäftsstelle zu 
beschließen; 

10. einen ständigen Grundsatz- und einen ständigen Haus­
haltsausschuß zu bilden. 

(2) Die Missionskonferenz gibt sich eine Geschäftsord­
nung, die insbesondere die Bildung weiterer Ausschüsse, 
Beiräte und Arbeitskreise regelt. 

§ 8 

(1) Die Missionskonferenz tritt jährlich mindestens 
zweimal zusammen. Ihr Vorsitzender beruft sie ein und 
leitet die Tagung. Er lädt jeweils schriftlich unter Angabe 
der Tagesordnung mindestens zwei Wochen vor Beginn 
der Tagung ein. 

(2) Die Missionskonferenz muß einberufen werden, 
wenn ein Viertel ihrer Mitglieder oder der Missionsrat es 
beantragen. 

(3) Die Missionskonferenz ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der Mitglieder versammelt ist. Ist 
die Missionskonferenz nicht beschlußfähig, kann sie bin­
nen zwei Wochen zu einer innerhalb von drei Monaten 
stattfindenden neuen Tagung mit der gleichen Tagesord­
nung einberufen werden, in der sie ohne Rücksicht auf die 
Zahl der anwesenden Mitglieder beschlußfähig ist. 

( 4) Bei Abstimmungen und Wahlen entscheidet, soweit 
nicht etwas anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit 
der gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen werden nicht 
mitgezählt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge­
lehnt oder die Wahl erfolglos. 

(5) Über jede Tagung wird eine Niederschrift angefertigt. 

§9 

(1) Dem Missionsrat gehören an: 

1. der Vorsitzende der Missionskonferenz, 

2. zehn von der Missionskonferenz aus ihrer Mitte ge­
wählte Mitglieder (§ 7 Nr. 5), 

3. drei von der Kirchenleitung berufene Mitglieder, 

4. ein vom Rat der Evangelischen Kirche der Union -
Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West 
- entsandtes Mitglied. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder, die dem Missionsrat 
nicht kraft Amtes angehören, beträgt sechs Jahre. Die 

Mitglieder bleiben bis zur Bestellung ihrer Na~hfolger im 
Amt. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird für den Rest 
der Amtszeit ein Nachfolger bestellt. 

(3) An den Sitzungen des Missionsrates nehmen bera­
tend teil: 

I. ein Mitglied der Kirchenleitung, 

2. ein Vertreter des Evangelischen Missionswerkes im 
Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
Weste. V., 

3. der zuständige Referent des Konsistoriums, 

4. der Leiter und die Referenten der Geschäftsstelle des 
Berliner Missionswerkes. 

§10 

(I) Die Aufgaben des Missionsrates sind: 

I. unter Beachtung der von der Missionskonferenz be­
schlossenen Grundsätze die Richtlinien für die Arbeit 
des Berliner Missionswerkes zu bestimmen und Anre­
gungen für seine Arbeit zu geben; 

2. das Berliner Missionswerk zu leiten und zu vertreten; 

3. bei der Vorbereitung der Tagungen der Missionskon­
ferenz mitzuwirken und deren Beschlüsse auszufüh­
ren; 

4. seinen Vorsitzenden und dessen zwei Stellvertreter 
nach Fühlungnahme mit der Kirchenleitung aus seiner 
Mitte zu wählen; 

5. vier Mitglieder der Missionskonferenz zu berufen; 

6. die Referenten zu berufen (§ 12 Abs. 2) sowie einen 
ersten und zweiten Stellvertreter des Leiters der Ge­
schäftsstelle zu bestimmen; 

7. den Tätigkeitsbericht der Geschäftsstelle entgegenzu­
nehmen; 

8. der Missionskonferenz einen Tätigkeitsbericht vorzu­
legen und der Regionalen Synode nach Berücksichti­
gung der Anregungen der Missionskonferenz jährlich 
über_ die Arbeit des Berliner Missionswerkes zu berich­
ten; 

9. den Haushaltsplan des Berliner Missionswerkes auf­
zustellen. 

(2) Der Zustimmung des Missionsrates bedürfen: 

I. der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 

2. die Aufnahme von Darlehen, die nicht aus Mitteln des 
laufenden Haushaltsjahres zurückgezahlt werden kön­
nen, 

3. die Übernahme von Bürgschaften. 

§11 

(1) Der Missionsrat tritt in der Regel alle zwei Monate 
zusammen. Sein Vorsitzender lädt zu den Sitzungen 
schriftlich mit Angabe der Tagesordnung ein. Die Einla­
dung soll den Mitgliedern mindestens eine Woche vor dem 
Sitzungstag zugehen. 

(2) Der Missionsrat muß einberufen werden, wenn ein 
Drittel der Mitglieder es beantragt. 

(3) Der Missionsrat ist beschlußfähig, wenn minde­
stens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

(4) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehr­
heit der gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen werden 

• 

• 
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nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt oder die Wahl erfolglos. 

(5) Über jede Sitzung wird eine Niederschrift angefer­
tigt. 

§ 12 

(1) Die Geschäftsstelle ist kollegial verfaßt Dem Kol­
legium gehören der Leiter und die Referatsleiter an. Der 
Missionsrat gibt dem Kollegium eine Geschäftsordnung. 

(2) Die Referenten werden vom Missionsrat auf Vor­
schlag des Leiters der Geschäftsstelle nach Anhörung des 
Kollegiums und in Übereinstimmung mit den Integra­
tionsvereinbarungen gemäß § 2 berufen. 

§ 13 

(1) Die laufenden Geschäfte des Berliner Missionswer­
kes führt die Geschäftsstelle im Rahmen der kirchlichen 
Ordnung nach den Grundsätzen der Missionskonferenz (§ 
7 Nr. 1 bis 3) und nach den Richtlinien des Missionsrates 
(§ 10 Abs. 1). 

(2) Die Geschäftsstelle hat insbesondere 

1. die Beziehungen zu den Partnerkirchen zu pflegen, 

2. die Beschlüsse des Missionsrates auszuführen, 

3. die Mitarbeiter, die in den Dienst der Partnerkirchen 
entsandt werden, einzustellen oder zu berufen, 

4. die Sitzungen des Missionsrates vorzubereiten. 

(3) Ein die rechtsgeschäftliche Vertretung betreffender 
Beschluß der Missionskonferenz ist jeweils vom Vorsit­
zenden der Missionskonferenz oder seinem Stellvertreter 
unter Beidrückung des Siegels zu unterzeichnen; dadurch 

wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Be­
schlußfassung festgestellt. 

§ 14 

(1) Das Berliner Missionswerk erhält zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben Zuweisungen von der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Erandenburg (Berlin West). 

(2) Das Vermögen des Berliner Missionswerkes ist ein 
Sondervermögen der Evangelischen Kirche in Berlin­
Erandenburg (Berlin West). Es dient ausschließlich und 
unmittelbar den in § 3 beschriebenen Aufgaben. Wird das 
Berliner Missionswerk aufgelöst, darf sein Vermögen nur 
für die Arbeit der Weltmission verwendet werden. 

§ 15 

Die bei Irrkrafttreten dieses Kirchengesetzes der Mis­
sionskonferenz oder dem Missionsrat angehörenden Mit­
glieder bleiben für die Zeit, für die sie gewählt oder beru­
fen sind, im Amt. 

§ 16 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juni 1990 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über das Berliner 
Missionswerk (Missionswerksgesetz) vom 19. November 
1972 (KABl. S. 98), geändert durch Verordnung mit Ge­
setzeskraft vom 11. September 1984 (KABl. S.103), außer 
Kraft. 

B e r l i n - S p a n d a u , den 12. Mai 1990 

Der Präses 

Professor Dr. R e i h l e n 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 

Nr. 95 Kirchenverordnung über die Ausbildung 
und Prüfung für die Laufbahn des mittleren 
allgemeinen Verwaltungsdienstes in der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig. 

Vom 28. Mai 1990. (LKABl. S. 156) 

Aufgrund des § 17 des Kirchenbeamtengesetzes der 
Vereinigten Evangelisch-lutherischen Kirche Deutsch­
lands vom 25. Juni 1980 (ABl. 1981 S. 73) mit Änderun­
gen vom 5. März 1986 (ABl. 1986 S. 37) in Verbindung 
mit § 5 des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Kirchen­
beamtengesetzes der VELKD vom 27. November 1981 
(ABl. 1981 S. 86) mit Änderung vom 8. März 1986 (ABl. 
1986 S. 28) wird folgende Kirchenverordnung erlassen: 

Abschnitt I 

Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Kirchenverordnung regelt die Ausbildung und 
Prüfung des Kirchenbeamten für die Laufbahn des mittle-

ren allgemeinen Verwaltungsdienstes in der Evangelisch­
lutherischen Landeskirche in Braunschweig. 

§ 2 

Anwendung der Bestimmungen des 
Landes Niedersachsen 

Auf die Ausbildung und Prüfung des Kirchenbeamten 
des mittleren allgemeinen Verwaltungsdienstes sind die 
Bestimmungen des Landes Niedersachsen über die Aus­
bildung und Prüfung für die Laufbahn des mittleren allge­
meinen Verwaltungsdienstes entsprechend anzuwenden, 
soweit nicht in folgenden oder in anderen kirchlichen 
Bestimmungen eine abweichende Regelung getroffen ist. 

§3 

Ausbildungsziel 

Die Kirchenbeamten des mittleren allgemeinen Verwal­
tungsdienstes sind so auszubilden, daß sie die Aufgaben 
erfüllen können, die der kirchlichen Verwaltung in ihrer 
Bindung an den Auftrag der Kirche gestellt sind. Sie sind 
dabei mit den Anforderungen an ihr dienstliches und au­
ßerdienstliches Verhalten vertraut zu machen. 
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§4 

Ausbildungsbehörde 

1. Ausbildungsbehörde ist das Landeskirchenamt 

2. Das Landeskirchenamt kann Aufgaben der Ausbil­
dungsbehörde auf einzelne Kirchenverbände übertra­
gen. 

§5 
Bewerbung 

1. Bewerbungen um Einstellung in~en Vorbereitungs­
dienst sind an das Landeskirchenamt zu riebteiL 

2. Das Landeskirchenamt bestimmt, welche Bewer­
bungsunterlagen der Bewerbung beizufügen sind. 

Abschnitt II 

Ausbildungsgang 

§6 

Praktische Ausbildung 

Die praktische Ausbildung der Kirchenbeamten erfolgt 
in kirchlichen Verwaltungsstellen in der Landeskirche. 
Während dieser Zeit sollen die Anwärter die Möglichkeit 
erhalten, an landeskirchlichen Lehrgängen für Auszubil­
dende teilzunehmen. 

§7 

Theoretische Ausbildung 

1. Im Einvemehmen mit der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers erfolgt die theor.etische Aus­
bildung durch Teilnahme an den Verwaltungslehrgän­
gen des Studieninstituts der Allgemeinen Verwaltung 
des Landes Niedersachsen oder des Niedersächsischen 
Studieninstitutes für kommunale Verwaltung Hanno­
vere. V. 

2. Das Landeskirchenamt Hannover regelt im Rahmen 
von Vereinbarungen mit dem Land Niedersachsen die 
Abweichungen vom Lehr- und Stoffverteilungsplan in 
einem besonderen Lehr- und Stoffverteilungsplan für 
die kirchenspezifischen Unterrichtsfächer. 

§8 

Laufbahnprüfung 

1. Die am Ende des Vorbereitungsdienstes vor dem Prü­
fungsausschuß abzulegende Prüfung ist die Laufbahn­
prüfung für den mittleren allgemeinen Verwaltungs­
dienst in der Landeskirche. 

2. Dem Prüfungsausschuß gehören ein ordinierter Theo­
loge sowie ein Kirchenbeamter mit der Befähigung für 
den höheren oder gehobenen allgemeinen Verwal­
tungsdienst an, die auf Vorschlag des Landeskirchen­
amtes Hannover vom Leiter des Studieninstitutes an­
stelle von zwei anderen Mitgliedem berufen werden. 

3. In der schriftlichen Prüfung ist eine Aufgabe aus den 
Stoffgebieten »Kirchliches Verfassungsrecht« und 
»Kirchliches Verwaltungsrecht« zu stellen. 

Die Stoffgebiete »Ordnungs- und Ordnungswidrigkei­
tenrecht« und »Sozialhilferecht« entfallen. 

4. Die mündliche Prüfung soll sich auf die Stoffgebiete, die 
Gegenstand der schriftlichen Prüfung sein können, er­
strecken. Außerdem ist das Stoffgebiet >>Lehre und Leben 
der Kirche« Gegenstand der mündlichen Prüfung. 

Abschnitt 111 

Schlußvorschriften 

§9 

lnkrafttreten 

1. Diese Kirchenverordnung tritt mit Verkündung in 
Kraft. 

2. Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Lauf­
bahn des mittleren allgemeinen Verwaltungsdienstes 
in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig vom 11. August 1976 (ABI. S. 61) tritt 
gleichzeitig außer Kraft. 

W o 1 f e n b ü t t e 1 , den 28. Mai 1990 

Evangelisch-lutherische 
Landeskirche in ßraunschweig 

Kirchenregierung 

Prof. Dr. Gerhard M ü 11 er 

Evangelisch -lutherische Landeskirche Hannovers 

Nr.96 Rechtsverordnung über die Autbewahrung 
und Aussonderung von Schriftgut (Aufbe­
wahrungs~ und Kassationsordnung). 

Vom 9. Mai 1990. (KABI. S. 77) 

Aufgrund des Artikels 124 Buchst. b der Kirchenverfas­
sung erlassen wir zur Ausführung des § 1 Abs. 3 des 
Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen zum Schutz des kirchlichen Archiv­
gutes vom 10. Dezember 1984 (Kirchl. Amtsbl. S. 149) 
mit Zustimmung des Landessynodalausschusses die fol­
gende Rechtsverordnung: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Rechtsverordnung gilt für alle kirchlichen Dienst­
stellen, die Schriftgut in Registraturen oder Archiven ver-

walten. Sie gilt entsprechend für den Bereich des Diako­
nischen Werkes und für andere selbständige kirchliche 
Einrichtungen und Werke, soweit die zuständigen Organe 
die Übemahme beschlossen haben. 

§2 

Aufbewahrung von Schriftgut 

(1) Grundsätzlich ist nur das Schriftgut aufzubewah­
ren, das im eigenen Amtsbereich erwächst und zur Erfül­
lung der jeweiligen Aufgaben benötigt wird. 

(2) Das Schriftgut ist nach der jeweils geltenden 
Schriftgutordnung mit Aktenplan oder in Absprache mit 
dem Landeskirchlichen Archiv nach archivalischen Ord­
nungs- und Verzeichnungsgrundsätzen geordnet aufzube­
wahren. 

• 

• 
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§3 

Registratur, Altregistratur, Archiv 

(1) In der Registratur ist nur das Schriftgut aufzube­
wahren, das zur Erfüllung der eigenen Aufgaben laufend 
benötigt wird. 

(2) In der Altregistratur ist das Schriftgut aufzubewah­
ren, das nicht mehr laufend benötigt wird, aber mindestens 
noch befristet aufbewahrt werden muß. 

(3) Im Archiv ist das archivwürdige Schriftgut dauernd 
aufzubewahren, das von der Verwaltung nicht mehr benö­
tigt wird. Schriftgut ist archivwürdig, wenn es Leben und 
Wirken der Kirche dokumentiert oder der Rechtssicherung 
dient oder für die wissenschaftliche oder heimatgeschieht­
liehe Forschung Bedeutung hat; andere, wie kommerzielle 
und künstlerische Gesichtspunkte können berücksichligt 
werden. 

§4 

Aussonderung von Schriftgut 

(1) Wert und Funktionsfähigkeit der Registratur sind 
durch rechtzeitiges Aussondern des nicht mehr benötigten 
Schriftgutes zu erhalten. Das Schriftgut wird nach dem 
Aufbewahrungs- und Kassationsplan (Anlage), in dem 
festgelegt ist, welches Schriftgut dauernd oder befristet 
aufbewahrt wird, ausgesondert. In Zweifelsfällen ist die 
Entscheidung des Landeskirchlichen Archivs einzuholen. 

(2) Schriftgut, das ausschließlich das Wirken Dritter 
dokumentiert, ist an das zuständige Archiv abzugeben. 
Vor Abgabe ist die Zustimmung des Landeskirchlichen 
Archivs einzuholen. · 

(3) Nicht archivwürdiges Schriftgut soll in regelmäßi­
gen Abständen kassiert werden. Dabei verfahren die kirch­
lichen Dienststellen, Körperschaften, Einrichtungen und 
Werke selbständig nach dem für sie geltenden Aufbewah­
rungs- und Kassationsplan. 

(4) Schriftgut aus der Zeit vor 1950 darf nur mit Ge­
nehmigung des Landeskirchlichen Archivs kassiert wer­
den. 

(5) Für mehrfach überliefertes identisches Schriftgut, 
z. B. Fotokopien, Ab- und Durchschriften, in verschiede­
nen Registraturen können in Einzelfällen nach vorheriger 
Absprache mit dem Landeskirchlichen Archiv abweichen­
de Aufbewahrungsfristen festgesetzt werden. 

§5 
Schutzbestimmungen 

(1) Schriftgut, das entbehrlich oder wertlos geworden 
ist, darf nicht in den Handel gebracht werden. 

(2) Bei der Vernichtung durchDrittemuß durch schrift­
liche Vereinbarung sichergestellt sein, daß das Schriftgut 
nicht mißbräuchlich verwendet wird. 

§6 

lnkrafttreten 

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Juni 1990 in Kraft. 
Zum selben Zeitpunkt wird· die Verfügung über die Ver­
nichtung kirchlicher Akten vom 7. Februar 1940 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 34) aufgehoben. 

Hannover, den 9. Mai 1990 

Das Landeskirchenamt 

Dr. v. V i e t i n g h o f f 

Anlage 
(zu § 4 Abs. 1) 

Aufbewahrungs- und Kassationsplan 
für das seit dem Jahr 1950 erwachsene Schriftgut 

Vorbemerkung 

Der Aufbewahrungs- und Kassationsplan dient dazu, 
das in den Registraturen angewachsene amtliche Schrift­
gut auf das notwendige Maß zu beschränken und nicht 
mehr benötigtes Schriftgut frühzeitig auszusondern. Das 
ausgesonderte Schriftgut ist je nach seinem Wert auf Dau­
er zu archivieren oder nach Ablauf von festgelegten Auf­
bewahrungsfristen zu vernichten. 

Unter Schriftgut sind nicht einzelne Schriftstücke zu 
verstehen, sondern die bei der Erledigung amtlicher Auf­
gaben anwachsenden, aus Vorgängen gebildeten Akten, 
Jahresrechnungen und Amtsbücher. Die Entscheidung für 
Aufbewahrung, Kassation oder Archivierung soll nicht für 
einzelne Schriftstücke getroffen werden, sondern für die 
als Mappen, Hefter, Ordner usw. angelegten Akten- und 
Archivalieneinheiten. Die im folgenden Plan in Klammem 
genannten Betreffe und Schriftgutformen sind also nur als 
Erläuterung zu verstehen. Keineswegs ist daran gedacht, 
die Akten Blatt für Blatt darauf durchzusehen, welche 
Schriftstücke erhalten und welche kassiert werden sollen. 
Diese Entscheidung soll vielmehr für den jeweiligen Ak­
tenband insgesamt getroffen werden. Enthält ein Akten­
band Vorgänge von sehr unterschiedlichem Erhaltungs­
wert, wird die Entscheidung nach dem überwiegenden 
Inhalt getroffen. 

Ohne die Einwilligung des Facharchivars darf nur das 
unter den Ziffern 2 bis 5 genannte Schriftgut vernichtet 
werden, sofern es erst nach 1950 entstanden ist und die 
genannten Vorbedingungen erfüllt sind. 

Alle Schriftgutarten, die im folgenden Plan nicht ge­
nannt sind, müssen, selbst wenn ihnen kein Erhaltungs­
wert zuzukommen scheint, vorerst aufbewahrt werden; die 
fachliche Entscheidung über deren Archivierung oder 
Kassation trifft dann das Landeskirchliche Archiv. Ebenso 
ist in Zweifelsfällen und bei begründeten Ausnahmen des­
sen Zustimmung einzuholen. 

Die Kirchengemeinden und Kirchenkreise, für die die­
ser Aufbewahrungs- und Kassationsplan gilt, sind im fol­
genden Plan nur in der verkürzten Form » Kirchengemein­
den« genannt. Andere kirchliche Dienststellen und Ein­
richtungen können den Aufbewahrungs- und Kassations­
plan in Absprache mit dem Landeskirchlichen Archiv ana­
log anwenden. Die in Klammem gegebenen Erläuterungen 
und Beispiele erheben keinen Anspruch auf Vollzählig­
keit. 

Akten und Aktengruppen, die dauernd aufzubewahren 
sind, werden entsprechend der Reihenfolge der Haupt­
gruppen der geltenden Schriftgutordnung*) aufgeführt. 

Der vorliegende Aufbewahrungs- und Kassationsplan 
weicht in Einzelfällen von den nach der geltenden Baus­
haltsordnung für kirchliche Körperschaften (KonfHOK) 
genannten Aufbewahrungsfristen durch längere Zeiten ab, 
damit bei der Kassation nach diesem Plan in jedem Fall 
sichergestellt ist, daß rechtsverbindliche Aufbewahrungs­
fristen eingehalten worden sind. 

*) Schriftgutordnung mit Aktenplan für Kirchengemeinden, Kir­
chenkreise, Dekanate, Propsteien und Verbände sowie landes­
kirchliche Einrichtungen in der ev. Kirche.- Göttingen: V anden­
hoeck und Ruprecht 1980. 
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In Zukunft können die Belege zu den Jahresrechnungen 
kassiert werden, wenn sichergestellt ist, daß die Belege 
zum Investitionshaushalt und zur Bauunterhaltung geson­
dert abgelegt und zur dauernden Aufbewahrung aufberei­
tet werden. 

1. Dauernd aufzubewahren sind: 

1.1 Urkunden und Verträge 

1.1.1 

1.1.2 

1.1.3 

1.1.4 

1.1.5 

1.1.6 

1.2 

1.2.1 

1.2.2 

1.2.3 

1.2.4 

1.2.5 

1.2.6 

Gründungs- und Organisationsurkunden der 
Kirchengemeinden 

Satzungen 

Urkunden über Stiftungen und Legate, Testa­
mente 

Verträge über Erwerb, Verkaufund Dienstbar­
keilen an Grundbesitz und Gebäuden (Verträge 
über Nutzung und Belastung vgl. 2.1.1 und 
3.1.2) 

Dienstverträge von Personen in leitenden Stel­
lungen, mit wichtigen Funktionen und von ver­
dienten Mitarbeitern (Geistliche, Diakone, Dia­
konissen, Jugendwarte, Kirchenmusiker, eh­
renamtliche Mitarbeiter) (vgl. 3.1.1) 

Verpflichtungserklärungen (Amts-, Bekennt­
nisverpflichtung, Erklärungen zur Wahrung 
des Datenschutzes) 

Amtsbücher 

Kirchenbücher und ihre Doppelüberlieferung 
(Taufe, Konfirmation, Trauung, Begräbnis, 
N amemegister) 

Verzeichnisse über Übertritte, Wiederaufnah­
men, Kirchenaustritte und Abendmahlsgäste; 
Sakristeibücher, Friedhofsregister, Abkündi­
gungen und Gesängebücher 

Vermögensbücher (Lagerbücher, Corpora bo­
norum, Inventarien) 

Rechnungsbücher (Jahresrechnungen) (vgl. 
1.3.47 und 3.3.2) 

Protokollbücher (Kirchenvorstandsprotokolle, 
Protokolle von Ausschüssen und von Gemein­
deversammlungen) 

Chroniken 

1.3 Akten 

Kirchengemeinde (usw.) 
Geschichte, Organisation, Verwaltung, Statistik 

1.3.01 

1.3.02 

1.3.03 

1.3.04 

1.3.05 

1.3.06 

Akten über Gründung, Organisation, Bekennt­
nisstand, Patronat der Kirchengemeinde 

Visitationsakten 

Akten über Errichtung und Leitung eigener 
Eimichtungen (Diakoniestation, Kindergarten, 
Altenheim, Schule, Internat) 

Akten über die Mitgliedschaft (Austrittserklä­
rungen, Über- und Wiedereintrittserklärungen) 

Akten über Beziehungen zu anderen Konfes­
sionen, Religionsgesellschaften und Weltan­
schauungen oder Auseinandersetzungen mit 
diesen (nur Vorgänge, die die eigene Kirchen­
gemeinde berühren) 

Akten über die Beziehungen zu staatlichen, 
kommunalen und parteipolitischen Stellen, Or-

1.3.07 

1.3.08 

ganisationen und Einrichtungen (nur tatsäch­
lich praktizierte Beziehungen und besondere 
Vereinbarungen) 

Akten über die Wahl zu kirchlichen Körper­
schaften, ihren Organen und Ausschüssen (nur 
Wahlvorschläge, Wahlprotokoll mit Wahler­
gebnis und Akten über Veränderungen wäh­
rend der Amtsperiode) (vgl. 4.1.4) 

Niederschriften und Verhandlungen der kirch­
lichen Körperschaften, ihrer Organe und Aus­
schüsse sowie von Mitarbeiterbesprechungen 

1.3.09 Geschäftsordnungen, Dienstanweisungen 

1.3.10 Statistische Berichte aus dem eigenen Amts­
und Aufgabenbereich 

1.3~ 11 Aktenpläne, Archiv- und Bibliotheksverzeich­
nisse, Findbücher und dazugehörige Karteien 

1.3 .12 Unterlagen zum Datenschutz 

Personalangelegenheiten 
der Pfarrer und kirchlichen Mitarbeiter 

1.3.13 Akten über die Errichtung und Besetzung von 
Pfarrstellen und Stellen für Mitarbeiter 

1.3.14 Stellenpläne, Besoldungs-, Vergütungs- und 
Lohnlisten 

1.3.15 

1.3.16 

Akten und Protokolle über Amtsübergaben 

Personalakten von Personen in leitenden Stel­
lungen, mit wichtigen Funktionen und von ver-
dienten Mitarbeitern (Einstellung, Aus- und 
Fortbildung, Prüfung, Beurteilung, Dienstver­
hältnis, Freistellung, Nebentätigkeit, Ehrung, 
Lebensdaten und Familienverhältnisse) (vgl. 
3.2.1 und 3.2.2) 

1.3.17 Disziplinarakren (sofern die Vorkommnissefür 
das Leben der Kirchengemeinde von erhebli­
cher Bedeutung sind) 

Dienst und Leben 
Leben und Wirken der Kirchengemeinde 

1.3 .18 Akten über regelmäßige und besondere Gottes­
dienste, Beichte, Abendmahlsfeiern, Amts­
handlungen 

1.3.19 

1.3.20 

1.3.21 

1.3.22 

1.3.23 

1.3.24 

1.3.25 

Akten über Veranstaltungen der Kirchenge­
meinde (Vorbereitungsmaterial, Ablauf und 
Berichte von Veranstaltungen, Teilnahme, son­
stige bemerkenswerte Unterlagen, vgl. 1.4.1 
und 1.4.2, aber auch 5.1.6) 

Akten überbesondere Ereignisse (Jubiläen, Be­
teiligung an Festveranstaltungen usw.) 

Akten über die Arbeit der Gemeindekreise 
(Zielsetzung, Veranstaltungen, Teilnehmer­
listen, Arbeitsberichte) 

Akten über die Pflege der Kirchenmusik 

Akten über Inhalt und Gestaltung des Reli­
gions- und Konfirmandenunterrichts 

Akten über Beziehungen zur Schule (nur Vor­
gänge, die die eigene Kirchengemeinde berüh­
ren) 

Akten über die Arbeit in den eigenen Eimich­
tungen (Kindergarten, Schule, Internat, Büche­
rei, Diakoniestation, Altenheim usw.) 

• 

• 
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1.3.26 

1.3.27 

1.3.28 

1.3.29 

1.3.30 

1.3.31 

1.3.32 

1.3.33 

1.3.34 

1.3:35 

1.3.36 

1.3.37 

1.3.38 

1.3.39 

1.3.40 

1.3.41 

1.3.42 

1.3.43 

1.3.44 

1.3.45 

1.3.46 

1.3.47 

1.3.48 

1.3.49 

Akten über Seelsorge an verschiedenen Perso­
nengruppen und in verschiedenen Bereichen, 
soweit das Beichtgeheimnis die Aufbewahrung 
nicht ausschließt 

Akten über Einhaltung oder Verletzung des 
Sonn- und Feiertagsschutzes 

Akten über religiöses und sittliches Verhalten 

Akten über Volkstum und Brauchtum im loka­
len und regionalen Bereich 

Akten über Öffentlichkeitsarbeit 

Akten über Presse-, Rundfunk und Fernseh­
arbeit sowie Presseberichte 

Gemeindebriefe 

Akten über kulturelle und gesellschaftspoliti­
sche Arbeit (nur Vorgänge aus der eigenen Ar­
beit) 

Akten über die diakonische Arbeit und Fürsor­
getätigkeit im eigenen Amts- und Aufgabenbe­
reich 

Akten über Patenschaften und Partnerschaften 

Akten über die eigene Werbung für Spenden 
und Kollekten und besondere Sammelaktionen 
(»Brot für die Welt«) 

Akten über missionarische Arbeit und Förde­
rung der Mission durch die Kirchengemeinde 

Akten über kirchliche Vereine und V er bände 
(nur Vorgänge über die Arbeit im lokalen und 
regionalen Bereich und über den eigenen Bei­
trag zur Förderung dieser Vereine und Verbän­
de) 

Finanz- und Vermögensverwaltung 

Akten über Erwerb, Veränderung und Verkauf 
von Grundvermögen 

Akten über die Verpflichtung Dritter zu beson­
deren Leistungen (Baulast, Deputate usw.) 

Akten über die Verwaltung von Kapitalvermö­
gen 

Akten über dauernde Berechtigungen und eige­
ne Verpflichtungen (Steuer- und Gebührenfrei­
heit, Steuer, Abgaben, Erbbaurechte, Dienst­
barkeiten usw.) 

Akten über Ablösung von Berechtigungen und 
Verpflichtungen 

Akten über vermögensrechtliche Auseinander­
setzung im Zusammenhang mit der Gründung 
oder Veränderung von Kirchengemeinden und 
ihrer Einrichtungen 

Akten über Stiftungsvermögen 

Akten über sonstiges Sondervermögen 

Akten über Rechnungsführung (Haushaltsvoll­
zug), Rechnungslegung und Prüfung der Rech­
nungen (vgl. 3.4.3) 

Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnung 

Bauwesen 

Akten über Errichtung und bauliche Unterhal­
tung kirchlicher Gebäude (Bauplanung, Finan­
zierung, Zeichnungen, Bau berichte, ausgeführ-

1.3.50 

1.3.51 

1.3.52 

1.3.53 

1.3.54 

1.3.55 

1.3.56 

1.4 
1.4.1 

1.4.2 

2. 
2.1 

2.1.1 

2.1.2 

2.2 

2.2.1 

2.2.2 

3. 

3.1 
3.1.1 
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te Angebote, Abschlußrechnungen, Inventar, 
Versicherung, Grundsteinlegung und Einwei­
hung, Bedarfsberechnung usw.) 

Akten über Nutzung kirchlicher Gebäude (ohne 
Vermietung, Vermietungsakten vgl. 3.2.8) 

Akten über die Ausstattungsstücke der Kirche 
(Taufe, Kanzel, Altar, Orgel, Uhr, Bestuhlung, 
Kunstwerke, Denkmäler usw.) 

Akten über Bestand und Erhaltung der V asa 
sacra, des Kunst- und Kulturgutes 

Friedhofswesen 

Akten über Anlage, Widmung und Entwid­
mung von Friedhöfen 

Akten über den Erlaß von Friedhofsordnungen 
und Leitung der Friedhofsverwaltung 

Akten über die Erhaltung besonder~r Grab­
denkmäler und Erbbegräbnisse 

Sonstiges 

Prozeßakten, die dauernde Rechtsverhältnisse 
oder historische Belange. berühren (vgl. 2.2.1) 

Sammlungen und Dokumentationen 

Sammlungen historischerNachrichtenüber die 
Kirchengemeinde (Notizen, handschriftliche, 
vervielfältigte und gedruckte Darstellungen, 
Zeitungsausschnitte, Abschriften und Kopien 
von Archivalien und anderen historischen 
Quellen) (vgl. 1.3.20) 

Bild-, Film- und Tondokumente von kirchli­
chen Ereignissen und aus der kirchlichen Ar­
beit sowie von Gebäuden, Kunstwerken und 
Denkmälern (vgl. 1.3.20) 

30 Jahre sind aufzubewahren 

Urkunden und Verträge 

Verträge über Hypotheken 
und Darlehen (vgl. 1.1.4) 

Versicherungspolicen 

Akten 

Prozeßakten, sofern keine 
dauernden Rechtsverhältnis­
se oder historische Belange 
berührt sind (Zivil-, Arbeits­
prozesse) (vgl. 1.3.56) 

Anlagen zu den Kirchenbü­
chern 

10 Jahre sind aufzubewahren 

Urkunden und Verträge 

Dienstverträge kirchlicher 
Mitarbeiter, die überwiegend 
nur mit Sachbearbeiterfunk­
tionen, unselbständigen und 
Hilfsfunktionen betraut wa­
ren (vgl. 1.1.5) 

Frist beginn: 

nach Abtrag 
der Schuld 

nach Beendi­
gung des Ver­
sicherungs­
verhäl tnisses 

nach Rechts­
kraft des Ur­
teils oder 
Vergleichs 

nach Revi­
sion der Kir­
chenbücher 

Fristbeginn: 

vom Todes­
jahr an oder 
nach Fortfall 
von Versor­
gungsansprü­
chen 
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3.1.2 Werkverträge und Wartungs- nach Beendi- cra, Glocken, Orgeln u.ä.) 
verträge (Grabpflege, Da- gung des Ver- Belege zu: Baumaßnahmen 
chinstandhaltung usw.) tragsverhält- (Veränderung, Restaurie-

nisses rung, Abbruch, Neubau) 

3.1.3 Pacht- und Mietverträge nach Beendi- 3.4.5 Chronologische Sammlung 
(vgl. 1.1.4) gung des Ver- der Rundverfügungen 

tragsverhält- 3.4.6 Personalbeiakten über 
nisses Urlaub, Dienstbefreiung 

3.2. Akten 
3.4.7 An- und Abmeldungen zum 

3.2.1 Personalakten über Versor- von der letz- Kindergarten, zu Gemeinde-
gungsleistungen, sofern ein· ·- ten Versor- kreisen und Vereinen 
Wiederaufleben der Ansprü- gungslei- 3.4.8 Akten über die Benutzung nach Ab-ehe entfällt stung an 

von Kirchenbüchern und Ar- schluß der 
3.2.2 Personalbeiakten (Beihilfen, von der letz- chivalien Angelegen-

Krank- und Gesundmeldun- ten Beihilfe- heit 
gen, Urlaub, Vertretungen) Ieistung an Ausnahmen: 

3.2.3 Akten über Reisekostenab- Dauernd aufzubewahren sind: 
rechnungen und Erstattungen Anträge, historisch auf-

3.2.4 Pfarramtliche Bescheinigun- schlußreiche Ausführungen 
und genealogische Aufstel-gen 
Iungen 

3.2.5 Akten über die Erhebung nach Ab- • von Kirchgeld und Kirchen- schluß der 4. 1 Jahr sind aufzubewahren Fristbeginn: 
steuer, Hebelisten Einzelfälle 4.1 Akten 

3.2.6 Haushaltspläne nach abschlie- 4;1.1 Haushai tsüberwachungsli- nach abschlie-Bender Entla- sten, Kassenstandsübersich- ßender Entla-stung ten stung 
3.2.7 Akten über die Aufstellung 4.1.2 Regelmäßige Kassenstands-der Haushaltspläne 

berichte 
3.2.8 Akten über Verpachtung und nach Beendi- 4.1.3 Akten über die Wirtschafts-Vermietung (vgl. 1.3.50) gung des führung 

Mietverhält-
nisses 4.1.4 Akten über die Durchfüh- nach Ablauf 

3.2.9 Spendenbescheinigungen rung der Wahl zu kirchlichen der Amtspe-
Körperschaften (vgl. 1. 3. 07) riode 

3.3 Amtsbücher 4.1.5 Urlaubslisten nach Ablauf 
3.3.1 Geschäftsbücher, Porto- und nach abschlie- des Urlaubs-

Posteinlieferungsbücher Bender Entla- jahres 
stung 4.1.6 Vorbereitendes Schriftgut für 

3.3.2 Kassenbücher und Rech- nach abschlie- Sitzungen, Veranstaltungen, 
nungskladden, Hilfs- und Ne- Bender Entla- Tagungen, Freizeiten (vgl. 
benbücherzur Rechnungsfüh- stung 1.3.19) 
rung (vgl. 1.2.4 und 1.3.47) 4.1.7 Rundschreiben kirchlicher • 3.4 Akten Werke, Einrichtungen und 

3.4.1 Akten und Skizzen zur Ge- Vereine (vgl. 5.1.7) 

nehmigung von Grabsteinen 5. Sofort auszusondern oder Frist beginn: und Grabdenkmälern 
höchstens 1 Jahr aufzu-

3.4.2 Akten über Versicherungen bewahren sind 
und über deren Abwicklung 5.1 Akten 

3.4.3 Akten und Niederschriften nach abschlie- 5.1.1 Umzugsmeldungen von nach Eintra-über Kassenprüfungen und Bender Entla- Gemeindegliedern gung außerordentliche Rechnungs- stung 
prüfungen (vgl. 1.3.47}, 5.1.2 Schriftwechsel über kurz-
Haushaltspläne zeitige Vertretungen 

3.4.4 Kassen- und Rechnungsbele- nach abschlie- 5.1.3 Bewerbungsunterlagen von 
ge aller Art, Zahlungsbewei- Bender Entla- nicht berücksichtigten 
se (Bank- und Postscheckaus- stung Personen (Bewerbungsunter-
züge) lagen nicht berücksichtigter 

Ausnahmen: Personen müssen zurückge-

Dauernd aufzubewahren sind: geben oder unverzüglich ver-

Belege über: Erfüllung von nichtet werden) 

Baulastverpflichtungen, Lei- 5.1.4 Schriftwechsel über die 
stung von Gefallen, besonde- Ausstellung pfarramtlicher 
re Anschaffungen (Vasa sa- Zeugnisse 



• 

Heft9, 1990 AMTSBLATT 349 

5.1.5 Überweisungen zum Kon­
firmanden- und Religions­
unterricht 

5.1.6 Handzettel und Anschläge 
für regelmäßige Gottes-

5.1.7 

5.1.8 

dienste und übliche 
Veranstaltungen 

Mitteilungen des Landeskir­
chenamtes 
Mahnschreiben nach Erledi­

gung 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

Nr.97 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenge· 
meindewahlordnung und der Kirchenge· 
meindeordnung. 

Vom 12. Mai 1990. (ABI. S. 110) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Kirchengemeindewahlordnung 

Die Kirchengemeindewahlordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Dezember 1978 (ABI. 1978 S. 
226) wird wie folgt gefaßt: 

I. Allgemeines 

§ 1 

(1) In den Kirchenvorstand sollenMännerund Frauen 
gewählt werden, die bereit und geeignet sind, die in der 
Kirchenordnung genannten Aufgaben der Leitung der Ge­
meinde zu übernehmen. 

(2) Die Gemeindeglieder nehmen ihre Mitverantwor­
tung für die Leitung der Gemeinde dadurch wahr, daß sie 
sich an der kirchlichen Wahl beteiligen, frei von allen 
unkirchlichen Bindungen ihre Entscheidung treffen und 
sich auch selbst zur Übernahme eines solchen Dienstes 
bereit finden. 

1. Wahlrecht 

§2 

(I) Die Mitglieder des Kirchenvorstandes werden von 
den wahlberechtigten Gemeindegliedern in gleicher, ge­
heimer und unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Das Wahlrecht kann nur einmal und grundsätzlich 
nur in der Gemeinde der Hauptwohnung oder der Gemein­
de, der das Gemeindeglied durch Ummeldung oder Umge­
meindung angehört(§ 16 KGO), ausgeübt werden. Aus­
nahmsweise können Gemeindeglieder am Ort ihrer Ne­
benwohnung wählen. 

(3) Wahlberechtigt sind die getauften und zum Heili­
gen Abendmahl zugelassenen Gemeindeglieder, die am 
Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet haben. 

(4) An der Wahl darf nicht teilnehmen, wer 

a) entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormundschaft 
steht; 

b) aufgrund der Bestimmungen eines Kirchengesetzes 
das Wahlrecht verloren hat. 

(5) Der Kirchenvorstand stellt fest, ob ein Wahlliinder­
nis nach Absatz 4 vorliegt. 

2. Verzeichnis der Wahlberechtigten 

§ 3 

Das Verzeichnis der Wahlberechtigten wird aus dem 
Gemeindegliederverzeichnis gebildet. Es enthält: Zuna­
me, Vorname, Geburtstag, Wohnung. Es kann alphabe­
tisch oder nach örtlichen Gegebenheiten angelegt sein. 

§4 

(I) Jede Gemeinde soll den Wahlberechtigten eine 
W ahlbenachrichtigungskarte übersenden. 

(2) Wollen Gemeindeglieder am Ort ihrer Nebenwoh­
nung wählen, so benötigen sie hierzu eine Bescheinigung 
der Gemeinde ihrer Hauptwohnung. 

(3) Ein nicht in das Verzeichnis der Wahlberechtigten 
eingetragenes Gemeindeglied kann wählen, wenn es den 
amtierenden Wahlvorstandsmitgliedern seine Mitglied­
schaft zur Gemeinde schriftlich versichert und diese zu­
stimmen. 

3. Wählbarkeit 

§5 
(1) Zu Mitgliedern des Kirchenvorstandes können nur 

solche wahlberechtigten Gemeindeglieder gewählt wer­
den, die 

a) am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

b) bereit sind, Aufgaben der Gemeinde zu übernehmen, 

c) bereit sind, das Versprechen nach Artikel 9 der Kir­
chenordnung abzulegen. 

(2) Nicht gewählt werden dürfen: 

a) Gemeindeglieder, die hauptberuflich in einem Be­
schäftigungsverhältnis zur Gemeinde stehen, 

b) Ehepartner oder Ehepartnerinnen von Gemeindeglie­
dern, die kraft Amtes (§ 30 KGO) Mitglied im Kirchen­
vorstand sind, sowie deren Kinder, 

c) Ruhestandspfarrer oder Ruhestandspfarrerinnen, die 
zuvor Gemeindepfarrer oder Gemeindepfarrerin in 
derselben Gemeinde waren, sowie deren Ehepartner 
oder Ehepartnerinnen, 

d) Gemeindeglieder, denen innerhalb der letzten 6 Jahre 
ihr Amt wegen groben Verstoßes gegen ihre Pflichten 
als Kirchenvorsteher oder Kirchenvorsteherio aber­
kannt worden ist(§ 50 Abs. 1 Buchst. b KGO). 
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(3) Nicht gewählt werden sollen: 

a) ordinierte Gemeinde~lieder, 

b) Gemeindeglieder, die nebenberuflich in einem Be­
schäftigungsverhältnis zur Gemeinde stehen, 

c) Ehepartner oder Ehepartnerinnen von Gemeindeglie­
dern, die hauptberuflich in einem Beschäftigungsver­
hältnis zur Gemeinde stehen. 

(4) Dem Kirchenvorstand sollen nicht gleichzeitig an­
gehören: Ehegatten, Geschwister, Stiefgeschwister, Eltern 
und Kinder, Stiefeltern und Stiefkinder, Schwiegereltern 
und Schwiegerkinder. ·· 

(5) Der Dekanatssynodalvorstand kann auf Antrag des 
Wahlausschusses in begründeten Einzelfällen bis zur Prü­
fung des ergänzten Wahlvorschlages durch den Kirchen­
vorstand (§ 11 Abs. 4) von der Vorschrift der Absätze 3 
und 4 Ausnahmen bewilligen. 

4. Aufgaben des Kirchenvorstandes 

§6 

(1) Der Kirchenvorstand hat die Wahl vorzubereiten 
und für ihre Durchführung zu sorgen. Hierzu gehören 
insbesondere: die Überprüfung des Gemeindegliederver­
zeichnisses, die Beschlußfassung über eine Bezirkswahl, 
die Bildung des Wahlausschusses, die Bekanntgabe des 
Wahlvorschlages, die Bildung des Wahlvorstandes, die 
Wahlvorbereitung und Durchführung der Wahlhandlung, 
die Prüfung des Wahlverfahrens und die Feststellung des 
W ahlergebnisses. 

(2) Die Entscheidung des Kirchenvorstandes über eine 
Bezirkswahl ist spätestens einen Monat vor Bildung des 
Wahlausschusses unter Hinweis auf den Inhalt des § 10 
Abs. 4 im Gottesdienst und auf andere geeignete Weise 
bekannt zu machen. 

11. Wahlvorbereitung 

1. Wahlausschuß 

§7 

(1) Zur Vorbereitung der Wahl bildet der Kirchenvor­
stand einen Wahlausschuß. 

(2) Dem W abiausschuß gehören an: 

die Pfarrer und Pfarrerinnen der Gemeinde sowie Mit­
glieder des Kirchenvorstandes und Gemeindeglieder. Ihre 
Zahl soll sich wie folgt bemessen: 

Pfarrer Mitglieder Sonstige Gesamtzahl 
und des Kirchen- Gemeinde-. 
Pfarrerinnen vorstandes glieder 

1 2 4 7 
2 2 5 9 
3 3 7 13 
4 4 9 17 

5(6) 5 11 21(22) 
(3) Zur ersten Sitzung des Wahlausschusses lädt der 

Vorsitzende oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes 
ein. 

2. Wahlvorschlag 

§ 8 

(1) Der Wahlvorschlag muß mindestens enthalten in 
Gemeinden 

bis ZU 

bis zu 
500 Gemeindegliedern 9 Namen 

1000 Gemeindegliedern 12 Namen 

bis zu 3000 Gemeindegliedern 18 Namen 
bis zu 5000 Gemeindegliedern 21 Namen 
bis zu 10000 Gemeindegliedern 24 Namen 
über 10000 Gemeindegliedern 30 Namen 

Zu beachten ist jedoch § 9 Abs. 2. 

(2) In den Wahlvorschlag dürfen nur Gemeindeglieder 
aufgenommen werden, die nach § 5 gewählt werden kön­
nen. 

(3) In dem Wahlvorschlag soll auf die kirchliche, so­
ziale und altersmäßige Zusammensetzung der Gemeinde 
angemessen Rücksicht genommen und auf ein ausgewo­
genes Verhältnis von Frauen und Männern geachtet wer­
den. 

(4) Die Namen der Vorgeschlagenen sind in alphabeti­
scher Reihenfolge mit Angabe von Beruf, Geburtsdatum 
und Wohnung aufzuführen. 

(5) Die Gemeindeglieder, deren Namen auf den Wahl­
vorschlag gesetzt werden sollen, haben zuvor ihr Einver­
ständnis zur Aufnahme in den Wahlvorschlag und die 
Bereitschaft zur Ablegung des Versprechens nach Artikel 
9 der Kirchenordnung schriftlich zu erklären. 

3. Zahl der Mitglieder des Kirchenvorstandes 

§9 

(1) Die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Kirchen­
vorstandes beträgt in Gemeinden 

bis zu 500 Gemeindegliedern 6 
bis zu I 000 Gemeindegliedern 8 
bis zu 3000 Gemeindegliedern 12 
bis zu 5000 Gemeindegliedern 14 
bis zu 10000 Gemeindegliedern 16 
über 10000 Gemeindegliedern 20 

(2) In besonders begründeten Fällen kann auf Antrag 
des Kirchenvorstandes die Kirchenleitung nach Anhörung 
des Dekanatssynodalvorstandes die in Absatz I festgeleg­
te Zahl der Mitglieder des Kirchenvorstandes unter ent­
sprechender Veränderung der in § 8 für den Wahlvor­
schlag bestimmten Zahl erhöhen oder herabsetzen. 

4. Bezirkswahl 

§10 

(I) Für die Wahl zum Kirchenvorstand bildet jede Ge­
meinde einen Wahlbezirk. Der Kirchenvorstand kann die 
Gemeinde in mehrere Wahlbezirke einteilen (Bezirks­
wahl). 

Wahlbezirke können gebildet werden, wenn es inner­
halb der Gemeinde Wohnbezirke gibt, die räumlich ab­
grenzbar (z. B. Orte oder Ortsteile) und entweder struktu­
rell unterschiedlich oder durch ein eigenständiges Ge­
meindeleben mit regelmäßigem Gottesdienst (z. B. Seel­
sorgebezirke) geprägt sind. 

(2) Der Kirchenvorstand kann beschließen, daß in ein­
zelnen oder all.en Wahlbezirken nur die auf denjeweiligen 
Wahlbezirk entfallenden Mitglieder des Kirchenvorstan­
des gewählt werden. In diesem Fall wird das Wahlrecht 
nur in dem Wahlbezirk ausgeübt, dem das Gemeindeglied 
angehört oder in dem es gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 wählen 
kann. 

(3) Der Kirchenvorstand kann beschließen, das ledig­
lich der Wahlvorschlag nach Wahlbezirken aufgegliedert 
und die Zahl der für jeden Wahlbezirk zu wählenden 
Mitglieder des Kirchenvorstandes festgelegt wird, aber 
alle Wahlberechtigten zur Wahl des gesamten Kirchenvor­
standes zugelassen sind. 

• 

• 
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(4) Eine Bezirkswahl in der einen oder anderen Form 
findet auch statt, wenn und soweit sie von mindestens 30 
wahlberechtigten Gemeindegliedern schriftlich beantragt 
wird und der Kirchenvorstand zustimmt. Kommt eine Ei­
nigung nicht zustande, entscheidet der Dekanatssynodal­
vorstand. Seine Entscheidung ist nicht anfechtbar. 

(5) Wird nach Wahlbezirken gewählt, so hat die Auf­
teilung der Zahl der zu wählenden Mitglieder des Kirchen­
vorstandes auf die einzelnen Wahlbezirke entsprechend 
der Zahl ihrer Gemeindeglieder zu erfolgen, wobei die 
Gesamtzahl der zu wählenden Mitglieqer des Kirchenvor­
standes nach § 9 bestimmt ist. Ergeben sich nach· dieser 
Aufteilung nach Wahlbezirken Dezimalstellen, so sind 
diese ab 0,5 auf volle Zahlen aufzurunden. 

5. Aufstellung des Wahlvorschlages 

§11 

(1) Der Wahlausschuß stellt zunächst einen vorläufi­
gen Wahlvorschlag auf. Ihm können hierzu aus der Ge­
meinde V örschläge zugeleitet werden. 

(2) DerWahlausschuß legt einer vom Kirchenvorstand 
einzuberufenden Gemeindeversammlung den vorläufigen 
Wahlvorschlag vor und begründet ihn. Mit der Einladung 
zur Gemeindeversammlung ist der vorläufige Wahlvor­
schlag bekanntzumachen. 

(3) Die Gemeindeversammlung kann den vorläufigen 
Wahlvorschlag in geheimer Abstimmung ergänzen. Die 
Aufnahme in den Wahlvorschlag setzt voraus, daß ein 
Vorschlag in Gemeinden bis zu 1000 Gemeindegliedern 
mindestens 10, in Gemeinden bis zu 3000 Gemeindeglie­
dern 20 und in Gemeinden darüber mindestens 30 Stim­
men erhält und die Voraussetzungen des § 5 erfüllt sind. 
Stimmberechtigt sind nur wahlberechtigte Gemeindeglie­
der. 

(4) Der Wahlausschuß leitet den ergänzten Wahlvor­
schlag dem Kirchenvorstand zur Prüfung und Bekanntga­
bezu. 

(5) Findet eine Bezirkswahl statt, so sind die Wahlvor­
schläge für die einzelnen Wahlbezirke getrennt aufzustel­
len. In den Wahlvorschlag der jeweiligen Wahlbezirke 
sollen dabei in der Regel nur Gemeindeglieder dieses 
Bezirks aufgenommen werden. Zur Ergänzung des Wahl­
vorschlages kann gemäß Abs. 3 für jeden Wahlbezirk eine 
eigene Gemeindeversammlung einberufen werden. 
Stimmberechtigt bei einer Ergänzung des Wahlvorschla­
ges sind in diesem Falle nur diejenigen wahlberechtigten 
Gemeindeglieder, die dem betreffenden Wahlbezirk ange­
hören oder nach § 4 Abs. 2 zur Wahl berechtigt sind. 
Absatz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

6. Offenlegung der Unterlagen, Rechtsmittel 

§ 12 

(1) Der ergänzte Wahlvorschlag ist der Gemeinde eine 
Woche zu.r Einsichtnahme offenzulegen. Zeit und Ort der 
Offenlegung sind zuvor der Gemeinde im Gottesdienst 
bekanntzugeben. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß be­
gründete Einsprüche gegen den Wahlvorschlag binnen 
zwei Wochen nach Beginn der Offenlegung beim Kirchen­
vorstand schriftlich erhoben werden können. 

Der Einspruch kann nur auf Mängel des Verfahrens bei 
der Aufstellung des Wahlvorschlages oder auf Einwen­
dungen gegen die Wählbarkeit eines Kandidaten oder ei­
ner Kandidatin gestützt werden. 

(2) Über Einsprüche entscheidet der Kirchenvorstand 
unverzüglich. Gegen seine Entscheidung ist Beschwerde 

an den Dekanatssynodalvorstand zulässig. Sie muß inner­
halb einer Woche nach der schriftlichen Mitteilung der 
Entscheidung des Kirchenvorstandes schriftlich bei die­
sem oder dem Dekanatssynodalvorstand eingegangen 
sein. Der Dekanatssynodalvorstand entscheidet endgültig. 

111. Wahl 

§13 

Sinn und Bedeutung der Wahl zum Kirchenvorstand 
sind den Gemeindegliedern vor der Wahl im Gottesdienst 
und auf andere geeignete Weise, z. B. in einer Gemeinde­
versammlung, zu erläutern. Die Vorgeschlagenen sollen 
den Gemeindegliedern bekanntgemacht und vorgestellt 
werden. Auf den kirchlichen Charakter der Wahl und die 
damit gegebenen Erfordernisse ist besonders hinzuweisen. 

1. Wahlvorstand 

§ 14 

Zur Vorbereitung der Wahlhandlung bildet der Kirchen­
vorstand einen Wahlvorstand. Die Zahl seiner Mitglieder 
richtet sich nach den örtlichen Erfordernissen. Der Wahl­
vorstand hat für den ordnungsgemäßen Ablauf der Wahl 
zu sorgen. Er ist zur vertraulichen Handhabung der Wahl­
unterlagen verpflichtet. Über die Wahlhandlung hat der 
Wahlvorstand eine Niederschrift aufzunehmen, die von 
den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen ist. 

2. Wahltermin 

§ 15 

Nach endgültiger Feststellung des Wahlvorschlages so­
wie nach rechtskräftiger Entscheidung über etwaige Ein­
sprüche (§ 12) sind Ort und Zeit der Wahlhandlung im 
Gottesdienst und auf andere geeignete Weise der Gemein­
de bekanntzugeben. 

3. Wahlhandlung 

§ 16 

(1) Die Wahl findet an dem von der Kirchenleitung 
hierfür bestimmten Sonntag statt. In Kirchengemeinden 
mit mehreren Orten oderWahlbezirkenkann an aufeinan­
derfolgenden Sonntagen gewählt werden. 

(2) Der Kirchenvorstand kann im Einvernehmen mit 
dem Dekanatssynodalvorstand beschließen, daß auch 
noch am nachfolgenden Montag gewählt wird. 

(3) Die Wahlhandlung kann an einer zentralen Stelle 
oder in mehreren dafür geeigneten Wahllokalen erfolgen. 
Das Wahllokal ist auf der Wahlbenachrichtigungskarte zu 
vermerken bzw. in geeigneter Form bekanntzugeben. 

§ 17 

Der Stimmzettel enthält dieNamender Kandidaten oder 
Kandidatinnen des endgültig festgestellten Wahlvorschla­
ges in alphabetischer Reihenfolge mit Angabe von Beruf, 
Alter und Wohnung sowie den Hinweis, daß höchstens so 
viele Namen anzustreichen sind, wie Mitglieder des Kir­
chenvorstandes zu wählen sind (§ 9 Abs. 1). Bei einer 
Bezirkswahl sind die Stimmzettel der Wahlbezirke ent­
sprechend zu gestalten. 

4. Briefwahl 

§ 18 

(1) Wahlberechtigte, die verhindert sind, zur Wahl zu 
kommen, erhalten auf Antrag einen Briefwahlschein. 
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(2) Dieser Antrag kann vom Tage der Beendigung der 
Einspruchsfrist an (§ 12) bis zum Freitag vor der Wahl 
schriftlich oder mündlich bei dem zuständigen Kirchen­
vorstand gestellt werden. Der Briefwahlschein wird vom 
Kirchenvorstand zusammenmit dem Stimmzettel und dem 
amtlichen Wahlumschlag ausgehändigt. 

(3) Die Ausstellung eines Briefwahlscheines ist im 
Verzeichnis der Wahlberechtigten zu vermerken. 

(4) Die Wahlberechtigten haben dem Kirchenvorstand, 
der den Briefwahlschein ausgestellt hat, in einem ver­
schlossenen Umschlag den Briefwablschein und den ver­
schlossenen amtlichen Wahlumschlag mit ihrem Stimm­
zettel so rechtzeitig zu übersenden, daß der Wahlbrief 
spätestens am Wahltag bis zum Ende der festgesetzten 
Wahlzeit beimWahlvorstand eingeht. Auf dem Briefwahl­
schein haben die Wahlberechtigten zu versichern, daß sie 
den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet haben. Der 
Wahlbrief kann durch die Post zugesandt oder bei dem 
Kirchenvorstand oder am Wahltag beim Wahlvorstand 
abgegeben werden. 

5. Feststellung des Wahlergebnisses und Wahlprüfung 

§ 19 

( 1) Gewählt sind diejenigen, welche bis zur Zahl der zu 
wählenden Mitglieder des Kirchenvorstandes (§ 9) die 
meisten Stimmen erhalten haben, in der Reihenfolge der 
für sie abgegebenen StimmenzahL Ergibt sich für den 
letzten Platz der zu wählenden Mitglieder des Kirchenvor­
standes Stimmengleichheit, so sind alle, die diese Stim­
menzahl erreicht haben, gewählt. 

(2) Die Stimmabgabe ist ungültig, wenn zu viele Na­
men angestrichen sind oder sie sonst nicht eindeutig ist. 

(3) Stimmzettel mit zweifelhafter Kennzeichnung sind 
zunächst auszuscheiden. Über die Gültigkeit der Kenn­
zeichnung ist vor Abschluß der Zählung durch den Wahl­
vorstand zu entscheiden. 

(4) Wird an mehreren Tagen gewählt(§ 16), so dürfen 
die Stimmen erst nach Abschluß der letzten Wahlhandlung 
ausgezählt werden. 

(5) Das vorläufige Ergebnis der Stimmenzählung ist in 
die Niederschrift des Wahlvorstandes aufzunehmen. 

§ 20 

(1) Der Kirchenvorstand hat das Wahlverfahren zu prü­
fen und das Wahlergebnis festzustellen. 

(2) DieWahlunterlagen sind dem Dekanatssynodalvor­
stand zur Prüfung und Bestätigung der Wahl vorzulegen. 

6. Bekanntgabe und Rechtsmittel 

§ 21 

(1) Das Wahlergebnis ist im Gottesdienst durch Na­
mensnennung der gewählten Mitglieder des Kirchenvor­
standes in alphabetischer Reihenfolge und auf andere ge­
eignete Weise bekanntzugeben. Dabei ist daraufhinzu wei­
sen, daß und wo das vollständige Wahlergebnis ab sofort 
zur Einsichtnahme für jeden Wahlberechtigten offenliegt, 
und daß begründete Einsprüche binnen einer Woche nach 
Bekanntgabe im Gottesdienst schriftlich beim Kirchen­
vorstand erhoben werden können. Der Einspruch kann nur 
auf Mängel des Wahlverfahrens oder auf Einwendungen 
gegen die Wählbarkeit eines gewählten Kandidaten oder 
einer gewählten Kandidatin gestützt werden, soweit die 
Mängel oder die Gründe der Einwendungen nach Bekannt­
gabe des endgültigen Wahlvorschlages entstanden oder 
bekanntgeworden sind. 

(2) Der Kirchenvorstand hat etwaige Einsprüche mit 
seiner Stellungnahme dem Dekanatssynodalvorstand un­
verzüglich zur Entscheidung vorzulegen. 

(3) Die Entscheidung des Dekanatssynodalvorstandes 
ist den Beteiligten schriftlich bekanntzugeben. 

(4) Gegen die Entscheidung des Dekanatssynodalvor­
standes ist Beschwerde an die Kirchenleitung zulässig. Sie 
muß innerhalb einer Woche nach Mitteilung der Entschei­
dung des Dekanatssynodalvorstandes bei diesem oder der 
Kirchenleitung schriftlich eingegangen sein. Die Kirchen­
leitung entscheidet endgültig. 

IV. Einführung der Mitglieder des 
Kirchenvorstandes 

§ 22 

(1) Die Mitglieder des Kirchenvorstandes werden im 
Gottesdienst eingeführt und legen ihr Versprechen nach 
Artikel 9 der Kirchenordnung ab. 

(2) Mit Ablegung dieses Versprechens treten sie in ihr 
Amt ein. 

(3) Diese Bestimmungen gelten auch für berufene, er­
nannte und nachträglich gewählte Mitglieder des Kirchen­
vorstandes. 

V. Berufung von weiteren Mitgliedern 
des Kirchenvorstandes 

§ 23 

(1) Der Kirchenvorstand kann weitere Mitglieder beru­
fen. 

(2) Die Berufenen müssen die zur Wählbarkeit in der 
betreffenden Gemeinde erforderlichen Voraussetzungen 
(§ 5) erfüllen. 

(3) Die Berufung ist frühestens sechs Monate nach 
Einführung der gewählten Mitglieder des Kirchenvorstan­
des zulässig. Auch ihre Amtszeit endet mit der allgemei­
nen Wahlperiode des Kirchenvorstandes. 

(4) Die Zahl der Mitglieder des Kirchenvorstandes, die 
berufen werden können, beträgt: 

bei Gemeinden bis zu 5000 Gliedern bis zu zwei berufene 
Kirchenvorstandsmitglieder, 

bei Gemeinden bis zu 10000 Gliedern bis zu drei berufene 
Kirchenvorstandsmitglieder, 

bei Gemeinden über 10000 Gliedern bis zu vier berufene 
Kirchenvorstandsmitglieder. 

(5) In besonders begründeten Fällen kann auf Antrag 
des Kirchenvorstandes durch Beschluß des Dekanatssyn­
odalvorstandes eine weitere Berufung erfolgen. 

(6) Auf die Zahl der Berufenen ist eine Verminderung 
oder Erhöhung der Zahl der Mitglieder des Kirchenvor­
standes durch den Dekanatssynodalvorstand aufgrund be­
sonderer Verhältnisse(§ 9) ohne Einfluß. 

VI. Erhöhung oder Herabsetzung der Zahl 
der Mitglieder des Kirchenvorstandes 

§24 

(1) Verändert sich die Zahl der Gemeindeglieder wäh­
rend einer Wahlperiode derart, daß ihr dieZahl der ge­
wählten Mitglieder des Kirchenvorstandes nicht mehr ent­
spricht, so kann der Kirchenvorstand eine Erhöhung oder 
Herabsetzung der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des 
Kirchenvorstandes (§ 9) beantragen. Die Kirchenleitung 
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entscheidet über den Antrag nach Anhörung des Dekanats­
synodalvorstandes. 

(2) Die bei einer Erhöhung erforderliche Ergänzungs­
wahl wird durch den Kirchenvorstand in geheimer Wahl 
vorgenommen. Sie gilt für den Rest der Amtszeit des 
Kirchenvorstandes. 

(3) Bei einer Herabsetzung bleiben die bisherigen Mit­
glieder des Kirchenvorstandes im Amt. Scheidet ein Mit­
glied des Kirchenvorstandes vorzeitig aus, entfällt die 
Ergänzung des Kirchenvorstandes nach § 25. Der Antrag 
auf Herabsetzung nach Absatz 1 klUU1 auch nach dem 
vorzeitigen Ausscheiden eines Mitgliedes des Kirchenvor­
standes gestellt werden. 

VII. Vorzeitiges Ausscheiden 
von Mitgliedern des Kirchenvorstandes 

§ 25 

(1) Scheiden innerhalb eines Jahres nach Beginn der 
Amtszeit des Kirchenvorstandes gewählte Mitglieder aus 
und wird dadurch die gesetzliche Zahl der Mitglieder des 
Kirchenvorstandes (§ 9) unterschritten, so rücken für den 
Rest der Amtszeit diejenigen nach, die nach den gewählten 
Mitgliedern des Kirchenvorstandes die meisten Stimmen 
erhalten haben, wenn sie zum Zeitpunkt des Nachrückens 
die Bedingungen der Wählbarkeit (§ 5) noch erfüllen. Bei 
Stimmengleichheit gilt § 19 Abs. 1 Satz 2. Bei einer 
Bezirkswahl nach § 10 erfolgt das Nachrücken aus der 
Liste des jeweiligen Wahlbezirks. Ist der Wahlvorschlag 
vorzeitig erschöpft, wird nach Absatz 2 verfahren. 

(2) Scheiden gewählte Mitglieder des Kirchenvorstan­
des später als ein Jahr nach Beginn der Amtszeit des 
Kirchenvorstandes aus und wird dadurch die gesetzliche 
Zahl der Mitglieder des Kirchenvorstandes (§ 9) unter­
schritten, so hat der Kirchenvorstand für den Rest der 
Amtszeit binnen drei Monaten eine entsprechende Anzahl 
von Gemeindegliedern nachzuwählen, die die Bedingun­
gen der Wählbarkeit (§ 5) erfüllen. Hat der Kirchenvor­
stand eine Herabsetzung der Zahl seiner Mitglieder nach 
§ 24 beantragt, so beginnt die Frist von drei Monaten erst, 
wenn die Entscheidung der Kirchenleitung dem Kirchen­
vorstand zugegangen ist. Bei der Nachwahl ist der Kir­
chenvorstand an den früherenWahlvorschlagnicht gebun­
den. Bei einer Bezirkswahl nach § 10 ist ein Gemeinde­
glied aus dem Wahlbezirk des ausgeschiedenen Mitglieds 
des Kirchenvorstandes zu wählen. 

§ 26 

Wenn ein Kirchenvorstand irrfolge Ausscheidens von 
Mitgliedern nicht mehr beschlußfähig ist, so ernennt der 
Dekanatssynodalvorstand die an der gesetzlichen Zahl 
(§ 9) fehlenden Mitglieder des Kirchenvorstandes. 

VIII. Verfahren bei Nichtzustandekommen 
einer gültigen Kirchenvorstandswahl 

§ 27 

(1) Ist eine gültige Wahl nicht zustande gekommen, so 
veranlaßt der Dekanatssyondalvorstand unverzüglich eine 
Neuwahl. Er stellt den Wahlvorschlag nach Anhörung des 
bisherigen Kirchenvorstandes auf. 

(2) Bis zur ersten Sitzung des neugebildeten Kirchen­
vorstandes nimmt der Dekanatssynodalvorstand die Be­
fugnisse des Kirchenvorstandes wahr. 

(3) Kommt eine gültige Wahl erneut nicht zustande, 
ernennt der Dekanatssynodalvorstand die Mitglieder des 
Kirchenvorstandes. 

IX. Verfahren in neuerrichteten Gemeinden 

§ 28 

(1) Bei Neuerrichtung von Gemeinden scheiden mit 
dem Zeitpunkt der Errichtung die Mitglieder des Kirchen­
vorstandes, die im Bereich der neuen Gemeinde ihren 
Wohnsitz haben, aus dem Kirchenvorstand der seitherigen 
Gemeinde aus. 

(2) Für die neuerrichtete Gemeinde ist als vorläufiger 
Kirchenvorstand ein Verwaltungsausschuß zu bilden. Er 
wird durch den Dekanatssynodalvorstand berufen. Seine 
Mitglieder müssen die Voraussetzungen der Wählbarkeit 
besitzen. 

(3) Der Verwaltungsausschuß besteht aus dem Pfarrer 
oder der Pfarrerin (den Pfarrern oder den Pfarrerinnen) 
und bis zu 10 Gemeinde gliedern, zu denen die nach Absatz 
1 ausgeschiedenen Mitglieder des Kirchenvorstandes ge­
hören. Bei der Berufung der übrigen Mitglieder ist auf die 
Zusammensetzung der neuen Gemeinde Rücksicht zu neh­
men. 

§ 29 

(1) Der Dekanatssynodalvorstand beruft den Verwal­
tungsausschuß zu seiner ersten Sitzung ein und verpflich­
tet die Mitglieder, die nicht bereits das Versprechen als 
Mitglieder des Kirchenvorstandes abgelegt haben. 

(2) Der Verwaltungsausschuß wählt aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden oder die Vorsitzende und dessen Stell­
vertreter oder Stellvertreterin. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsausschusses wer-
den der Gemeinde im Gottesdienst vorgestellt. 1 

§ 30 

(1) Für· die Geschäftsführung des Verwaltungsaus­
schusses gelten die für den Kirchenvorstand erlassenen 
Bestimmungen sinngemäß. 

(2) Der Verwaltungsausschuß hat die nach den Kir­
chengesetzen dem Kirchenvorstand obliegenden Ent­
scheidungen zu treffen, soweit sie unaufschiebbar sind. 
Insbesondere hat er die durch dieses Gesetz dem Kirchen­
vorstand übertragenen Aufgaben für die Vorbereitung und 
Durchführung der Kirchenvorstandswahl zu erfüllen. 

(3) Die Tätigkeit des Verwaltungsausschusses erlischt 
mit der Einführung der neugewählten Mitglieder des Kir­
chenvorstandes. Die Wahl des Kirchenvorstandes hat in­
nerhalb eines Jahres seit Bildung des Verwaltungsaus­
schusses zu erfolgen. Die Kirchenverwaltung kann die 
Frist auf Antrag verlängern. 

X. Verfahren bei Änderungen im Bestand 
oder Gebiet von Kirchengemeinden 

§ 31 

(1) Werden Kirchengemeinden geteilt, so regelt sich 
die Ergänzung der nunmehr geteilten Kirchenvorstände 
nach den betreffenden Bestimmungen über die Nachwahl 
oder über die Ernennung durch den Dekanatssynodal vor­
stand. 

(2) Werden Kirchengemeinden vereinigt, so nehmen 
die Mitglieder des Kirchenvorstandes ihr Amt bis zum 
Ablauf der laufenden Wahlperiode weiterhin wahr. 

§ 32 

(1) Gehören Kirchenvorstandsmitglieder durch eine 
Änderung der Gemeindegrenzen dieser Kirchengemeinde 
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nicht mehr an, so können sie ihr Amt im Kirchenvorstand 
weiterhin wahrnehmen, wenn sie einen entsprechenden 
Antrag stellen, der Kirchenvorstand ihm zustimmt und 
eine Ummeldung oder Umgemeindung nach§ 16 KGO 
erfolgt. 

(2) Wird ein Wahlbezirk (§ 10) durch Änderung der 
Gemeindegrenzen in eine andere Kirchengemeinde einge­
gliedert, so nehmen die Mitglieder des Kirchenvorstandes 
ihr Amt im Kirchenvorstand der neuen Kirchengemeinde 
bis zum Ablauf der allgemeinen Wahlperiode wahr. 

XI. Schlußbestimmungen 

§ 33 

Die für Kirchengemeindeverbände (Gesamtgemeinden) 
aufgrundbesonderer Bestimmungen getroffenen Regelun­
gen für die Bildung von Vertretungskörperschaften wer­
den durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 34 

Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz erläßt die 
Kirchenleitung. 

Artikel II 

Änderung der Kirchengemeindeordnung 

Die Kirchengemeindeordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom6. November 1979 (ABI. 1979 S. 181), 
geändert durch Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
gemeindeordnung und des Verbandsgesetzes v'om 13. No­
vember 1981 (ABI. 1981 S. 182), wird wie folgt geändert: 

1. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

»(1) Die Amtszeit des neugebildeten Kirchenvor­
standes beginnt am 1. September des Wahljahres. Er 
entscheidet binnen zwei Monaten nach Beginn seiner 
Amtszeit, ob für die Dauer der Wahlperiode ein Kir­
chenvorsteher oder der (ein) Pfarrer den Vorsitz führen 
soll. Diese Entscheidung kann während der laufenden 
Wahlperiode nur bei Ausscheiden des Vorsitzenden 
oder mit seiner Zustimmung geändert werden.« 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

»(4) Bis zur Entscheidung über den Vorsitz führt 
der Gemeindepfarrer, in Gemeinden mit mehreren 
Pfarrstellen der in der Gemeinde dieostälteste Pfarrer 
den Vorsitz.« 

2. Nach§ 43 Abs. 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 einge­
fügt: 

»Die Kirchenvorsteher sind über diese Verpflich­
tung in der ersten Sitzung ihrer Amtszeit durch den 
Pfarrer (§ 32) zu belehren.« 

3. §51 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

»(1) Bei Ausscheiden von Kirchenvorstehern inner­
halb eines Jahres nach Beginn der Amtszeit des Kir­
chenvorstandes findet für den Rest der Amtszeit das 
Nachrücken nach§ 25 Abs. 1 KGWO statt. Bei Aus­
scheiden von Kirchenvorstehern später als ein Jahr 
nach Beginn der Amtszeit des Kirchenvorstandes hat 
der Kirchenvorstand bin:nen drei Monaten für den Rest 
der Amtszeit eine Nachwahl vorzunehmen(§ 25 Abs. 
2KGWO).« 

b) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

»(3) Sind alle gewählten und berufenen Mitglieder 
des Kirchenvorstandes ausgeschieden, so gelten § 52 
Absätze 2 und 3.« 

4. § 52 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

»(3) Die Neuwahl ist durch den Dekanatssynodal­
vorstand unverzüglich zu veranlassen.« 

Artikel III 

Schlußbestimmung 

Das Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. Gleichzeitig treten die Kirchengemeinde­
wahlordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
Dezember 1978 (ABI. 1978 S. 226) und die durch dieses 
Kirchengesetz geänderten Bestimmungen der Kirchenge­
meindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. November 1979 (ABI. 1979 S, 181), geändert durch 
Kirchengesetz zur Änderung der Kirchengemeindeord­
nung und des Verbandsgesetzes vom 13. November 1981 
(ABI. 1981 S. 182), außer Kraft. 

Frankfurt am Main, den 12. Mai 1990 

Nr.98 

Der Kirchensynodalvorstand 

Prof. Dr. G ä r t n er 
Präses 

Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrerbe­
sold ungsgesetzes. 

Vom 13. Mai 1990. (ABI. S. 115) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und N assau hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel I 

§ 4 Abs. 2 des Pfarrerbesoldungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Oktober 1978 (ABI. 1978 S. 
166), zuletzt geändert durch Artikel II des Kirchengeset­
zes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 
5. Dezember 1985 (ABI. 1985 S. 216), erhält folgende 
Fassung: 

»(2) Die Pfarrer erhalten bis zur 8. Dienstaltersstufe 
einschließlich ein Grundgehalt nach Besoldungsgruppe A 
13 des Bundesbesoldungsgesetzes. Danach werden sie in 
die 8. Dienstaltersstufe der Besoldungsstufe A 14 des 
Bundesbesoldungsgesetzes überführt undsteigen in dieser 
Gruppe bis zur letzten Dienstaltersstufe auf .. Sie erhalten 
daneben die allgemeine ruhegehaltfähige Stellenzulage 
nach dem Bundesbesoldungsgesetz.« 

Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1990 in Kraft. 

Frankfurt amMain,den 13.Mai 1990 

Der Kirchensynodalvorstand 

Prof. Dr. G ä r t n e r 
Präses 

I 

• 

• 

.,t I 
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Nr.99 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
ordnung. 

Vom 11. Mai 1990. (ABI. S. 115) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und N assau hat mit der nach Artikel40 Abs. 2 der Kirchen­
ordnung erforderlichen Mehrheit das folgende Kirchenge­
setz beschlossen: 

Artikel I 

Die Kirchenordnung, zuletzt geändert durch d.as Kir­
chengesetz zur Änderung der Kirchenordnung vom 17. 
März 1984 (ABI. 1984 S. 46), wird wie folgt geändert: 

Artikel 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 bis 4 
ersetzt: 

»Er wird von der Dekanatssynode gewählt. Er führt das 
Amt für die Dauer von sechs Jahren. In jedem Fall 
endet die Amtszeit mit dem Eintritt in den Ruhestand.« 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 5. 

b) In Absatz 5 wird das Wort »neun« durch das Wort 
»sechs« ersetzt. 

Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 

Fr an k f ur t am Main, den 11. Mai 1990 

Der Kirchensynodalvorstand , 

Prof. Dr. G ä r t n e r 
Präses 

Nr. 100 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
ordnung. 

Vom 11. Mai 1990. (ABI. S. 116) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen 
und N assau hat mit der nach Artikel 40 Abs. 2 der Kirchen­
ordnung erforderlichen Mehrheit das folgende Kirchenge­
setz beschlossen: 

Artikel I 

Die Kirchenordnung, zuletzt geändert durch das Kir­
chengesetz zur Änderung der Kirchenordnung vom 17. 

·März 1984 (ABI. 1984 S. 46), wird wie folgt geändert: 

Artikel 53 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

»Er führt das Amt für die Dauer von acht Jahren, längstens 
bis zum Eintritt in den Ruhestand.« 

Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 

Fr a n k f ur t am Main, den 11. Mai 1990 

Der Kirchensynodalvorstand 

Prof. Dr. G ä r t n e r 
Präses 

Nr. 101 Ordnung des Konventes der Gehörlosenseel­
sorger/ionen in der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau. 

Vom 24. April1990. (ABI. S. 120) 

I. Wesen und Zweck des Konventes 

1. Der Konvent ist der ständige Zusammenschluß der 
Gehörlosenseelsorger/innen im Gebiet der EKHN. 

Er dient der Zurüstung und Stärkung für den Dienst der 
Verkündigung, Seelsorge und Diakonie an Gehörlosen 
und Schwerhörigen. 

2. Mitglieder des Konvents sind: 

a) die hauptamtlichen Gehörlosenpfarrer/innen, 

b) die von der Kirchenverwaltung mit der Gehörlo­
sen-/Schwerhörigenseelsorge nebenamtlich beauf­
tragten Pfarrer/innen, 

c) die für die Gehörlosenseelsorge ausgebildeten Mit­
arbeiter/innen, 

d) die Gehörlosenseelsorger/innen im Ruhestand, oh­
ne S tirnmrecht. 

3. Der Konvent hält Kontakt zu: 

a) den im Gebiet der EKHN bestehenden Schulen für 
Gehörlose und Schwerhörige, 

b) den Eltemverbänden, 

c) den örtlichen und überörtlichen Verbänden der Ge­
hörlosen und Schwerhörigen, 

d) den besonderen seelsorgerliehen Diensten der 
EKHN, 

e) der Gehörlosenseelsorge der römisch-katholischen 
Bistümer im Gebiet der EKHN. 

II. Aufgaben des Konventes 

Der Konvent erfüllt seine Aufgaben im Benehmen mit 
dem für die Gehörlosen-/Schwerhörigenseelsorge zustän­
digen Referenten in der Kirchenverwaltung. 

Aufgaben sind im wesentlichen: 

1. Planung und Beratung bei der Durchführung der Ver­
kündigung, Seelsorge und Diakonie 

a) Er sorgt für die Durchführung von Bibel- und Fa­
milienfreizeiten und Bildungsreisen für Gehörlose 
und Schwerhörige, 

b) er sorgt in Zusammenarbeit mit der Kirchenverwal­
tung für die Aus- und Fortbildung seiner Mitglieder 
und für die Zurüstung der Kirchenhelfer. 

c) er gibt fachliche Informationen und fördert den 
beruflichen Austausch. 

2. Der Konvent bietet im Einzelfall persönliche Hilfe in 
Fragen des Dienstes an. 

Ill. Arbeitsweisen 

1. Der Konvent kommt in der Regel jährlich zu einer 
eintägigen oder zu einer mehrtägigen Konferenz zu­
sammen. Der zuständige Referent in der Kirchenver­
waltung ist zu den Konferenzen einzuladen. 

2. Der/die Vorsitzende lädt den Konvent spätestens vier 
Wochen vor Konferenzbeginn ein. 

Der Einladung ist die Tagesordnung beizulegen. An­
träge der Konventsmitglieder müssen spätestens eine 
Woche vor Konferenzbeginn schriftlich bei dem/der 
Vorsitzenden eingereicht sein. Später eingehende An-
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träge können mit 2/3-Mehrheit der anwesenden Mit­
glieder auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

3. Der Konvent ist beschlußfähig, wenn mindestens die 
Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sind. 

4. Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abge­
gebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen bleiben unberücksichtigt. Bei Stimmen­
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Die Beschlüs­
se des Konvents sind für die Mitglieder bindend. 

5. Der Konvent kann einzelne Aufgaben an seine Mitglie­
der übertragen. 

6. Die Teilnahme am Konvent gehört zum Dienstauftrag. 

IV. Leitung des Konvents 

1. Der Konvent wählt einen/eine Vorsitzendein und zwei 
Stellvertreter/innen. 

Sie werden in geheimer Wahl mit den abgegebenen 
Stimmen gewählt. Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen bleiben unberücksichtigt. 

Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. 

Wiederwahl ist möglich. 

2. Die Kirchenverwaltung erhält eine Protokollabschrift 
von der Wahl zur Kenntnisnahme. 

3. Der/die Vorsitzende ist zugleich Mitglied des Haupt­
ausschusses der Deutschen Arbeitsgemeinschaft für 
Evangelische Gehörlosenseelsorge e. V. Sind mehr als 
12 Gehörlosenseelsorger/ionen in der EKHN tätig, so 
wählt der Konvent ein zweites gleichberechtigtes Mit­
glied in den Hauptausschuß. 

4. Der/die Vorsitzende und ein/e Stellvertreter/in vertre­
ten den Konvent nach außen und gegenüber der Kir­
chenverwaltung, der sie die Maßnahme zur behinder­
tengerechten Versorgung der Gehörlosen und Schwer­
hörigen empfehlen können. 

V. Schlußbestimmung 

1. Die Ordnung des Konvents kann nur mit einer Mehr­
heit von 2/3 der Mitglieder und mit Zustimmung der 
Kirchenleitung geändert werden. 

2. Diese Ordnung tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. Gleiche 
zeitig tritt die Satzung des Konvents der Gehörloseu­
seelsorge in de~ Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau vom 14. Mai 1975 (ABI. 1975 S. 163) außer 
Kraft. 

Darmstadt, den 24. April 1990 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
- Kirchenleitung -

Spengler 

Nr. 102 Ordnung des Beirates zur Förderung der 
Gemeinschaft von Frauen und Männern in 
der Kirche. 

Vom 19. Juni 1990. (ABI. S. 128) 

Gemäß Artikel 48 Absatz 2 Buchstabe n der Ordnung 
der Evangelischen Kirche in Hessen und N assau erläßt die 
Kirchenleitung folgende Verwaltungsverordnung: 

§ 1 

Amtsdauer des Beirates 

Die Kirchenleitung beruft für die Dauer von fünf Jahren 
einen Beirat zur Förderung der Gemeinschaft von Frauen 
und Männem in der Kirche. 

§2 

Mitgliedschaft im Beirat 

(1) Dem Beirat gehören mit Stimmrecht 12 weibliche 
und 4 männliche Mitglieder an. 

(2) Das Vorschlagsrecht zur Berufung in den Beirat 
haben evangelische Frauen verbände, Dekanatsausschüsse 
zur Förderung der Gemeinschaft von Frauen und Männem 
in der Kirche, Fraueninitiativen oder andere Gruppierun­
gen von Frauen. 

(3) Die Berufung der Mitglieder erfolgt durch die Kir­
chenleitung nach einer vom Dekade-Ausschuß der Kir­
chensynode und vom Übergangsbeirat gemeinsam aus den· 
gemachten Vorschlägen zu erstellenden Namensliste. Bei 
der Zusammensetzung des Beirates sollen unterschiedli­
che soziale, berufliche und familiäre Gegebenheiten sowie 
eine angemessene Vertretung bestehender Frauenverbän­
de berücksichtigt werden. 

(4) Scheidet ein Mitglied des Beirates aus, so nimmt 
die Kirchenleitung auf Vorschlag des Beirates eine Nach­
berufung vor. 

(5) Der Kirchenpräsident ist zu den Sitzungen des Bei­
rates einzuladen. Er kann zur Beratung bestimmter Tages­
ordnungspunkte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kir­
chenverwaltung entsenden. 

(6) Der Beirat kann Konsultationen durchführen und 
Sachverständige zu seinen Sitzungen hinzuziehen. 

§3 

Aufgaben des Beirates 

(1) Der Beirat begleitet und fördert die Tätigkeit der 
Arbeitsstelle »Frauen in der Kirche« durch Anregungen zu 
Arbeitsvorhaben, Stellungnahme und Empfehlungen. 

(2) Der Beirat kann der Kirchenleitung jederzeit Ein­
zelmaßnahmen zur Entscheidung vorlegen. 

(3) Der Beirat berichtet der Kirchenleitung über seine 
Arbeit. 

§4 

Geschäftsordnung des Beirates 

(1) Der Leiter der Kirchenverwaltung lädt den Beirat 
zu seiner ersten Sitzung ein und leitet sie bis zur Entschei­
dung über den Vorsitz. Der Beirat wählt aus seinen Mit­
gliedern eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie 
eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertre­
tenden Vorsitzenden. 

(2) Die oder der Vorsitzende beruft den Beirat minde­
stens viermal jährlich zu einer ordentlichen Sitzung ein. 
Die oder der Vorsitzende legt den Sitzungstermin und die 
Tagesordnung in Absprache mit der Geschäftsführung des 
Beirates fest. Die Kirchenleitung kann Tagesordnungs­
punkte einbringen und deren Behandlungen verlangen. 
Die Sitzung gilt als ordnungsgemäß einberufen, wenn die 
Einladung 14 Tage ·vor der Sitzung an die Mitglieder 
abgesandt ist. 

(3) Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse wer­
den mit der Mehrheit der Anwesenden gefaßt. Wahlen 

-~---- ------------

• 

• 
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erfordern die absolute Mehrheit der stimmberechtigten 
Mitglieder. Auf Antrag eines Mitgliedes muß geheim ab­
gestimmt werden. 

(4) Über die Sitzung des Beirates ist Protokoll zu füh­
ren. Die Protokolle sind allen Mitgliedern und der Kir­
chenleitung zuzusenden. 

§5 

Geschäftsführung des Beirates 

Die Arbeitsstelle »Frauen in der Kirche« führt d.ie Ge­
schäfte des Beirates. 

§6 

Schlußbestimmung 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 

(2) Sie tritt nach fünf Jahren außer Kraft, wenn nicht 
die Kirchenleitung etwas anderes beschließt. 

D armstad t, den 19. Juni 1990 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
- Kirchenleitung -

Spengler 

Nr. 103 Ordnung für die Arbeitsstelle >~~Frauen in 
der Kirche.:. 

Vom 19. Juni 1990. (ABI. S. 129) 

Gemäß Artikel 48 Absatz 2 Buchstabe n der Ordnung 
der Evangelischen Kirche in Hessen und N assau erläßt die 
Kirchenleitung folgende Verwaltungsverordnung: 

§ 1 

Name und Dienstsitz 

Die Arbeitsstelle führt die Bezeichnung »Arbeitsstelle 
Frauen in der Kirche« und hat ihren Dienstsitz in Darm­
stadt. 

§2 

Aufgabe und Zuständigkeiten 

(1) Die Arbeitsstelle hat die Aufgabe, im Bereich der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau die Gleich­
stellung von Frauen und Männern in allen Bereichen zu 
fördern. 

(2) Zur Verwirklichung der Gleichstellung soll die Ar­
beitsstelle unter Beachtung bestehender Zuständigkeiten 
insbesondere 

a) Untersuchungen zur Lebenswirklichkeit von Frauen in 
der EKHN als Impuls zur Veränderung anregen, 

b) Fragen, Beschwerden und Mitteilungen über Benach­
teiligungen von Frauen in der Kirche aufnehmen, be­
handeln und hieraus gewonnene Beobachtungen, Er­
kenntnisse sowie Erfahrungen von Frauen bei Wah­
rung der Vertraulichkeit im Einzelfall zur Sprache 
bringen, 

c) Richtlinien für Frauenförderpläne entwickeln und auf 
allen kirchlichen Ebenen die Ausarbeitung von Frau­
enförderplänen unterstützen, um insbesondere eine an-

gemessene Beteiligung von Frauen in Mitwirkungs­
und Entscheidungsgremien zu erreichen, 

d) Stellungnahmen und Vorschläge zu kirchlichen Ver­
lautbarungen, Beschlüssen und Gesetzesentwürfen er­
arbeiten, 

e) ·Arbeitsvorhaben, Modelle und Projekte, die Frauen in 
der Kirche Gelegenheit zu eigenständiger theologi­
scher Arbeit und Raum für eigene spirituelle Erfahrun­
gen geben, durch Anregungen und Begleitung fördern 
und unterstützen, 

f) mit Frauenverbänden und Frauengruppen in und au­
ßerhalb der EKHN Kontakte unterhalten und zusam­
menarbeiten. 

(3) Die Arbeitsstelle kann im Rahmen ihrer Aufgabe 
Hearings und Konsultationen durchführen. 

§3 

Personelle und finanzielle Ausstattung 

Der Arbeitsstelle gehören eine Theologin, eine Juristin 
und eine Sozialwissenschaftlerin als Referentinnen an. 
Maßgeblich ist der gesamtkirchliche Haushalts- und Stel­
lenplan. 

§4 

Begleitung der Arbeitsstelle durch einen Beirat 

( 1) Die Tätigkeit der Arbeitsstelle wird durch den>> Bei­
rat zur Förderung der Gemeinschaft von Frauen und Män­
nem in der Kirche« begleitet, der die Arbeitsstelle bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben berät und Anregungen gibt. 

(2) Die Arbteitsstelle nimmt an den Sitzungen des Bei­
rats mit beratender Stimme teil und führt seine Geschäfte. 
Sie berichtet dem Beirat regelmäßig über ihre Arbeit. 

§5 

Organisation 

(1) Dienstvorgesetzter der Mitarbeiterinnen der Ar­
beitsstelle ist der Kirchenpräsident 

(2) Die Arbeitsstelle und die Referate der Kirchenver­
waltung arbeiten inhaltlich zusammen, ohne daß die jewei­
lige Eigenständigkeil berührt wird. 

(3) Die Funktion einer Sprecherio der Arbeitsstelle 
wird im jährlichen Wechsel von einer der Referentinnen 
wahrgenommen. 

(4) Öffentliche Verlautbarungen und Stellungnahmen 
sind mit dem Referat Öffentlichkeitsarbeit abzustimmen. 

§6 

Rechte der Arbeitsstelle 

(1) Die Arbeitsstelle ist bei der Durchführung ihrer 
Aufgaben gemäß § 2 von der Kirchenverwaltung und den 
kirchlichen Ämtern und Einrichtungen wirksam zu unter­
stützen. In diesem Rahmen ist sie rechtzeitig über Planun­
gen, Vorhaben, Entwürfe von Gesetzen und Verordnungen 
zu informieren. Auf Anforderung sind ihr die entsprechen­
den Unterlagen zuzuleiten. 

(2) Der Arbeitsstelle ist im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
Gelegenheit zur Stellungnahme und bei Bedarf zur Erör­
terung einzuräumen. Wurde dies versäumt, ist die ab­
schließende Behandlung frauenrelevanter Themen auf 
Verlangen der Arbeitsstelle bis zu ihrer Stellungnahme 
zurückzustellen. Die Stellungnahme ist innerhalb einer 
angemessenen Frist vorzulegen. 
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§7 

Mitwirkung in Gremien 

(1) Die Arbeitsstelle kann nach Absprache an Sitzun­
gen von Gremien und Projektgruppen der Kirchenverwal­
tung mit beratender Stimme teilnehmen, soweit frauenre­
levante Fragen behandelt werden. 

(2) Die Arbeitsstelle kann eigene Vorlagen in die Kir­
chenleitung und das Leitende Geistliehe Amt einbringen 
und diese vertreten. Eine vorherige Abstimmung mit den 
zuständigen Referenten/Referentinnen der Kirchenver­
waltung und dem Kollegium wird empfohlen. 

(3) Dekanatssynoden und deren Ausschüsse können 
mit der Arbeitsstelle zusammenarbeiten und sie zu frauen­
relevanten Fragen um Stellungnahme bitten. 

§8 

Berichtspflicht 

Die Arbeitsstelle berichtet der Kirchenleitung in regel­
mäßigen Abständen. In Absprache mit der Kirchenleitung 
und mit dem Kirchensynodalvorstand kann die Arbeits­
stelle ihren Bericht auf der Synode einbringen. 

§9 

Schlußbestimmung 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 
(2) Sie tritt nach fünf Jahren außer Kraft, wenn nicht 

die Kirchenleitung etwas anderes beschließt. 
Darms t a d t, den 19. Juni 1990 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
- Kirchenleitung -

Spengler 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Nr.104 Ton- und Bildaufnahmen während gottes­
dienstlicher Handlungen. 

Vom 15. Juni 1990. (KABI: S. 8S) 

Aus gegebenem Anlaß wurde die entsprechende Verfü­
gung (KABI. 1974 S. 115) unter dem Gesichtspunkt der 
inzwischen eingetretenen Entwicklungen überprüft. Ein 
gleichmäßiges Vorgehen innerhalb der Landeskirche ist 
ratsam, um Mißhelligkeiten unterschiedlicher Entschei­
dungen der Kirchenvorstände zu vermeiden. Daher wird 
um Beachtung der nachstehenden Richtlinien dringend 
gebeten. 

1. Tonaufnahmen während gottesdienstlicher Handlun­
gen kann der Kirchenvorstand erlauben, wenn das aus­
drückliche vorherige Einverständnis der Beteiligten 
vorliegt und die Tonaufnahmen in geeigneter Weise 
ohne Störungen der Anwesenden vorgenommen wer­
den können. 

2. Bildaufnahmen (Fotos, Film, Video) während gottes­
dienstlicher Handlungen sind nicht gestattet. Wenn im 
Einzelfall eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden 
soll, so hat der Kirchenvorstand das Einverständnis des 
zuständigen Dekans einzuholen. 

Ausnahmegenehmigungen dürfen nur erteilt werden, 
wenn ein besonderes kirchliches Interesse vorliegt. 

Bildaufnahmen können auf jeden Fall vor Beginn der 
Amtshandlungen etwa am Kircheneingang oder nach 
ihrem Abschluß, dann evtl. auch in der Kirche, zuge­
lassen werden. 

Kasse I, den 15. Juni 1990 

Landeskirchenamt 

Giesler 
Prälat 

Lippische Landeskirche 

Nr. lOS Kirchengesetz zur Änderung der Verfas­
sung der Lippischen Landeskirche vom 17. 
Februar 1931. 

Vom 12. Juni 1990. (Ges. u. VOBI. Bd. 9 S. 
199) 

Die 29. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung 
vom 12. Juni 1990 das folgende Kirchengesetz beschlos­
sen, das hiermit verkündet wird: 

Art. 1 

Der § 4 der Verfassung der Lippischen Landeskirche 
vom 17. Februar 1931 (Ges. u. VOBI. Bd. 3 S. 1), zuletzt 
geändert durch das Kirchengesetz vom 25. November 
1986 (Ges. u. VOBJ. Bd. 8 S. 225), wird im Abs. 1 geändert 
und wie folgt n~u gefaßt: 

(1) Die Kirchengemeinden sind in acht Klassen, und 
zwar in sieben evangelisch-reformierte und eine evange­
lisch-lutherische, zusammengefaßt. 

• 

• 
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(2) Den Vorstand der Klasse bilden der Superintendent 
als Vorsitzender, ein Pfarrer als Schriftführer und zwei 
Kirchenälteste. Die ersteren sind aus den Pfarrern der 
Klasse, die Kirchenältesten aus den Mitgliedern des Klas­
sentages zu wählen. Für die Mitglieder des Klassenvor­
standes ist je ein Stellvertreter zu wählen. 

(3) Die näheren Bestimmungen werden im Kirchenge­
setz über die kirchlichen Klassen getroffen. 

Art. 2 

Der § 6 der Verfassung der Lipptschen Land.eskirche 
vom 17. Februar 1931 (Ges. u. VOBl. Bd. 3 S. 1), zuletzt 
geändert durch das Kirchengesetz vom 25. November 
1986 (Ges. u. VOBl. Bd. 8 S. 225), wird im Abs. 1 geändert 
und wie folgt neu gefaßt: 

(1) Die Landessynode besteht aus geborenen, gewähl­
ten und berufenen Abgeordneten: 

1. den Superintendenten 

2. den von den Klassentagen zu wählenden Pfarrern 

a) für die ev.-ref. Klassen: je ein Pfarrer 

b) für die ev.-luth. Klasse: zwei Pfarrer 

3. den von den Klassentagen zu wählenden Kirchenälte­
sten oder zu Kichenältesten wählbaren Gemeindeglie­
dem, die kein Pfarramt bekleiden dürfen: 

a) für die ev.-ref. Klassen: je vier Abgeordnete 

b} für die ev.-luth. Klasse: sieben Abgeordnete 

4. sechs vom Landeskirchenrat nach Anhörung des No­
minierungsausschusses zu berufenen Abgeordneten. 
Von diesen müssen mindestens zwei Vertreter der 
Werke und Verbände der Landeskirche sein. Es dürfen 
nicht mehr als drei Theologen berufen werden. Als 
einer der Theologen kann ein Professor der ev. Theo­
logie' berufen werden, der nicht Mitglied der Lippi­
schen Landeskirche ist. 

(2) Für jeden Abgeordneten wird ein Stellvertreter ge­
wählt. 

(3) Der Präses der Synode ist berechtigt, zu den Ver­
handlungen über besondere Gegenstände Gäste mit bera­
tender Stimme zuzuziehen. 

Art. 3 

(1) Die Superintendenten der ehemaligen Klassen Det­
mold und Schötrnar bleiben bis zum Ende ihrer Amtszeit 
im Jahre 1991 in der Klasse ihrer Ortskirchengemeinde im 
Amt. 

(2) Die .erste Wahl der Superintendenten der neuen 
Klassen Detmold und Schötrnar erfolgt in Abweichung 
von Art. 17 Abs. 1 Klassengesetz nur bis zum Ende der 
Amtszeit der übrigen Superintendenten im Herbst 1991. 

(3) Die erste Wahl der übrigen Klassenvorstandsmit­
glieder in den neuen Klassen Detmold, Horn, Lage und 
Schötmar erfolgt in Abweichung von Art. 17 Abs. 1 Klas­
sengesetz nur bis zum Ende der Amtszeit der übrigen 
Klassenvorstände im Jahre 1993. 

( 4) Die Klassentage der neuen Klassen Detmold, Horn, 
Lage und Schötrnar werden abweichend von Art. 6 Abs. 1 
Klassengesetz nur bis zum Ende der Amtszeit der übrigen 
Klassen neu gebildet. 

(5) Der Landeskirchenrat beruft im Benehmen mit den 
amtierenden Superintendenten die vier neuen Klassentage 
zu ihrer konstituierenden Sitzung ein. Bis zur Wahl des 
Superintendenten leitet das älteste geistliche Mitglied des 
Klassentages die Sitzung. § 22 und § 23 der Verfassung 
der Lippischen Landeskirche finden für die Eröffnung des 
Klassentages und die Wahlen entsprechende Anwendung. 

(6) Die Zusammensetzung der 29. ordentlichen Lan­
dessynode bleibt von dieser Übergangsregelung unbe­
rührt. 

Art. 4 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 

D e t m o 1 d , den 13. Juni 1990 

Lippischer Landeskirchenrat 

No 1 t e n s m e i er Dr. E h n es W e s n e r 
M e i e r Dr. B e c k e r B ö t t c h e r 

Windmann 

Evangelische Kirche der Pfalz(Protestantische Landeskirche) 

Nr. 106 Beschluß zur Änderung der Geschäftsord- Artikel 1 
nung für die Landessynode. 

Vom 16. Mai 1990. (ABI. S. 142) 1. § 28 Abs. 1 Satz 5 wird wie folgt neu gefaßt: 

Die Landessynode hat folgenden Beschluß gefaßt: 

Die Geschäftsordnung für die Landessynode der Evan­
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 
vom 15. November 1962 (ABI. S. 183), zuletzt geändert 
durch Beschluß der Landessynode vom 29. November 
1984 (ABI. S. 161), wird mit der nach § 40 der Geschäfts­
ordnung erforderlichen Mehrheit nach Anhörung des Kir­
chenpräsidenten wie folgt geändert: 

»Erhält bei einem Wahlverfahren mit mehr als zwei 
Bewerbern in den ersten beiden Wahlgängen niemand 
die erforderliche Mehrheit, so stehen ab dem dritten 
Wahlgang nur noch die beiden Bewerber zur Wahl, die 
zuletzt die meisten Stimmen erhalten haben.« 

2. In § 28 Abs. 1 Satz 7 wird das Wort »nächsthöheren« 
durch das Wort »nächstniedrigeren« ersetzt. 

3. Nach § 28 Abs. 2 Satz 4 werden die folgenden Sätze 
angefügt: 
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»Die Wahl bedarf der Stimmenmehrheit der anwesen­
den Mitglieder der Synode. Stehen ein oder zwei Be­
werber zur Wahl, so ist das Wahlverfahren spätestens 
nach dem dritten Wahlgang beendet. Stehen mehr als 
zwei Bewerber zur Wahl, so ist das Wahlverfahren 
spätestens nach dem fünften Wahlgang beendet. Erhält 
bei einemWahlverfahren mit mehr als zwei Bewerbern 
in den ersten beiden Wahlgängen niemand die erfor­
derliche Mehrheit, so stehen ab dem dritten Wahlgang 
nur noch die beiden Bewerber zur Wahl, die zuletzt die 
meisten Stimmen erhalten haben. Läßt sich diese Fest­
stellung wegen Stimmengleichheitmehrerer Bewerber 
nicht treffen, so entscheidet das Los. Wenn bei mehr 
als zwei Bewerbern vor dem dritten oder vierten Wahl­
gang ein noch zur Wahl stehender Bewerber seine 
Bewerbung zurückzieht, so nimmt der Bewerber mit 
der nächstniedrigeren Stimmenzahl an der Wahl teil.« 

Artikel2 

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt am 1. Juli 
1990 in Kraft. 

Nr. 107 Richtlinien für die kirchenmusikalische 
Ausgestaltung der kirchlichen Trauungen 
und Bestattungen. 

Vom 13. Februar 1990. (ABl. S. l63) 

Aufgrundeiner Bitte der Landessynode hat der Landes­
kirchenrat in seiner Sitzung am 13. Februar 1990 folgende 
Richtlinien erlassen: 

1. Die kirchliche Trauung und der Gottesdienst anläßlich 
eines Begräbnisses sind Gottesdienste, zu denen die 
ganze Gemeinde gerufen ist. Dies soll auch in der 
kirchenmusikalischen Ausgestaltung zum Ausdruck 
kommen. Sie ist Teil der Anbetung und des Zeugnisses 
der Gemeinde. 

2. Dem Gemeindegesang aus dem Gesangbuch ist gegen­
über aller musikalischer Ausgestaltung in diesen Got­
tesdiensten der Vorrang zu geben. Gesangbuchlieder 
können von Chören mehrstimmig gesungen werden. 

3. Für die Einleitung des Gemeindegesanges ist die cho­
ralgebundene Musik vorzuziehen; im Vor- und Nach­
spiel kann auch freie Orgelliteratur erklingen. 

4. Eine weitere musikalische Ausgestaltung des Gottes­
dienstes (auch durch Personen aus dem Bekannten­
kreis oder der Ortsgemeinde) ist zulässig und er­
wünscht, wenn 

a) die Gesänge (Chor- und Sologesang) textlich und 
musikalisch für den Gottesdienst geeignet sind, 

b) die Instrumentalmusik demInhaltdes Gottesdienst 
angemessen ist, 

c) die Qualität der musikalischen Darbietung gewähr-
leistet ist. 

Die Mitwirkung eines vom Brautpaar gewünschten 
Organisten im Traugottesdienst setzt die Zustimmung 
des Gemeindeorganisten voraus. 

5. Die vorgesehenen Stücke müssen rechtzeitig, bei Trau­
ungen spätestens acht Tage vor dem Gottesdienst mit 
den Verantwortlichen (Pfarrer und Kirchenmusiker) 
beraten werden. 

6. Das Abspielen von Tonträgem (Tonband, Schallplat- • 
ten) ist zu vermeiden. ., 

7. Manche gute und wertvolle Musik ist für den evange­
lischen Gottesdienst nicht geeignet und scheidet von 
daher für 'die Ausgestaltung von kirchlicher Trauung 
und Begräbnis aus. Dies gilt für 

- Vokal- und Instrumentalmusik mit weltlichen Tex­
ten (z. B. Mutter gib mir deinen Segen; Es muß was 
Wunderbares sein; Stumm schläft der Sänger; Mag 
auch-die Liebe weinen; Dort unten ist Frieden; Ich 
hatt' einen Kameraden ... ) 

- Vokal- und Instrumentalmusik, die im Wider­
spruch zum Glauben der evangelischen Kirche ste­
hen (z. B. Ave Maria; Heilig Heimatland; Heilge 
Nacht, o gieße du ... ) 

- Vokal- und Instrumentalmusik aus dem Bereich 
von Show und Unterhaltung sowie Oper und Ope­
rette. 

8. Die Richtlinien für die kirchenmusikalische Ausge­
staltung der Trauung und Bestattung, aufgestellt vom 
Amt für Kirchenmusik (Bergmann GOV I S. 602 Ziff. 
279) treten außer Kraft. · 

Der Text dieser Richtlinien wird den Pfarrämtern zur 
Einlage in die Trau- und Begräbnisagende zugehen. • 

Evangelische Kirche im Rheinland 

Nr. 108 Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
Beruf des Kirchlichen Verwaltungsfachan­
gestellten in der Evangelischen Kirche im 
Rheinland (APrO KVfA). 

Vom 7. Junl1990. (KABl. S. 125) 

Die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
aufgrundvon Artikel103 Abs. 5 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland folgende Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung erlassen. Ihre Anwendung 

soll die berufliche Ausbildung charakterlich und fachlich 
geeigneter Mitarbeiter sichern, die die erforderlichen 
Kenntnisse mit einem verständigen Urteilsvermögen ver­
binden und in ihrem Dienst den Auftrag der Kirche wahr­
nehmen wollen. 

§ 1 

Begriff und Geltung 

(1) Der Ausbildungsberuf »Kirchlicher Verwaltungs­
fachangestellter« ist ein staatlich anerkannter Ausbil-

J 
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dungsberuf. Er ist Ausbildungsberuf des kirchlichen Dien­
stes. 

(2) Die Ausbildung findet bei den Kirchengemeinden, 
Kirchenkreisen, deren Verbänden oder der Landeskirche 
statt. Sie kann nach besonderer Vereinbarung auch in 
anderen Einrichtungen, die dem Diakonischen Werk der 
Evangelischen Kirche im Rheinland angeschlossen sind, 
durchgeführt werden. 

§2 

Anerkennung als Ausbildungsstätte 

( 1) Auszubildende dürfen nur eingestellt werden, wenn 

a) die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die 
Berufsausbildung geeignet ist, 

b) die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen 
Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur 
Zahl der beschäftigten Fachkräfte steht, es sei denn, 
daß andernfalls die Berufsausbildung nicht gefährdet 
wird. 

(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten nicht in vollem Umfang ver­
mittelt werden können, kann als geeignet angesehen wer­
den, wenn dieser Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen 
außerhalb der Ausbildungsstätte behoben wird. 

(3) Über die Anerkennung entscheidet das Landeskir­
chenamt 

§3 

Anerkennung der Eignung des Ausbilders 
' (1) Ausbilder kann nur sein, wer die persönliche und 

fachliche Eignung im Sinne des § 20 des Berufsbildungs­
gesetzes besitzt und die Zweite Verwaltungsprüfung ab­
gelegt hat. Über die Eignung entscheidet das Landeskir­
chenamt 

(2) Ausnahmen vom Erfordernis der Zweiten Verwal­
tungsprüfung kann das Landeskirchenamt in besonderen 
Fällen zulassen. 

§4 

Ausbildender, Ausbilder, 
Ausbildungsstätte, Ausbildungsstelle 

(1) Ausbildender ist diejenige Körperschaft im Sinne 
des § 1 Abs. 2, die den Auszubildenden aufgrund des 
Berufsausbildungsvertrages eingestellt hat. Ausbilder ist 
die Person, die vom Ausbildenden mit der Wahrnehmung 
der Ausbildung beauftragt worden ist. 

(2) Ausbildungsstätte ist die Verwaltungsstelle des 
Ausbildenden. Ausbildungsstelle ist die Verwaltungsstel­
le, bei der der Auszubildende jeweils tatsächlich ausgebil­
det wird. 

§5 
Begründung des Berufsausbildungsverhältnisses 

(1) Die in§ 1 Abs. 2 genannten Einrichtungen können 
Auszubildende aufgrund eines Berufsausbildungsvertra­
ges (Anlage 1) jeweils zum 1. August eines jeden J.ahres 
einstellen. Ausnahmen vom Einstellungsdatum können in 
besonders begründeten Einzelfällen vom Landeskirchen­
amt zugelassen werden. 

(2) Dem Berufsausbildungsverhältnis ist ein Ausbil­
dungsrahmenplan (Anlage 2) zugrunde zu legen, in dem 
die sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung 
festgelegt wird. Eine vom Ausbildungsrahmenplan abwei­
chende sachliche und zeitliche Gliederung ist nur zulässig, 
wenn insgesamt die Grundanforderungen des Ausbil-

dungsplanes (§ 14) gewährleistet sind und die Abwei­
chung durch eine berufsfeldbezogene Grundbildung oder 
durch verwaltungspraktische Besonderheiten gerechtfer­
tigt ist. Eine solche Abweichung bedarf der Genehmigung 
des Landeskirchenamtes. 

(3) Im übrigen gelten für das Berufsausbildungsver­
hältnis die Bestimmungen des Manteltarifvertrages für 
Auszubildende in der für den kirchlichen Bereich gelten­
den Fassung. 

§6 

Voraussetzungen zur Begründung 
des Berufsausbildungsverhältnisses 

(I) Eine Einstellung zur Ausbildung nach dieser Aus­
bildungs- und Prüfungsordnung kann nur im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Plätze im Verwaltungslehrgang 
erfolgen. Die Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze 
wird voraussichtlich jeweils bis zum 1. Februar eines 
jeden Jahres im Kirchlichen Amtsblatt bekanntgegeben. 
Die Einstellung kann nur erfolgen, wenn folgende Voraus­
setzungen vorliegen: 

a) Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche, 

b) charakterliche, geistige und körperliche Fähigkeiten, 
die Ausbildung erfolgreich zu beenden, 

c) Nachweis einer abgeschlossenen Schulausbildung, die 
mindestens dem Hauptschulabschluß entspricht. 

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchst. b kön­
nen in einem besonderen Verfahren festgestellt werden. 
Die Einzelheiten des Verfahrens regelt das Landeskir­
chenamt 

(3) Übersteigt die Zahl der beabsichtigten Einstellun­
gen die Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze im Ver­
waltungslehrgang, so findet ein Auswahlverfahren statt. 
Das Nähere regelt das Landeskirchenamt 

§7 

Genehmigung 

(I) Die Einstellung als Auszubildender nach dieser 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung bedarf der Genehmi­
gung durch das Landeskirchenamt 

(2) Der Genehmigungsantrag ist spätestens zwei Mo­
nate vor der Einstellung zu stellen. Eine spätere-Einstel­
Jung kann im besonders begründeten Einzelfall genehmigt 
werden, wenn die Zahl der nach § 6 Abs. 1 zur Verfügung 
stehenden Plätze nicht erreicht ist. 

(3) Der Genehmigungsantrag muß folgende Unterla­
gen enthalten: 

a) handgeschriebener Lebenslauf, 

b) Schulabgangszeugnis, 

c) Berufsausbildungsvertrag, 

d) Ausbildungsplan, 

e) Lichtbild, 

f) Nachweis über die Zugehörigkeit zur evangelischen 
Kirche, 

g) Ergebnis des besonderen Verfahrens nach§ 6 Abs. 2. 

§8 

Dauer der Ausbildung 

(I) Die Ausbildung dauert sechsunddreißig Monate. 
Davon entfallen auf den Allgemeinen Teil vierundzwan­
zig, auf den Besonderen Teil zwölf Monate. 



362 AMTSBLATT Heft9, 1990 

(2) Die Ausbildung kann im Einvernehmen mit dem 
Auszubildenden bzw. seinem gesetzlichen Vertreter bis zu 
einem halben Jahr verlängert werden, wenn 

a) nach Abschluß der Zwischenprüfung nicht zu erwarten 
ist, daß der Auszubildende das Ausbildungsziel er­
reicht, 

b) der Auszubildende durch Krankheit oder andere Um­
stände mehr als ein Fünftel der praktischen oder theo­
retischen Ausbildung versäumt hat, 

c) der Auszubildende die Abschlußprü{ung nicht bestan­
den hat oder gemäß § 23 Abs. 2 die Zulassung zur 
Abschlußprüfung aufgeschoben wurde. 

(3) Die Ausbildung kann um ein weiteres halbes Jahr 
verlängert werden, wenn mehrere der in Absatz 2 genann­
ten Gründe vorliegen oder die Prüfung mehr als einmal 
nicht bestanden wurde. 

§ 9 

Ausbildungsberufsbild 

(1) Gegenstand des Allgemeinen Teils der Ausbildung 
sind mindestens die folgenden Kenntnisse und Fertigkei­
ten: 

1. Berufsausbildung im kirchlichen und öffentlichen 
Dienst; 

2. Organisation; 

3. Verwaltungstechniken 

a) Verwaltungstechnik und Büroarbeiten, 

b) Beschaffung und Materialverwaltung, 

c) Datenverarbeitung und Datenschutz; 

4. Haushalts , Kassen- und Rechnungswesen 

a) Haushaltswesen, 

b) Kassenwesen, 

c) Rechnungslegung, Rechnungsprüfung; 

5. Personalwesen 

a) Einstellen und Ausscheiden von Angehörigen des 
kirchlichen und öffentlichen Dienstes, 

b) Berechnen von Pfarrer-. und Beamtenbesoldung, 
Angestelltenvergütung, Arbeiterlöhnen, Ausbil­
dungsvergütung, Versorgung, 

c) zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversor­
gung, 

d) Erstatten von Reise- und Umzugskosten, 

e) Gewähren von Beihilfen, Vorschüssen und Unter­
stützungen, 

f) Arbeitssicherheit und Unfallverhütung. 

(2) Gegenstand des Besonderen Teils der Ausbildung 
sind mindestens die folgenden Kenntnisse und Fertigkei­
ten: 

1. Leben und Lehre der Kirche, 

2. Kirchliches Verfassungs- und Organisationsrecht, 

3. Kirchliches Verwaltungsrecht, 

4. Kirchliches Dienst- und Arbeitsrecht, 

5. Kirchliches Finanzwesen, 

6. Kirchliches Personenstands- und Meldewesen, 

7. Kirchliches Grundstücks-, Bau- und Friedhofswesen, 

8. fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufga­
bengebieten der ausbildenden Stelle. 

§ 10 

Durchführung der Berufsausbildung 

(1) Während der Berufsausbildung soll der Auszubil­
dende mit Verwaltungsvorgängen befaßt werden, die den 
im Ausbildungsrahmenplan bezeichneten Kenntnissen 
und Fertigkeiten entsprechen. Dabei sind ihm durch regel­
mäßige Unterweisung Einsichten in Sinn, Zweck und Be­
deutung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit 
denen er fallbezogen befaßt wird, zu vermitteln. 

(2) Zur weiteren Ergänzung und Vertiefung der Berufs­
ausbildung findet ein Verwaltungslehrgang und bei der 
jeweiligen Ausbildungsstätte eine dienstbegleitende Un­
terweisung statt. Der Verwaltungslehrgang und die Unter­
weisung umfassen insgesamt mindestens 420 Stunden zu 
je 45 Minuten. Die Aufteilung der Stunden im Verwal­
tungslehrgang und in der dienstbegleitenden Unterwei­
sung erfolgt durch den Lehr- und Stoffverteilungsplan. 

(3) Der theoretischen Unterweisung wird der Lehr- und 
Stoffverteilungsplan (Anhang) zugrunde gelegt, der an die 
Anforderungen des Ausbildungsrahmenplanes angelehnt 
ist. Dieser Plan wird nach Anhörung des Rheinischen 
Verbandes der Mitarbeiter im evangelisch kirchlichen 
Verwaltungsdienst vom Landeskirchenamt aufgestellt. 

(4) Soweit die erforderlichen Kenntnisse und Fertig­
keiten nicht in vollem Umfang in der Ausbildungsstätte 
vermittelt werden können, ist der Auszubildende für die 
Dauer der Vermittlung dieser Kenntnisse und Fertigkeiten 
zu einer anderen geeigneten kirchlichen Verwaltungsstel­
le zu entsenden. 

(5) Ist die Ausbildungsstätte eine Kirchengemeinde, so 
soll der Auszubildende für eine Dauer von mindestens vier 
Monaten bei einem Kirchenkreis oder einem vergleichba­
ren Verband ausgebildet werden, ebenso soll der Auszu­
bildende, dessen Ausbildungsstätte ein Kirchenkreis, ein 
vergleichbarer Verband oder die Landeskirche ist, vier 
Monate bei einer Kirchengemeinde ausgebildet werden. 
Findet die Ausbildung bei einer diakonischen Einrichtung 
statt, .so muß der Auszubildende insgesamt mindestens 
sechs Monate bei einer Kirchengemeinde und einem Kir­
chenkreis oder einem vergleichbaren Verband ausgebildet 
werden. 

(6) Soweit möglich soll der Auszubildende für drei 
Monate bei einer vergleichbaren staatlichen oder kommu­
nalen Ausbildungsstelle ausgebildet werden. Diese Zeit 
kann wie die Zeit einer Entsendung nach Absatz 4 behan­
delt werden. 

§11 

Verwaltungslehrgang 

(1) Der Verwaltungslehrgang wird vom Landeskir­
chenamt in mindestens acht Abschnitten durchgeführt. 
Beginn, Dauer und Ort der einzelnen Verwaltungslehr­
gangsabschnitte werden vom Landeskirchenamt festge­
legt. Sie werden den Ausbildungsstätten und den Auszu­
bildenden jährlich spätestens drei Monate nach Beginn 
eines jeden Ausbildungsjahres bekanntgegeben. 

(2) Während des Verwaltungslehrganges sind unter 
Aufsicht von Beauftragten des Prüfungsamtes in regelmä­
ßigen .Abschnitten die nach dem Lehr- und Stoffvertei­
lungsplan vorgesehenen schriftlichen Arbeiten (Lehr­
gangsklausuren) anzufertigen. 

(3) Die Lehrgangsklausuren dürfen keinen Hinweis auf 
den Namen des Verfassers enthalten. Sie werden von zwei 

• 

• 



• ' 

Heft9, 1990 AMTSBLATT 363 

Beauftragten nacheinander in der vom Landeskirchenamt 
festgelegten Reihenfolge mit einer Note und Punktzahl 
nach§ 25 bewertet. Stimmen die Punktzahlen der beiden 
Bewertungen nicht überein, so entscheidet ein dritter vom 
Landeskirchenamt Beauftragter im Rahmen der vorgege­
benen Punktzahlen endgültig über die Bewertung. 

(4) Die Ergebnisse der Lehrgangsklausuren sind den 
Lehrgangsteilnehmern in angemessenem Zeitabstand, 
spätestens jedoch bis zum Beginn der schriftlichen Prü­
fung, bekanntzugeben und besonders zu besprechen. Die 
Arbeiten sind anschließend zu den Prüfungsakten zu neh­
men. 

§ 12 

Dienstbegleitende Unterweisung 

(1) Die dienstbegleitende Unterweisung ist in zeitli­
cher und sachlicher Reihenfolge im Rahmen des Lehr- und 
Stoffverteilungsplans durchzuführen. Sie wird in der Re­
gel vom Ausbilder erteilt. 

(2) Das Prüfungsamt kann die dienstbegleitende Unter­
weisung auch außerhalb der Ausbildungsstätte in kursori­
scher Form zulassen. 

§13 

Lehrkräfte, Ausbildungsberater 

(1) Die Lehrkräfte für den Verwaltungslehrgang wer­
den nach Anhörung des Rheinischen Verbandes der Mit­
arbeiter im evangelisch kirchlichen Verwaltungsdienst 
vom Landeskirchenamt berufen. Die Dauer der Lehrtätig­
keit wird unter Berücksichtigung der Lehrgangsplanung 
festgelegt. Die Berufung kann vom Landeskirchenamt 
nach Anhörung des Rheinischen Verbandes der Mitarbei­
ter im evangelisch kirchlichen Verwaltungsdienst zurück­
genommen werden. Die Lehrkräfte erhalten für ihre Tätig­
keit· eine Entschädigung sowie Auslagenersatz nach be­
sonderer Regelung. 

(2) Das Landeskirchenamt überwacht die Durchfüh­
rung der Berufsausbildung durch Beratung der Ausbilden­
den, Ausbilder und Auszubildenden. Es bestellt zu diesem 
Zweck Ausbildungsberater. 

(3) Die Fortbildung der Lehrkräfte und der Ausbilder 
wird vom Landeskirchenamt irt Zusammenarbeit mit dem 
Rheinischen Verband der Mitarbeiter im evangelisch 
kirchlichen Verwaltungsdienst gefördert. Sie ist für die 
Ausbilder verpflichtend. 

§ 14 

Ausbildungsplan 

Der Ausbildende hat unter Zugrundelegung des Ausbil­
dungsrahmenplanes für den Auszubildenden einen Ausbil­
dungsplan zu erstellen. 

§ 15 

Berichtsheft 

Der Auszubildende hat ein Berichtsheft in Form eines 
Ausbildungsnachweises zu führen. Ihm ist Gelegenheit zu 
geben, das Berichtsheft während der Ausbildungszeit zu 
führen. Der Ausbilder hat das Berichtsheft regelmäßig 
durchzusehen. Das Berichtsheft ist zu Beginn der jeweili­
gen Verwaltungslehrgangsabschnitte einem Beauftragten 
des Prüfungsamtes vorzulegen. 

§ 16 

Zwischenprüfung 

(1) In der Mitte des zweiten Ausbildungsjahres findet 
die Zwischenprüfung statt. Sie dient der Ermittlung des 
Ausbildungsstandes des Auszubildenden. 

(2) Die Zwischenprüfung ist schriftlich anband praxis­
bezogener Fälle oder Aufgaben in 180 Minuten durchzu­
führen. Sie erstreckt sich auf die im Ausbildungsrahmen­
plan für das erste Ausbildungsjahr genannten Kenntnisse 
und Fertigkeiten sowie auf den im Berufsschulunterricht 
entsprechend den Rahmenlehrplänen zu vermittelnden 
Lehrstoff, soweit dieser für die Berufsausbildung wesent­
lich ist. 

§ 17 

Prüfungsausschuß für die Zwischenprüfung 

(1) Das Landeskirchenamt bestellt für die Abnahme der 
Zwischenprüfung für die Dauer von drei Jahren einen 
Prüfungsausschuß und dessen Vorsitzenden. Der Prü­
fungsausschuß besteht aus einem Mitglied des Prüfungs­
amtes, einem Ausbilder, einer Lehrkraft des Verwaltungs­
lehrganges und einem weiteren Mitglied auf Vorschlag 
des Rheinischen Verbandes der Mitarbeiter im evange­
lisch kirchlichen Verwaltungsdienst Für jedes Mitglied 
wird ein Stellvertreter bestellt. 

(2) Der Prüfungsausschuß entscheidet mit der Mehr­
heit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden. 

§ 18 

Durchführung der Zwischenprüfung 

(1) Die Aufgaben für die Zwischenprüfung bestimmt 
der Prüfungsausschuß. 

(2) Die Arbeiten werden unter Aufsicht von Beauftrag­
ten des Prüfungsamtes angefertigt. 

(3) Bei Täuschungshandlungen oderbei einem Verstoß 
gegen die Ordnung kann der Aufsichtführende den Prü­
fungsteilnehmer von der Fortsetzung der Zwischenprü­
fung ausschließen. Der Prüfungsausschuß kann die Wie­
derholung der Zwischenprüfung anordnen. 

(4) Die Bestimmungen des § 22 Abs. 5 bis 9 gelten 
entsprechend. 

§ 19 

Feststellung des Ausbildungsstandes, Bescheinigung 

(1) Jede Prüfungsarbeit ist entsprechend den Grundsät­
zen des § 11 Abs. 3 von den Mitgliedern des Prüfungsaus­
schusses oder anderen Beauftragten durchzusehen und zu 
beurteilen. Dabei ist insbesondere festzustellen, ob Män­
gel im Ausbildungsstand gegeben sind. Mängel im Aus­
bildungsstand sind gegeben, wenn die Leistungen den 
nach dem ersten Ausbildungsjahr zu stellenden Anforde­
rungen nicht oder nur unvollständig entsprechen. Die end­
gültige Feststellung und die Festlegung des Ergebnisses 
unter Zugrundelegung einer Note und Punktzahl nach § 25 
Abs. 1 trifft der Prüfungsausschuß nach Abschluß aller 
Beurteilungen. 

(2) Das Ergebnis der Zwischenprüfung wird gemäß § 
29 Abs. 2 und § 31 Abs. 2 Buchst. a wie eine Lehrgangs­
klausur gewertet. 

(3) Über die Teilnahme an der Zwischenprüfung ist 
eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 3 auszu­
stellen und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
unterschreiben .. Eine Ausfertigung der Bescheinigung er­
halten der Auszubildende, der gesetzliche Vertreter und 
der Ausbildende. 

§ 20 

Prüfungsamt 

(1) Die Kirchenleitung errichtet ein Prüfungsamt. Sie 
beruft für die Dauer von vier Jahren 
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a) sechs Vertreter der ausbildenden Körperschaften nach 
§ 1 Abs. 2, darunter zwei rechtskundige Mitglieder des 
Kollegiums des Landeskirchenamtes, von denen einer 
zum Vorsitzenden bestellt wird, 

b) sechs Vertreter der Mitarbeiter im kirchlichen Verwal­
tungsdienst aufVorschlag des Rheinischen Verbandes 
der Mitarbeiter im evangelisch kirchlichen Verwal­
tungsdienst, 

c) zwei Lehrer an berufsbildenden Schulen. 

(2) Für jedes Mitglied wird ein Ste!Jvertreter bestellt. 
Die Mitglieder und ihre Stellvertreter müssen für kirchli­
che Ämter wählbar sein. 

(3) Das Prüfungsamt nimmt die ihm in dieser Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben 
wahr. Es ist in allen wichtigen Angelegenheiten der Aus­
bildung und Prüfung der Auszubildenden für den Beruf 
des kirchlichen Verwal tungsf achangestell ten, insbesonde­
re vor dem Erlaß von Rechtsvorschriften und Richtlinien 
sowie der Festlegung der Ausbildungsinhalte, zu unter­
richten und zu hören. Es soll darauf hin wirken, daß in den 
Prüfungsausschüssen nach einheitlichen Grundsätzen ver­
fahren wird. Diese Beschlüsse sind für die Prüfungsaus­
schüsse verbindlich. 

(4) Das Prüfungsamt ist beschlußfähig bei Anwesen­
heit von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder. Es entschei­
det mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 

§ 21 

Prüfungsausschüsse 
' 

(1) Für jede Abschlußprüfung wird vom Landeskir-
chenamt ein Prüfungsausschuß gebildet, der ausJünfMit­
gliedern des Prüfungsamtes oder deren Stellvertreter be­
steht. Ihm gehören an: 

a) ein rechtskundiges Mitglied des Kollegiums des Lan-
deskirchenamtes, das den Vorsitz führt, 

b) ein weiteres Mitglied nach§ 20 Abs. 1 Buchstabe a), 

c) zwei Mitglieder nach§ 20 Abs. 1 Buchstabe b), 

d) ein Mitglied nach§ 20 Abs. 1 Buchstabe c). 

Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter bestellt. 

(2) Der Prüfungsausschuß entscheidet mit der Mehr­
heit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht 
öffentlich. Der Vorsitzende des Prüfungsamtes ist berech­
tigt, an allen Sitzungen des Prüfungsausschusses teilzu­
nehmen. 

( 4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse erhalten für 
ihre Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den allgemei­
nen Bestimmungen sowie eine Entschädigung für die Prü­
fungstätigkeit nach besonderer Regelung. 

§ 22 

Allgemeine Bestimmungen für die Abschlußprüfung 

( 1) Durch die Abschlußprüfung ist festzustellen, ob der 
Prüfungsteilnehmer über die für seinen Beruf erforderli­
chen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt. 

(2) Die Abschlußprüfung erstreckt sich auf die im Aus­
bildungsrahmenplan sowie im Lehr- und Stoffverteilungs­
plan aufgeführten Kenntnisse und Fertigkeiten sowie auf 
den im Berufsschulunterricht vermittelten Lehrstoff, so­
weit dieser für die Berufsausbildung wesentlich ist. 

(3) Die Abschlußprüfung besteht aus einem schriftli­
chen und einem mündlichen Teil. Der Prüfungsausschuß 
bestimmt den Zeitpunkt der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung und teilt ihn jeweils spätestens sechs Wochen 
vorher den Prüfungsteilnehmern und der Ausbildungsstät­
te mit. 

(4) Der Prüfungsausschuß bestimmt die Aufgaben der 
schriftlichen Prüfung und die Hilfsmittel, die benutzt wer­
den dürfen. Er kann die Lehrkräfte, die die ausgewählten 
Fächer der schriftlichen Prüfung unterrichten, zu Vor­
schlägen für die Aufgaben auffordern. 

(5) Behinderten sind auf Antrag die ihrer Behinderung 
angemessenen Erleichterungen zu gewähren; sie sind vor 
der Prüfung auf das Antragsrecht hinzuweisen. 

(6) Ist ein Prüfungsteilnehmer durch Krankheit oder 
sonstige von ihm nicht zu vertretende Umstände an der 
Ablegung der Prüfung oder einzelner Prüfungsabschnitte 
verhindert, so hat er dies bei Erkrankung durch ein ärztli­
ches Attest, im übrigen in sonst geeigneter Form nachzu­
weisen. 

(7) Ein Prüfungsteilnehmer kann in besonderen Fällen 
mit Genehmigung des Vorsitzenden des Prüfungsamtes 
von der Prüfung zurücktreten. 

(8) Bricht e'i'!l. Prüfungsteilnehmer aus den in Absatz 6 
oder 7 genannten Gründen die Prüfung ab, oder nimmt er 
aus solchen Gründen an Abschnitten der Prüfung nicht 
teil, so wird die Prüfung an einem vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu bestimmenden Termin fortge­
setzt. Der Prüfungsausschuß entscheidet, ob und in wel­
chem Umfang bereits abgelieferte Prüfungsarbeiten als 
Prüfungsarbeiten anzurechnen sind: 

(9) Nimmt ein Prüfungsteilnehmer an der Bearbeitung 
einer schriftlichen Aufgabe ohne ausreichende Entschul­
digung nicht teil oder gibt er ohne ausreichende Entschul­
digung, kein oder ein unbeschriebenes Lösungsblatt ab, so 
gilt diese Arbeit als mit »ungenügend« und der Punktzahl 
0 bewertet. Bei zwei oder mehr aus diesen Gründen nicht 
erbrachten Leistungen gilt die Prüfung als nicht bestanden. 

(10) Erscheint ein Prüfungsteilnehmer ohne ausrei­
chende Entschuldigung nicht zur mündlichen Prüfung 
oder tritt er ohne Genehmigung zurück, so gilt die Prüfung 
als nicht bestanden. 

§ 23 

Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zur Abschlußprüfung wird zugelassen, 

a) wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder dessen 
Ausbildungszeit nicht später als zwei Monate nach der 
mündlichen Prüfung endet und 

b) wer an der Zwischenprüfung teilgenommen sowie die 
Berichtshefte geführt hat. 

Für die Zulassung in besonderen Fällen gilt § 40 Abs. 1 
des Berufsbildungsgesetzes. 

(2) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsaus­
schuß. Er kann die Zulassung aufschieben oder versagen. 
Wird die Zulassung versagt, so gilt die Prüfung als nicht 
bestanden. 

§24 

Ordnungswidriges Verhalten 

(1) Einen Prüfungsteilnehmer, der bei Anfertigung ei­
ner schriftlichen Arbeit eine Täuschung versucht oder der 
erheblich gegen die Ordnung verstößt, können die Auf-

• 
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sichtführenden von der Fortsetzung dieser Arbeit aus­
schließen. 

(2) Über die Folgen eines Täuschungsversuches oder 
Ordnungsverstoßes nach Absatz 1 entscheidet der Prü­
fungsausschuß nach Anhören des Prüfungsteilnehmers. " 
Der Prüfungsausschuß kann nach der Schwere der Verfeh­
Jung die Wiederholung einzelner oder mehrerer Prüfungs­
leistungen anordnen, die Arbeiten mit »ungenügend« und 
der Punktzahl 0 bewerten oder die Prüfung insgesamt für 
nicht bestanden erklären. 

(3) Hat der Prüfungsteilnehmer bei der Prüfung ge­
täuscht und wird diese Tatsache erst·nach Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so kann das Prüfungsamt die 
Prüfung für nicht bestanden erklären, wenn seit dem Tag 
der mündlichen Prüfung nicht mehr als ein Jahr verstri­
chen ist. 

§ 25 

Noten und Bewertungsgrundsätze 

( 1) Einzelleistungen dürfen nur wie folgt und nur unter 
Verwendung von vollen Punktzahlen bewertet werden: 

sehr gut = 15- 14 Punkte 

gut 

eine den Anforderungen in besonderem 
Maße entsprechende Leistung; 

= 13 - 11 Punkte 
eine den Anforderungen voll entspre­
chende Leistung; 

befriedigend = 10- 8 Punkte 
eine im allgemeinen den Anforderungen 
entsprechende Leistung; 

ausreichend = 7 - 5 Punkte 
eine Leistung, die zwar Mängel auf­
weist, aber im ganzen den Anforderun­
gen noch entspricht; 

mangelhaft = 4 - 2 Punkte 
eine den Anforderungen nicht entspre­
chende Leistung, die jedoch erkennen 
läßt, daß die notwendigen Grundkennt­
nisse vorhanden sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben werden könn­
ten; 

ungenügend = 1 - 0 Punkte 
eine den Anforderungen nicht entspre­
chende Leistung, bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht 
behoben werden könnten. 

(2) Die Bewertung von Einzelleistungen hat insbeson­
dere die Richtigkeit der sachlichen Aussage, die prakti­
sche Anwendbarkeit, die Art und Folgerichtigkeit der Be­
gründung, die Gliederung und Form der Darstellung sowie 
die Ausdrucksweise zu berücksichtigen. 

(3) Ist das Mittel der Bewertungen mehrerer Einzellei­
stungen maßgebend, wird der Punktwert bis zur zweiten 
Dezimalstelle errechnet und berücksichtigt. 

§ 26 

Schriftliche Prüfung 

(1) In der schriftlichen Prüfung hat der Prüfungsteil­
nehmer fünf Arbeiten anzufertigen. Dabei sollen die nach­
genannten Prüfungsfächer zugrunde gelegt werden: 

a) Prüfungsfach Leben und Lehre der Kirche sowie 
Kirchliches Verfassungsrecht 

In 120 Minuten soll der Prüfungsteilnehmer eine oder 
mehrere praxisbezogene Aufgaben oder Fälle aus den 
für die Fachrichtung Kirchliches Verfassungsrecht ty­
pischen Bereichen bearbeiten und dabei zeigen, daß er 
Grundlagen und System des entsprechenden Fachge­
bietes versteht und die bestehenden Regelungen an­
wenden kann. 

b) Prüfungsfach Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde: 
In 120 Minuten soll der Prüfungsteilnehmer Aufgaben 
oder Fälle bearbeiten und dabei zeigen, daß er über 
Kenntnisse des Staatsrechts und des Bürgerlichen 
Rechts verfügt und daß er allgemeine wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Zusammenhänge darstellen und 
beurteilen kann. 

c) Prüfungsfach Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
wesen: 
In 120 Minuten soll der Prüfungsteilnehmer eine oder 
mehrere praxisbezogene Aufgaben oder Fälle bearbei­
ten und dabei zeigen, daß er Grundlagen und System 
des Haushalts- und Kassenwesens sowie des Rech­
nungswesens der Verwaltung versteht und die beste­
henden Regelungen anwenden kann. 

d) Prüfungsfach Personalwesen: 
In 120 Minuten soll der Prüfungsteilnehmer eine oder 
mehrere praxisbezogene Aufgaben oder Fälle bearbei­
ten und dabei zeigen, daß er Grundlagen und System 
dieses Gebietes versteht und die bestehenden Regelun­
gen anwenden kann. 

e) Prüfungsfach Sprache: 
In 90 Minuten soll der Prüfungsteilnehmer durch An­
fertigung eines Diktates oder durch andere geeignete 
Übungen seine Fertigkeiten im Gebrauch der deut­
schen Sprache nachweisen. 

§ 27 

Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung 

(1) Die schriftlichen Arbeiten werden unter Aufsicht 
von Beauftragten des Prüfungsamtes angefertigt. Die Prü­
fungsteilnehmer sind auf die Folgen von Täuschungshand­
lungen und Ordnungsverstößen hinzuweisen. 

(2) Der Aufsichtführende fertigt eine Niederschrift an 
und vermerkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. Die Nieder­
schrift ist dem Prüfungsausschuß vorzulegen. 

§ 28 

Beurteilung der schriftlichen Arbeiten 

Die Prüfungsklausuren dürfen keine Hinweise auf den 
Namen des Verfassers enthalten. Sie werden durch zwei 
Mitglieder des Prüfungsausschusses oder durch von ihm 
besonders Beauftragte nacheinander und unabhängig von­
einander mit einerNoteund Punktzahl nach § 25 bewertet. 
Stimmen die Punktzahlen der beiden Bewertungen nicht 
überein, so entscheidet ein weiteres Mitglied des Prü­
fungsausschusses im Rahmen der vorgegebenen. Punkt­
zahlen. Der Prüfungsausschuß kann diese Entscheidung in 
besonderen Fällen durch Beschluß im Rahmen der vorge­
gebenen Punktzahlen abändern. Die Reihenfolge der Be­
wertungen legt der Prüfungsausschuß fest. 

§ 29 

Ergebnis der schriftlichen Prüfung 

(1) Der Prüfungsausschuß entscheidet nach dem Er­
gebnis der schriftlichen Prüfung über die Zulassung zur 
mündlichen Prüfung. 
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(2) Für die Entscheidung über die Zulassung wird ein 
Punktwert ermittelt, der die Ergebnisse der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten sowie das Mittel der Lehrgangsklausu­
ren nach § 11 einschließlich der Zwischenprüfung nach § 
19 Abs. 2 berücksichtigt. Dieses Mittel wird dabei ohne 
Dezimalstellen wie eine schriftliche Prüfungsarbeit ge­
wertet. 

(3) Die Zulassung wird versagt, wenn der ermittelte 
Punktwert nach Abs. 2 nicht mindestens 4,50 Punkte er­
reicht. Sie wird auch versagt, wenn mehr als zwei Arbeiten 
mit der Note »mangelhaft« und darunter oder mehr als eine 
Arbeit mit der Note »ungenügend« be~ertet wurde. 

(4) Wird die Zulassung versagt, so gilt die Prüfung als 
nicht bestanden. 

(5) Spätestens zwei Wochen vor der mündlichen Prü­
fung ist dem Prüfungsteilnehmer die Entscheidung über 
die Zulassung zur mündlichen Prüfung schriftlich mitzu­
teilen. Im Falle der Nichtzulassung ist unter Angabe der 
Gründe diese Entscheidung auch dem gesetzlichen Vertre­
ter und der Ausbildungsstätte mitzuteilen. 

§ 30 

Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung erfolgt in der Form eines 
Prüfungsgesprächs. 

(2) Die Prüfung ist auf neun Fächer zu begrenzen. 

(3) Es sollen nicht mehr als fünf Prüfungsteilnehmer 
gleichzeitig geprüft werden. Die durchschnittliche Dauer 
der Prüfung soll für jeden Prüfungsteilnehmer 30 Minuten 
nicht übersteigen. 

( 4) Die Leistungen der mündlichen PrÜfung in den ein­
zelnen Gebieten werden mit einer Note und Punktzahl 
nach § 25 bewertet. 

(5) ·Der Vorsitzende des Prüfungsamtes und der zustän­
dige Sachbearbeiter im Landeskirchenamt sind berechtigt, 
bei den mündlichen Prüfungen anwesend zu sein. Der 
Prüfungsausschuß kann auch Lehrkräfte als Zuhörer zu­
lassen. 

§ 31 

Feststellung des Gesamtergebnisses 

(1) Nach der Beendigung der mündlichen Prüfung ent­
scheidet der Prüfungsausschuß über das Prüfungsergebnis 
und gibt es den Prüfungsteilnehmern bekannt. 

(2) Bei der Ermittlung des Prüfungsergebnisses (Ge­
samtnote) werden 

a) das Mittel der Lehrgangsklausuren nach § 11 ein­
schließlich der Zwischenprüfung nach§ 19 Abs. 2mit 
20 vom Hundert, 

b) das Mittel der Leistungen in der schriftlichen Prüfung 
nach § 28 mit 40 vom Hundert, 

c) das Mittel der Leistungen in der mündlichen Prüfung 
nach § 30 mit 40 vom Hundert 

berücksichtigt. 

(3) Die Gesamtnote ergibt sich aus der Addition der 
nach Absatz 2 ermittelten Punktwerte. Dem etrnittelten 
Punktwert entsprechen folgende Noten: 

13~50-;- 15 Punkte = sehr gut, 

10,50 - 13,49 Punkte = gut, 

7,50- 10,49 Punkte = befriedigend, 

4,50 - 7,49 Punkte = ausreichend, 

1,50- 4,49 Punkte = mangelhaft, 

0 - 1,49 Punkte = ungenügend. 

(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteil­
nehmer mindestens die Gesamtnote »ausreichend« erhal­
ten hat. Sie ist nicht bestanden, wenn er die Gesamtnote 
»mangelhaft« oder »ungenügend« erhalten hat. Die Prü­
fung ist ebenfalls nicht bestanden, wenn die Leistungen in 
der mündlichen Prüfung insgesamt geringer als mit 3,00 
Punkten bewertet worden sind. 

§ 32 

Niederschrift 

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die 
Niederschrift ist von den Mitgliedern des Prüfungsaus­
schusses zu unterzeichnen. Sie ist zusammen mit den 
Lehrgangsklausuren, der Niederschrift über die ZWischen­
prüfung und den Prüfungsarbeiten bei dem Prüfungsamt 
mindestens zehn Jahre lang aufzubewahren. 

§ 33 

Prüfungszeugnis 

(1) Über die bestandene Prüfung erhält der Prüfungs­
teilnehmer ein Zeugn.is nach dem Muster der Anlage 4. 

(2) Eine Ausfertigung des Zeugnisses ist dem Ausbil­
denden zu übersenden. 

(3) Bei nicht bestandener Prüfung erhalten der Prü­
fungsteilnehmer und der Ausbildende eine schriftliche 
Mitteilung. Der Ausbilder berät den Auszubildenden und 
setzt dess.en gesetzlichen Vertreter in Kenntnis. 

§ 34 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Eine nicht bestandene Abschlußprüfung kannzwei­
mal wiederholt werden. 

(2) Die Prüfung kann spätestens nach einem halben 
Jahr wiederholt werden. Der Prüfungsausschuß setzt den 
Termin aufgrund der Gesamtbeurteilung fest und teilt ihn 
dem Auszubildenden und dem Ausbildenden unverzüglich 
mit. Der Prüfungsausschuß entscheidet auch über die Not­
wendigkeit einet Teilnahme an einem verkürzten Verwal­
tungslehrgang. Die Lehrgangsklausuren sind in jedem Fall 
neu anzufertigen. 

§ 35 

Beschwerde 

Gegen die Entscheidungen, die aufgrunddieser Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung ergehen, kann innerhalb ei­
nes Monats Beschwerde beim Landeskirchenamt einge­
legt werden. 

§ 36 

Übergangsregelung 

Für Ausbildungsverhältnisse, die vor dem lnkrafttreten 
dieser Ausbildungs- und Prüfungsordnung begonnen ha­
ben, sind die Bestimmungen der bisherigen Ausbildungs­
und Prüfungsvorschriften weiter anzuwenden. 

§ 37 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung tritt am 
1. August 1990 in Kraft. 

• 

' 
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(2) Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für den Beruf des Kirchlichen Verwaltungsfach­
angestellten in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
(APrO KVfA) vom 16. Juli 1980 außer Kraft. 

Anlage 1 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Berufsausbildungsvertrag 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkün­
digung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Nach 
ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tra­
gen die kirchlichen Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auf­
trages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst und außer­
halb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die 
sie als Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen 
haben. Auf dieser Grundlage wird folgender Berufsausbil­
dungsvertrag geschlossen: 

Zwischen der/dem _______________ ___,_ 
und. ____________________ __ 

geboren am in. ____________ _ 

gesetzlich vertreten durch. ___________ _ 

wird vorbehaltlich der Genehmigung durch das Landeskir­
chenamt nachstehender Vertrag zur Ausbildung für den 
Beruf des »Kirchlichen Verwaltungsfachangestellten« ge­
schlossen: 

§ 1 

Rechtsgrundlagen 

Für das Berufsausbildungsverhältnis gelten 

1. die Bestimmungen des Manteltarifvertrages für Aus- · 
zubildende in der für den kirchlichen Bereich gelten­
den Fassung (AuszubildendenTV KF), 

2. die sonstigen für die Auszubildenden im Bereich der 
Evangelischen Kirche im Rheinland beschlossenen ar­
beitsrechtlichen Bestimmungen, wie sie aufgrund des 
Kirchengesetzes über das Verfahren zur Regelung der 
Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz - ARRG) vom 
19. Januar 1979 (KABI. S. 223) und seinen Änderun­
gen geregelt sind, 

3. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf 
des Kirchlichen Verwaltungsfachangestellten in der 
Evangelischen Kirche im Rheinland vom 7. Juni 1990 
(KABI. S. 125). 

§2 

Sachliche und zeitliche Gliederung 
der Berufsausbildung 

(1) Die sachliche und zeitliche Gliederung der Berufs­
ausbildung richtet sich nach dem anliegenden Ausbil­
dungsplan. 

(2) Im übrigen wird der Ausbildungsrahmenplan der 
Berufsausbildung zugrunde gelegt. 

§3 

Ausbildungszeit 

(1) Das Berufsausbildungsverhältnis dauert sechsund-
dreißig Monate. Es beginnt am und endet am 

(2) Die ersten drei Monate gelten als Probezeit. Wäh­
rend der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist und ohne Angabe 
von Gründen gekündigt werden. Die Kündigung muß 
schriftlich erfolgen . 

. (3) Besteht der Auszubildende vor Beendigung der in 
Absatz 1 vereinbarten Ausbildungszeit die Abschlußprü­
fung, so endet das Ausbildungsverhältnis mit Bestehen der 
Abschlußprüfung. 

(4) Die Ausbildung kann im Einvernehmen mit dem 
Auszubildenden bzw. seinem gesetzlichen Vertreter bis zu 
einem halben Jahr verlängert werden, wenn 

a) nach Abschluß der Zwischenprüfung nicht zu erwarten 
ist, daß der Auszubildende das Ausbildungsziel er­
reicht, 

b) der Auszubildende durch Krankheit oder andere Um­
stände mehr als ein Fünftel der praktischen oder theo­
retischen Ausbildung versäumt hat, 

c) der Auszubildende die Abschlußprüfung nicht bestan­
den hat oder gemäß § 23 Abs. 2 der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung die Zulassung zur Abschlußprüfung 
aufgeschoben wurde. 

(5) Die Ausbildung kann um ein weiteres halbes Jahr 
verlängert werden, wenn mehrere der in Absatz 2 genann­
ten Gründe vorliegen oder die Prüfung mehr als einmal 
nicht bestanden wurde. 

(6) Die Abschlußprüfung kann zweimal wiederholt 
werden. 

§4 

Pflichten des Ausbildenden 

Der Ausbildende verpflichtet sich, 

1. dafür zu sorgen, daß dem Auszubildenden die Fertig­
keiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zum Er­
reichen des Ausbildungszieles erforderlich sind, und 
die Berufsausbildung in einer durch ihren Zweck ge­
botenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich geglie­
dert so durchzuführen, daß das Ausbildungsziel in der 
vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann, 

2. den Auszubildenden zum Besuch der Berufsschule und 
des Verwaltungslehrgangs anzuhalten und ihn für die 
Teilnahme am Unterricht freizustellen, 

3. dafür zu sorgen, daß die dienstbegleitende Unterwei­
sung ordnungsgemäß durchgeführt wird, 

4. von dem jugendlichen Auszubildenden sich eine Be­
scheinigung nach§§ 32 ff. des Jugendarbeitsschutzge­
setzes darüber vorlegen zu lassen, daß dieser 

a) vor der Aufnahme der Ausbildung untersucht und 

b) vor Ablauf des ersten Ausbildungsjahres nachun­
tersucht worden ist, 

5. den Auszubildenden zu veranlassen, daß er sich der 
Zwischenprüfung und am Ende der Ausbildungszeit 
der Abschlußprüfung unterzieht. 
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§5 
Pflichten des Auszubildenden 

Der Auszubildende hat sich die Fertigkeiten und Kennt­
nisse anzueignen, die erforderlich sind, um das Ausbil­
dungsziel zu erreichen. Er verpflichtet sich insbesondere, 

1. alle ihm im Rahmen seiner Berufsausbildung übertra­
genen Arbeiten gewissenhaft auszuführen, 

2. den Weisungen des Ausbildenden und der von diesem 
mit der Ausbildung beauftragten Personen zu folgen, 

3. über die aus Anlaß seiner Tätigkeit zu seiner Kenntnis 
gelangten dienstlichen Angelegenfieiten gegenüber je­
dermann strengstes Stillschweigen zu bewahren, 

4. eine entgeltliche Nebenbeschäftigung nicht ohne Ge­
nehmigung des Ausbildenden auszuüben, 

5. an dem gesetzlich vorgeschriebenen Berufsschulunter­
richt, an dem Verwaltungslehrgang und der dienstbe­
gleitenden Unterweisung teilzunehmen, den Unter­
richt regelmäßig und pünktlich zu besuchen und die 
ihm erteilten Berufsschulzeugnisse unverzüglich dem 
Ausbildenden vorzulegen, 

6. die jeweilige Ausbildungsstelle unverzüglich zu be­
nachrichtigen, falls er gezwungen ist, vom Dienst oder 
vom Schulbesuch fernzubleiben und hierbei die Grün­
de des Fernbleibens sowie bei Krankheit spätestens am 
vierten Tag eine ärztliche Bescheinigung über die Ar­
beitsunfähigkeit beizubringen, 

7. sich der Zwischenprüfung und am Ende der Ausbil­
dung der Abschlußprüfung zu unterziehen, 

8. soweit auf ihn die Bestimmungen des Jugendarbeits­
schutzgesetzes Anwendung finden, sich g'emäß §§ 32 
ff. dieses Gesetzes ärztlich 

a) vor Beginn der Ausbildung untersuchen sowie 

b) vor Ablauf des ersten Ausbildungsjahres nachun­
tersuchen zu lassen und die Bescheinigung hier­
über dem Ausbildenden vorzulegen. 

§6 

Pflichten der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter verpflichten sich, den Aus­
zubildenden während der Ausbildungszeit im Bemühen 
um ein Gelingen der Ausbildung zu unterstützen. Sie sol­
len ihn auch anhalten, am Leben der Gemeinde als Grund­
lage seiner zukünftigen Arbeit teilzunehmen und aktiv 
mitzuwirken. 

§7 

Ausbildungsvergütung 

(1) Der Auszubildende erhält während der Dauer der 
Ausbildung eine Vergütung, deren Höhe durch besondere 
Regelung festgesetzt ist und zur Zeit 

im ersten Ausbildungsjahr monatlich 
im zweiten Ausbildungjahr monatlich 
im dritten Ausbildungsjahr monatlich 

brutto 
brutto 
brutto 

DM, 
DM, 
DM 

beträgt. Sie wird am 15. eines jeden Monats für den 
IaufendenMonat gezahlt. Mit Vollendung des 18. Lebens­
jahres erhöht sich die Ausbildungsvergütung um brutto 

DM monatlich. 
Bei einer Verlängerung der Ausbildungszeit gemäß§ 2 

Abs. 4 wird während des Zeitraums der Verlängerung die 
Vergütung des letzten regelmäßigen Ausbildungsjahres 
gezahlt. Die Ausbildungsvergütung wird auf ein vom Aus-

zubildenden zu benennendes Konto bei einem Geld- oder 
Kreditinstitut oder einem Postgiroamt gezahlt. 

(2) Für die Zahlung der Vergütung in besonderen Fäl­
len, für sonstige geldliche Leistungen des Ausbildenden 
und für die Fortzahlung der Vergütung bei Krankheit, 
Arbeitsverhinderung und Arbeitsausfall gelten die jewei­
ligen kirchlichen Bestimmungen. 

(3) Für die Beiträge zur Sozialversicherung (Kranken­
versicherung, Angestelltenversicherung, Arbeitslosenver­
sicherung) und für etwaige Steuerabzüge gelten die ge­
setzlichen Vorschriften. 

§8 

Tägliche Ausbildungszeit 

Die regelmäßige tägliche Ausbildungszeit richtet sich 
nach den für die Arbeitszeit der entsprechenden gleich­
altrigen Angestellten jeweils geltenden Regelungen und 
gegebenenfalls nach den Vorschriften des Jugendarbeits­
schutzgesetzes. Sie beträgt z. Z. __ Stunden. 

§9 

Urlaub 

(1) Der Auszubildende erhältjährlich unter Weiterzah­
lung der Vergütung Erholungsurlaub nach Maßgabe des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes bzw. der jeweiligen kirchli­
chen Bestimmungen. Hiernach beträgt der Erholungsur­
laub 

vom. _____ bis 31. Dezember 199_._Arbeitstage, 

vom"--____ bis 31. Dezember 199 __ Arbeitstage, 

vom"-------'-· bis 31. Dezember 199 __ Arbeitstage, 

vom bis 31. Dezember 199 __ Arbeitstage. 
(2) Der Auszubildende ist verpflichtet, den Erholungs­

urlaub während der Schulferien in Anspruch zu nehmen. 
Die Inanspruchnahme des Erholungsurlaubs außerhalb der 
Schulferien ist nur dann in begründeten Ausnahmefällen 
zulässig, wenn vor Antritt des Urlaubs die zuständige 
Schule das Fernbleiben vom Unterricht genehmigt hat 
oder wenn der Auszubildende auch während des Urlaubs 
am Unterricht teilnimmt. 

§ 10 

Kündigung nach der Probezeit 

(1) Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsver­
hältnis nur gekündigt werden 

a) aus einem wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kün­
digungsfrist, 

b) von dem Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist 
von vier Wochen, wenn der die Berufsausbildung auf­
geben oder sich für eine andere BerUfstätigkeit ausbil­
den lassen will. 

Als wichtiger Grund zur Kündigung durch den Ausbil-
denden gelten insbesondere 

der Austritt aus der evangelischen Kirche, 

erhebliches, dienstwidriges Verhalten im Dienst und 
außerhalb des Dienstes, 

mangelhafter Fleiß und weit unter dem Durchschnitt 
liegende Leistungen. 

(2) Die Kündigung muß schriftlich und unter Angabe 
der Kündigungsgründe erfolgen. 

' 
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§ 12 

Zeugnis 

369 

nach Abschluß der Berufsausbildung 

Beabsichtigt ein Vertragspartner, nach Abschluß der 
Berufsausbildung ein Arbeitsverhältnis mit dem anderen 
nicht einzugehen, so hat er dies dem anderen Vertragspart­
ner spätestens drei Monate vor dem voraussichtlichen 
vertraglichen Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzu­
teilen. 

Der Auszubildende erhält nach Abschluß seiner Ausbil­
dung ein Zeugnis nach den Bestimmungen der Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung für den Beruf des Kirchli­
chen Verwaltungsfachangestellten. 

Auszubildender Ausbildender gesetzlicher Vertreter 

Anlage 2 

Ausbildungsrahmenplan 
für den Beruf des Kirchlichen Verwaltungsangestellten in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

I. Allgemeiner Teil 

Lfd. Teil des Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 
Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 2 3 4 5 6 

bildes. 

1 2 3 4 

1 Berufsausbildung a) Die für die Berufsausbildung des Auszubilden X 
im kirchlichen und den wesentlichen gesetzlichen und tariflichen 
öffentlichen Dienst Vorschriften nennen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 b) Rechte und Pflichten des Auszubildenden er- X 
klären 

c) Wesentliche Inhalte der Ausbildungs- und Prü X 
fungsordnung und des Ausbildungsplanes der 
ausbildenden Stelle für den Auszubildenden 
beschreiben 

d) Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten im X 
kirchlichen und öffentlichen Dienst beschrei-
ben 

2 Organisation a) Zweck und Aufgaben der kirchlichen und öf- X 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 fentlichen Verwaltung erklären 

b) Behördenaufbau in der Bundes-, Landes- und X 

- Kommunalverwaltung und den Aufbau der 
kirchlichen Verwaltung beschreiben 

c) Aufbau und Gliederung des Verwaltungszwei- X 
ges der ausbildenden Stelle unter besonderer 
Berücksichtigung der Zuständigkeiten und des 
Instanzenzuges erklären 

d) Aufbau und Gliederung der ausbildenden Stel- X 
le, die Zuständigkeiten ihrer Organisationsein-
heiten und den Geschäftsgang unter Berück-
sichtigung der Arbeitsabläufe anhand des Auf-
gabengliederungsplanes oder des Geschäfts-
verteilungsplanes erklären 

3. Verwaltungs-
techniken 

§ 9 Abs. 1 

3.1 Verwaltungstechnik a) Den Zweck der Geschäftsordnung und der X 
und Büroarbeiten Dienstordnung erklären 

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 b) Grundregeln der für die ausbildende Stelle er- X 
Buchst. a lassenen Geschäftsordnung oder allgemeinen 

Geschäftsanweisung nennen und beachten 
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Lfd. Teil des Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 2 
3 I 4 5 6 

bild es 

1 2 3 4 

c) Posteingänge geschäftsordnungsmäßig bear- X 
beiten und den zuständigen Stellen zuleiten 

d) Postausgänge geschäftsordnungsmäßig bear- X 
beiten 

e) Akten ordnungsmäßig anlegen und führen X 

f) Schriftgut nach-Aktenplan ablegen und auffin- X 
den; Terminvorlagen beachten 

g) Grundsätze der Archivierung erläutern X 

h) Arbeits- und Organisationsmittel, insbesonde- X 
re Büromaschinen, Formulare, Karteien, Nach 
richtenmittel zeit-und kostensparend einsetzer 

i) Schreiben des laufenden Geschäftsverkehrs X 
und Aktenvermerke allgemeinverständlich 
und geschäftsordnungsmäßig abfassen; vorge-
gebene Texte verwenden 

k) Diktate anfertigen sowie Übung der deutschen X 
Sprache in Wort und Schrift .\ 

j 

I) Die Regeln für das Maschinenschreiben beach X 
ten 

m) Einfache Statistiken aufstellen und führen X 

n) Rechenarten der Verwaltung anwenden X 

3.2 Beschaffung und a) Allgemein~ Beschaffungsgrundsätze X 
Materialverwaltung nennen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 b) Bei der Materialverwaltung und X 
Buchst. b bei der Auswertung von Angeboten 

mitwirken 

3.3 Datenverarbeitung a) Einsatzmöglichkeiten und Bedeutung der Da- X 
und Datenschutz tenverarbeitung im Finanzwesen, Personalwe-

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 senund Meldewesen beschreiben 

Buchst. c b) Wichtige Bestimmungen der Datenschutzge- X 
setze des Bundes, des Landes und der Kirche 
erläutern ' c) Maßnahmen der kirchlichen Verwaltung zur X 
Datensicherung sowie Maßnahmen des Daten-
schutzes (Verpflichtungserklärung u. ä.) nen-
nen 

4 Haushalts-, Kassen-
und Rechnungs-
wesen 

§ 9 Abs. 5 Nr. 4 

4.1 Haushaltswesen a) Unterschiede zwischen öffentlicher und priva- X 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 ter Haushaltswirtschaft nennen 

Buchst. a 
b) Zweck und Gliederung des Haushaltsplanes X 

beschreiben 

c) Das Verfahren bei der Aufstellung des Haus- X 
haltsplanes und das Zustandekommen des 
Haushaltes in der ausbildenden Stelle 
beschreiben 
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Lfd. Teil des Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 
2 I 3 I 4 I 5 I 6 

bildes 

1 2 3 4 

d) Einnahme- und Ausgabearten des Haushalts- X 
planes der ausbildenden Stelle nennen 

e) Haushai tsüberwachungsliste führen X 

-

4.2 Kassenwesen a) Aufgaben und Organisationen der Kassen und X 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 Zahlstellen beschreiben 

Buchst. b b) Die Arten und die Merkmale der Kassenanwei X 
sungen aufzählen 

c) Kassenanweisungen auf ihre formale Richtig- X 
keit und Vollständigkeit prüfen 

d) Kassenanweisungen beschreiben und fertigen X 
l 

e) Arbeitsweise und Aufgabe der Buchhaltung er X 
läutern 

f) Belege für Zahlungsvorgänge erstellen X 

g) Die in den Kassen und Zahlstellen geführten X 
Bücher nennen 

h) Die Voraussetzungen für die Einziehung oder X 
die Vollstreckung von Geldforderungen nen-
nen 

i) Stundung, Niederschlagung und Erlaß von X 
Forderungen erläutern 

4.3 Rechnungslegung/ a) Aufgaben und Verfahren der Rechnungsle- X 
Rechnungsprüfung gung beschreiben 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 b) Aufgabe und Organisation der Rechnungsprü- X 
Buchst. c fung beschreiben 

5. Personalwesen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 5 

5.1 Einstellen und Aus- a) Die für Angehörige des kirchlichen und öffent X 
scheiden von Ange- liehen Dienstes geltenden Rechtsgrundlagen 
hörigen des kirchli- nennen 
eben und öffentli-

b) Dienst-, Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse X eben Dienstes (Per-
sonalverwaltung) von Pfarrern, Beamten, Angestellten und Ar-

beitern hinsichtlich Art, Begründung und Be-
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 endigung unterscheiden 
Buchst. a 

l 

c) Laufbahngruppen der Beamten unterscheiden X 

d) Pflichten und Rechte von Pfarrern, Beamten, X 
Angestellten und Arbeitern erläutern und un-
terscheiden 

e) Einstellen und Ausscheiden von Pfarrern, Be- X 
amten, Angestellten und Arbeitern vorbereiten 

f) Bedeutung der Arbeitsschutzgesetze, die X 
durch sie besonders geschützten Presonenkrei-
se sowie spezielle Arten von Schutzvorschrif-
ten, insbesondere beim Kündigungsschutz, 
Mutterschutz, Jugendarbeitsschutz und im 
Schwerbehindertenrecht nennen 
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Lfd Teil des 
Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 2 
31 41 51 

6 
bildes 

1 2 3 4 

g) Zweck und Ziel des Mitarbeitervertretungsge- X 
setzesunddes Personalvertretungsgesetzes 
nennen, Zusammensetzung und Aufgaben der 
Mitarbeitervertretung und der Personalvertre-
tungensowie Beteiligungsarten beschreiben 

,. 

5.2 Berechnen von a) Rechtsgrundlagen der Bezüge für Pfarrer, Be- X 
Pfarrer- und Be- amte, Angestellte, Arbeiter, Auszubildende 
amtenbesoldung, und Praktikanten und ihre wesentlichen Rege-
Angestelltenver- Iungen nennen 
gütungen, Arbeiter- b) Bei vorgegebenem Besoldungsdienstalter die X 
löhnen, Ausbil-
dungsvergütungen; 

Bruttobezüge und Nettobezüge von Beamten 

Versorgung 
ermitteln 

§ 9 Abs. 1 Nr. 5 c) Versorgungsarten nach dem Beamtenversor- X 
Buchst. b gungsrecht nennen 

d) Aufgaben und Arbeitsweise der Versorgungs- X 
kasseder Pfarrer und Kirchenbeamten erläu-
tem 

e) Bruttovergütungen und Löhne unter Einbezie-
hung von Zulagen und Überstundenvergütung 

X 

ermitteln 

f) Krankenbezüge für Angestellte, Arbeiter und X 
Auszubildende berechnen und die Dauer ihrer 
Zahlung fe!)tlegen 

g) Besonderheiten von Sozialbezügen, Urlaubs- X 
vergütungenund -löhnen sowie Sachleistun-
gennennen 

h) Ansprüche des Arbeitnehmers nach Beendi- X 
gung des Arbeitsverhältnisses prüfen, Über-
gangsgeld feststellen 

5.3 Zusätzliche Alters- a) Grundsätze der zusätzlichen Alters- und Hin- X 
und Hinterblie- terbliebenenversorgung im kirchlichen und öf-
benenversorgung fentlichen Dienst nennen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 5 b) Zusammensetzung der Gesamtversorgung er- X 
Buchst. c läutelJl und und die Anspruchsvoraussetzun-

gen beschreiben 

c) Meldung an die Zusatzversorgungskasse vor- X 
bereiten 

5.4 Erstatten von a) Die erstattungsfähigen Kosten bei Dienstrei- X 
Reise- und senund-gängenbeschreiben 
Umzugskosten b) Die Voraussetzungen für die Gewährung von X 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 Umzugskostenvergütungen und Trennungs-
Buchst. d geld nennen, Arten der Umzugskostenvergü-

tungen und Trennungsgelder unterscheiden 

c) Reisekosten und Trennungsgeld berechnen X 
und Anweisungen vorbereiten 

5.5 Gewähren von Bei- a) Beihilfeberechtigung sowie Aufwendungen X 
hilfen, V orschüs- und Beihilfefähigkeit prüfen 
sen und Unter-

b) Beihilfen berechnen und Anweisungen X 
stützungen vorbereiten 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 
Buchst. e 
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Lfd. Teil des 
~ 

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 2 3 4 5 6 
bildes 

1 2 3 4 

c) Die Voraussetzungen für die Gewährung von X 
Vorschüssen und Unterstützungen nennen 

5.6 Arbeitssicherheit a) Die Bedeutung von Arbeitssicherheit und Un- X 
und Unfall- faJlverhütung ~rklären 
verhütung 

b) Die für die Tätigkeit in der Verwaltung wichti X 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 genVorschriftenüber Arbeitssicherheit und 
Buchst. f Unfallverhütung nennen und erklären 

II. Besonderer Teil 

1 Leben und Lehre a) Biblisches Grundwissen vermitteln, das ev. X 
derKirehe Schriftverständnis und die Bedeutung der Be-

§ 9 Abs. 2 Nr. 1 kenntnisbindung darstellen 

b) Auftrag und Aufgaben der Kirche in der Ge- X 
sellschaft erläutern 

c) Ämter, Dienste und Werke in Kirche, Diako- X 
nie und Mission darstellen 

d) Wohlfahrtspflege kirchlicher und nicht kirchli- X 
eher Träger beschreiben 

e) Gottesdienst und Amtshandlungen als Lebens- X 
äußerung der Kirche darstellen 

f) Formen örtlicher und überörtlicher ökumeni- X 
scher Zusammenarbeit nennen 

2 Kirchliches Verfas- a) Enstehung und Entwicklung der Landeskirche X 
sungs- und Organi- darstellen 
sationsrecht 

b) Rechte und Pflichten der Gemeindeglieder, X 
§ 9 Abs. 2 Nr. 2 Mitgliedschaft, Kirchenl!ustritt erläutern 

c) Organisation und Aufgaben der Kirchenge- X 
meinden, Kirchenkreise und der Landeskirche 
sowie der Diakonie und Mission beschreiben 

d) Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens erläutern X 

e) Rechtsnormen nach ihrer Rechtsqualität unter- X 
scheiden 

f) Aufbau und Zuständigkeit kirchlicher Gerich- X 
teerklären 

g) Organisation und Aufgabe der EKD und X 
sonstiger kirchlicher Zusammenschlüsse 
darstellen 

h) Das Verhältnis von Staat und Kirche nach X 
Grundgesetz, Landesverfassung und Staatskir-
chenverträgen erläutern; Beispiele des Zusam-
menwirkens auf Landes- und Korrimunalebene 
nennen 

3 Kirchliches Ver- a) Verwaltungsmaßnahmen dem nicht förmli- X X 
~altungsverfahren eben oder einem förmlichen Verwaltungsver-

§ 9 Abs. 2 Nr. 3 fahren zuordnen sowie unter den Begriff des 
Verwaltungsaktes subsumieren 



374 AMTSBLATT Heft9, 1990 

Lfd. Teil des 
Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 
1 I 2 

3 I 4 5 ~ 6 
bildes 

1 2 3 4 

b) Fälle der Beteiligung kirchlicher Organe und X X 
anderer Stellen nennen 

c) Bei Aufnahme von Anträgen und Niederschrif X X 
ten sowie bei Fristenüberwachung, Zustellung 
und Beglaubigung mitwirken 

d) Zweck, Umfang und Mittel der Aufsichtsfüh- X X 
rung nennen 

e) Verfahren bei der Überprüfung von Verwal- X X 
tungsakten durch die Behörde oder das zustän-
dige Gericht erläutern 

4 Kirchliches Dienst- a) Die für Pfarrer, Kirchenbeamte, Angestellte X 

und Arbeitsrecht und Arbeiter geltenden Rechtsgrundlagen und 

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 
deren spezifische Rechte und Pflichten erläu-
tern 

b) Dienst-, Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse X 
der Pfarrer, Kirchenbeamten, Angestellten 
und Arbeiter beschreiben und Unterschiede 
darstellen 

c) Einstellungs- und Ausscheidungsvoraussetzut1 X 
genvon Pfarrern, Kirchenbeamten, Angestell-
ten, Arbeitern erläutern 

d) Grundzüge der Arbeitsrechtsregelung für An- X 
gestellte, t\rbeiter und Auszubildende darstel-
Jen 

e) Besonderheiten des kirchlichen Besoldungs- X 
und Versorgungsrechts nennen und erläutern 

f) Dienstwohnungsrecht und Wohnungsfürsorge- X 
richtlinien erläutern 

g) Wesen und Rechtsgrundlagen des Mitarbeiter- X 
vertretungsrechts darstellen 

h) Möglichkeiten des Aus-, Fort~ und Weiterbil- X 
dungswesensbeschreiben 

5 Kirchliches Finanz-
wesen 

§ 9 Abs. 2 Nr. 5 

5.1 Haushalts-, Kassen- a) Wichtige Bestimmungen des Haushalts-, Kas- X 
und Rechnungswe- sen- und Rechnungswesens erläutern 
sen b) Verfahren bei der Aufstellung und der Ausfüh X 

rung des Haushalts der Landeskirche (einschl. 
Sonderhaushalte), der Kirchenkreise und der 
Kirchengemeinden beschreiben und entspre-
chende Arbeiten durchführen 

c) Ziele der Finanzplanung erläutern . X 

d) Zweck und Verfahren des Rechnungsprüfungs X 
amtes schildern 

5.2 Kirchensteuer- a) Rechtsgrundlagen für die Erhebung von Kir- X 

wesen ehensteuern und Kirchgeldern nennen 

b) Steuerfestsetzungs- und Steuerhebungsver- X 
fahren anband von Beispielen erklären 
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Lfd. Teil des 
Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 2 3 41 5 I 6 
bildes 

1 2 3 4 
c) Begründung und Beendigung der Kirchensteu- X 

erpflicht darlegen 

d) Rechtsgrundlagen für Zuweisungen, Umlagen X 
und Zuschüsse nennen sowie entsprechende 
Bewilligungsbescheide vorbereiten 

5.3 Vermögens- a) Allgemeine Aufgaben und Grundsätze der X 
verwaltung Vermögensverwaltung darstellen 

b) Rechtsgrundlagen der kirchlichen Vermögens- X 
verwaltung erläutern 

c) Zweckbestimmung des kirchlichen Vermö- X 
gens darstellen 

d) Zuständigkeiten für die kirchliche Vermögens- X 
verwaltung nennen 

e) Begriffe des Kapitalvermögens und der Rück- X 
lagen erläutern 

f) Bei der Vorbereitung und Durchführung von X 
Darlehnsaufnahmen mitwirken, Genehmi-
gungsverfahren darstellen 

' 

6 Kirchliches Perso- a) Bei der Führung von Kirchenbüchern und son- X 
nenstands- und stigen kirchlichen Registern mitwirken, 
Meldewesen Grundzüge des Kirchenbuch- und Registerwe-

sens erläutern 

§ 9 Abs. 2 Nr. 6 b) Bei derErteilungvon Auszügen, Bescheini- X 
gungen sowie bei der Führung der Gemeinde-
gliederkarteimitwirken 

7 Kirchliches Grund- a) Grundsätze der Grundstücksverwaltung X 
stücks-, Bau- und erklären 
Friedhofswesen b) Bei der Vorbereitung und Durchführung von X 
§ 9 Abs. 2Nr. 7 Grundstücksverträgen mitwirken; Genehmi-

gungsverfahren darstellen 

c) Grundbesitznachweis führen X 

d) Grundzüge des Grundbuch- und Katasterwe- X 
sens erläutern 

e) Ablauf der Planung und Durchführung von X 
Baumaßnahmen an Beispielen erläutern; bei 
der Aufstellung von Kosten- und Finanzie-
rungsplänen und der Erstellung der Schlußab-
rechnung mitwirken 

f), Wichtige staatliclie und kirchliche Baubestim- X 
mungen nennen 

g) Aufgaben der Kunst- und Denkmalspflege dar X 
legen 

h) Grundzüge des Friedhofsrechts anband von X 
Friedhofssatzung und -gebührenordnung erläu 
tern 
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Lfd. Teil des Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

Nr. Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 1 2 3 
bildes 

1 2 3 

8 Fallbezogene prak- a) Die Bestandteile eines Rechtssatzes (Tatbe-
tische Rechtsan- stand, Rechtsfolge) erklären und unterscheiden 
wendung in Aufga- b) Bestimmte und unbestimmte Rechtsbegriffe er 
bengebieten der klären 
ausbildenden Stelle 

§ 9 Abs. 2 Nr. 8 
c) Folgen der möglichen Formen der Verknüp-

furig zwischen Tatbestand und Rechtsfolge 
(ist, soll, kann) darstellen 

d) Ausgangspunkt der Rechtsanwendung (Maß-
nahme, Antrag) und Rechtsfolgen darstellen 

e) Sachverhalt ermitteln und auf rechtserhebliche 
Tatsachen untersuchen 

f) Konkreten Tatbestand in die einzelnen Tatbe-
standsmerkmale (alternativ, kumulativ) auf-
gliedern 

g) Rechtserhebliche Tatsachen den Tatbestands-
merkmalen zuordnen 

h) Verhältnis mehrerer gesetzlicher Anspruchs-
grundJagen zueinander (allgemeine und Spe-
zialvorschriften) darstellen 

Anlage 3 Anlage4 

Prüfungszeugnis 
Bescheinigung 

über die Teilnahme an der Zwischenprüfung 
im Ausbildungsberuf Verwaltungsfachangestellter 

- Fachrichtung 
Kirchlicher Verwaltungsfachangestellter-

(Name, Vorname) 

4 5 6 

4 

X X 

X X 

X X 

X X 

X X 

X X 

X X 

X X 

geboren am ___ in ____________ _ 

Der/Die Auszubildende ____________ _ 

geboren am in ___________ _ 

ausbildende Körperschaft. ___________ _ 

hat am an der Zwischenprüfung teilgenommen. 

Das Gesamtergebnis wurde mit 

bewertet. 

________ ,den ___ _ 

(Siegel) Der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 

hat am. ____ die 

Abschlußprüfung 
für den Ausbildungsberuf Verwaltungsfachangestellter 

- Fachrichtung 
Kirchlicher Verwaltungsfachangestellter-

mit dem Gesamtergebnis ___ (Punktzahl ____ _ 
bestanden. 

________ ,den~---

(Siegel) Der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 

Die Punktzahlen entsprechen folgenden Noten: 

13,50- 15 Punkte = sehr gut, 

10,50- 13,49 Punkte = gut, 

7,50 -10,49 Punkte = befriedigend, 

4,50- 7,49 Punkte = ausreichend, 

1,50- 4,49 Punkte = mangelhaft, 

0 1,49 Punkte = ungenügend. 
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Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr. 109 Prüfungsordnung für die besondere Prü· 
fung für Prediger zur Zuerkennung der An· 
Stellungsfähigkeit als Pfarrer in der Evange· 
Iischen Kirche von Westfalen. 

Vom 6. Juni 1990. (KABI. S. 89) 

Aufgrund von§ 10 des Kirchengesetzes der EKvW zur 
Ausführung des Pfarrer-Ausbildungsgesetzes der Evange­
lischen Kirche der Union vom 11. November 1983 (KABI. 
S. 215), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 16. 
November 1989 (KABI. S. 180), in Verbindung mit§ 4 
Abs. 4 des Kirchengesetzes über die dienstrechtlichen 
Verhältnisse der Pfarrer in der Evangelischen Kirche der 
Union (Pfarrerdienstgesetz) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 16. März 1981 (ABI. EKD S. 176), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 6. Dezember 1988 (ABI. 
EKD 1989 S. llO) und§ 1 des Ausführungsgesetzes zum 
Pfarrerdienstgesetz der Evangelischen Kirche der Union 
vom 16. November 1984 (KABI. 1985 S. 32), zuletzt 
geändert durch das Kirchengesetz vom 16. November 
1989 (KABI. S. 180), hat die Kirchenleitung folgende 
Prüfungsordnung erlassen: ' 

§ 1 

Zweck und Inhalt der Prüfung 

In der besonderen Prüfung führt der Prediger den Nach­
weis, daß er die für die Zuerkennung der Anstellungsfä­
higkeit als Pfarrer in der Evangelischen Kirche von West­
falen erforderlichen Fähigkeiten besitzt. 

§2 

Prüfungskommission 

(1) Die Prüfungen werden von Prüfungskommissionen 
durchgeführt, die nach Bedarf aus Mitgliedern des Theo­
logischen Prüfungsamtes gebildet werden. Die Prüfungs­
kommissionen bestehen aus mindestens fünf Mitgliedern. 
Die Mitglieder werden von dem Präses als Vorsitzenden 
des Theologischen Prüfungsamtes bestimmt. 

(2) Den Vorsitz in den Prüfungskommissionen führt 
der Präses oder sein Vertreter im Vorsitz des Theologi­
schen Prüfungsamtes. 

§3 

Zulassungsvoraussetzungen 

Zur besonderen Prüfung können in der Evangelischen 
Kirche von Westfalen tätige Prediger zugelassen werden, 
deren Berufung in das Pfarramt erwünscht ist und die seit 
mindestens 10 Jahren ordiniert sind. 

§4 

Termine 

Der Termin der besonderen Prüfung wird vom Vorsit­
zenden des Theologischen Prüfungsamtes festgesetzt und 
zusammen mit dem Meldetermin im Kirchlichen Amts­
blatt bekanntgegeben. 

Der Termin der Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt 
muß mindestens sechs Monate, der Meldetermin minde­
stens drei Monate vor dem Prüfungstermin liegen. 

§5 
Meldung 

(1) Die Meldung zur besonderen Prüfung ist unter Ver­
wendung des Meldevordrucks termingemäß über den Sup­
terintendenten bzw. bei Predigern aus dem Bereich der 
Ämter und Werke über die Leitung an das Landeskirchen­
amt zu richten. 

(2) Mit der Meldung sind folgende Unterlagen einzu­
reichen: 

a) ein handschriftlicher Lebenslauf, in dem auch die Mo­
tivation für die Meldung zur besonderen Prüfung dar­
gelegt wird, 

b) eine Stellungnahme des Superintendenten bzw. bei 
Predigern aus dem Bereich der Ämter und Werke eine 
Stellungnahme der Leitung, 

c) Nachweise über Teilnahme an Fort- und Weiterbil­
dungsveranstal Iungen, 

d) gegebenenfalls ein Themenvorschlag für die Hausar­
beit gemäß § 11 Absatz 2, 

e) die Angabe der gewählten Prüfungsfächer nach § 12 
Absatz 3 dieser Prüfungsordnung. 

§6 

Zulassung 

Das Landeskirchenamt entscheidet aufgrund der einge­
reichten Unterlagen über die Zulassung zur besonderen 
Prüfung. 

§7 

Prüfungsteile 

Die besondere Prüfung gliedert sich in einen schriftli­
chen und in einen mündlichen Teil. 

§8 

Schriftliche Prüfung 

Die schriftliche Prüfung besteht aus 

1. einer Predigt, 

2. einer Hausarbeit. 

§9 

Anfertigung der Hausarbeiten 

Für die Anfertigung der Predigt steht ein Monat, für die 
Anfertigung der Hausarbeit stehen zwei Monate zur Ver­
fügung. 

§10 

Predigt 

(1) Die Predigt ist unter Einschluß einer Exegese und 
einer Meditation schriftlich auszuarbeiten. Ihre Beziehung 
zu den übrigen Teilen des Gottesdienstes ist aufzuzeigen. 
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(2) Die Predigt niit Vorarbeiten soll den Umfang von 
20 Seiten (ohne Anmerkungen) nicht überschreiten. 

(3) Die Predigt ist nach ihrer Ausarbeitung in einem 
öffentlichen Gottesdienst in Gegenwart des Superinten­
denten oder eines von ihm beauftragten Pfarrers zu halten. 

Der Superintendent reicht dem Landeskirchenamt eine 
Stellungnahme zu dem gehaltenen Gottesdienst ein. 

Die Stellungnahme wird den Fachprüfern des Predigt­
entwurfes zur Kenntnis gegeben. Unabhängig davon kann 
der Prediger nach der gehaltenen Predigt dem Landeskir­
chenamt eine eigene Stellungnahme zum Verlauf qes Got­
tesdienstes einreichen. 

§11 

Hausarbeit 

(1) Die Hausarbeit besteht aus der schriftlichen Be­
handlung eines Themas aus einem Bereich kirchlicher 
Praxis. Sie soll auf ein konkretes Arbeitsgebiet des Predi­
gers bezogen und zum Vortrag vor einer Zielgruppe geeig~ 
net sein. Die Hausarbeit muß erkennen lassen, daß der 
Prediger in der Lage ist, das Thema in verständlicher 
Weise darzustellen. Die Darstellung soll eine methodische 
und inhaltliche Vorarbeit einschließen. 

(2) Hat der Prediger sich mit einem Gebiet aus dem 
Bereich kirchlicher Praxis besonders befaßt, so kann er bei 
der Meldung zur besonderen Prüfung ein Thema aus die­
sem Gebiet vorschlagen. 

(3) Der Vorsitzende des Theologischen Prüfungsamtes 
entscheidet über die Annahme und endgültige Formulie­
rung des Themas .. 

(4) Macht der Prediger von der Möglichkeit des Absat­
zes 2 keinen Gebrauch, so wird ihm ein Thema vorgege­
ben. 

(5) Die Hausarbeit soll mindestens 30 Seiten (ohne 
Anmerkungen) umfassen. 

§ 12 

Mündliche Prüfung 

(1) Der Schwerpunkt der mündlichen Prüfung liegt im 
Bereich der Praktischen Theologie. 

(2) Die mündlichen Prüfungsleistungen bestehen aus 
drei Prüfungen. 

Prüfungsfächer für die mündliche Prüfung sind: 

1. Praxis der gottesdienstlichen Verkündigung unter Ein­
schluß biblischer und systematisch-theologischer Ge­
sichtspunkte, 

2. kirchliche Bildungs- und Erziehungsarbeit, 

3. Seelsorge und Beratung, 

4. Aufbau und Ordnung des kirchlichen Lebens unter 
Einbeziehung diakonischer und ökumenischer Frage­
stellungen. 

(3) Das in Absatz 2 Ziffer 1 genannte Fach ist ein 
Pflichtfach. Aus den unter Ziffern 2 bis 4 genannten Prü­
fungsfächern benennt der Prediger zwei Wahlfächer, die 
er bei der Meldung zur Prüfung angibt. 

( 4) In den Wahlfächern kann der Prediger konkrete 
Arbeitsgebiete nennen, die der Prüfung schwerpunktmä­
ßig zugrunde gelegt werden. Sie müssen sich inhaltlich 
voneinander unterscheiden und dürfen sich nicht mit der 
Themenstellung der Hausarbeit überschneiden. 

(5) Die Prüfung im Pflichtfach dauert 30 Minuten, in 
den Wahlfächern 20 Minuten. Die Prüfungsdauer kann in 

begründeten Einzelfällen geringfügig überschritten wer­
den. 

§13 

Durchführung der Prüfung 

(1) Die mündlichen Prüfungsleistungen werden im 
Rahmen von Einzelprüfungen erbracht, die jeweils von 
mindestens zwei Mitgliedern der Prüfungskommission als 
Fachprüfer abgenommen werden. Gemeinschaftsprüfun­
gen finden nicht statt. 

Über jede Einzelprüfung ist eine Niederschrift zu ferti­
gen, die voq den Fachprüfern zu unterzeichnen ist. Die 
Niederschrift muß den wesentlichen Verlauf der Prüfung 
wiedergeben und die Bewertung der Prüfungsleistungen 
enthalten. 

(2) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsarbeiten 
und der mündlichen Einzelprüfungen werden.nach Bericht 
und Vorschlag der Fachprüfer durch die Prüfungskommis­
sion festgestellt. Aufgrund dieser Einzelergebnisse stellt 
die Prüfungskommission unter Berücksichtigung einer all­
gemeinen Ausgewogenheit der Leistungen fest, ob die 
Prüfung bestanden ist. 

(3) Entspricht das Gesamtergebnis den Anforderungen, 
so ist die Prüfung für bestanden zu erklären. 

Entspricht das Gesamtergebnis nicht den Anforderun­
gen, ist die Prüfung für nicht bestanden zu erklären. 

(4) Die Leistungen entsprechen nicht den Anforderun­
gen, wenn 

a) eine Einzelleistung mit ungenügend bewertet wird 
oder 

b) mehr als eine Einzelleistung mit mangelhaft bewertet 
wird 
oder 

c) für eine mit mangelhaft bewertete Einzelleistung keine 
mindestens befriedigende Einzelleistung in einem an­
deren Prüfungsfach vorliegt. In diesem Fall kann eine 
Nachprüfung für die mit mangelhaft bewertete Einzel­
leistung gestattet werden. 

(5) Der Zeitraum für die Ablegung der Nachprüfung ist 
auf ein halbes Jahr begrenzt. Den Termin der Nachprüfung 
setzt die Prüfungskommission fest. Wenn die Leistungen 
in der Nachprüfung nicht wenigstens mit »ausreichend« 
bewertet werden, ist die Prüfung nicht bestanden. 

(6) Wird die besondere Prüfung nicht bestanden, so 
kann sie einmal wiederholt werden. Die Wiederholungs­
prüfung kann nicht später als zwei Jahre nach der voran­
gegangenen Prüfung stattfinden. In der Wiederholungs­
prüfung sind alle Prüfungsleistungen erneut zu erbringen. 

§ 14 

Bewertung der Einzelleistungen 

Die schriftlichen und mündlichen Einzelleistungen wer­
den nach folgenden Maßstäben bewertet: 

sehr gut (1) 
ist eine den Anforderungen in besonderem Maße entspre­
chende Leistung; 

recht gut (1-2) 
ist eine den Anforderungen überwiegend in besonderem 
Maße entsprechende Leistung; 

gut (2) 
ist eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung; 

befriedigend (3) 
ist eine im allgemeinen den Anforderungen entsprechende 
Leistung; 
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ausreichend ( 4) 
ist eine Leistung, die zwar Mängel aufweist; aber im 
ganzen den Anforderungen noch entspricht; 

mangelhaft (5) 
ist eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, 
die jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen Grund­
kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden können; 

ungenügend (6) 
ist eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, 
bei der selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, daß 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden kön­
nen. 

§ 15 

Öffentlichkeit 

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Mit Einverständnis 
des Prüflings kann ein vom Prüfling zu benennender, in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen tätiger, ordinier~ 
ter Theologe als Begleiter an mündlichen Prüfungen teil­
nehmen. 

§ 16 

Übergangsregelung 

Für Prediger, die vor dem 1. Januar 1991 das 52. Le­
bensjahr vollendet haben, gelten in Ansehung ihres Le­
bensalters und ihrer langjährigen Berufserfahrung folgen­
de BestimmUngen: 

a) Abweichend von§ 10 Abs. 1 kann von einer schriftli­
chen Exegese und Meditation abgesehen werden, wenn 
der Prediger in anderer Weise schriftlich darstellt, wie 
er zu den Aussagen zu seiner Predigt gelangt ist. 

b) Anstelle der Hausarbeit(§ 11) kann sich der Prediger 
einer Aussprache von 30 Minuten Dauer über sein 
Arbeitsgebiet unterziehen. Auf Wunsch des Predigers 
wird der Aussprache der Bericht über eine in seinem 
Wirkungsbereich durchgeführte Visitation zugrunde 
gelegt. Der Superintendent ist als Gast zu dieser Aus­
sprache einzuladen. 

c) § 12 findet keine Anwendung. 

§ 17 

Schlußbestimmungen 

Sofern in dieser Prüfungsordnung keine anderen Rege­
lungen getroffen worden sind, gelten die Bestimmungen 
der Prüfungsordnung für die Erste und Zweite Theologi­
sche Prüfung in der Evangelischen Kirche von Westfalen 
vom 17. September 1980 (KABI. S. 169), geändert durch 
Beschluß der Kirchenleitung vom 27. November 1985 
(KABI. 1985 S. 179), in sinngemäßer Anwendung. 

§ 18 

Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffent­
lichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

B i e 1 e f e 1 d , den 6. Juni 1990 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

K a 1 d e w e y Dr. S t i e w e 

Nr. 110 Verordnung über die Ausbildung und Prü­
fung für die Laufbahn des gehobenen kirch· 
Iichen Verwaltungsdienstes im Anwärter­
verhältnis in der Evangelischen Kirche von 
Westfalen (V APgkD). 

Vom 26. April1990. (KABI. S. 92) 

Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen hat aufgrundvon Art. 53 Abs. 2 und Art. 137 
der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen folgende Verordnung erlassen: 

§ 1 

Für die Ausbildungsverhältnisse der Anwärter des ge­
hobenen kirchlichen Verwaltungsdienstes gilt die Verord­
nung über die Ausbildung und Prüfung für Laufbahnen des 
gehobenen nichttechnischen Dienstes im Lande Nord­
rhein-Westfalen und für den gehobenen Polizeivollzugs­
dienst des Landes Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsver­
ordnung gehobener nichttechnischer Dienst - V APgD) 
vom 13. August 1984 (GV NW. S. 508), geändert durch 
die Verordnung zur Änderung der Ausbildungsverord­
nung gehobener nichttechnischer Dienst vom 7. Oktober 
1985 (OB NW. S. 733), in ihrer jeweiligen Fassung nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen sinngemäß: 

1. Zu§ 3 Abs. 3: 

Die Entscheidungen der Einstellungskörperschaften 
bedürfen der Genehmigung durch das Landeskirchen­
amt. ' 

2. Zu§ 6 Abs. 3: 

Die Entscheidungen der Einstellungskörperschaften 
bedürfen der Genehmigung durch das Landeskirchen­
amt. Ist bei der Verlängerung aus Anlaß von Sonder­
urlaubs- oder Krankheitszeiten die Fortsetzung der 
Ausbildung im laufenden Einstellungsjahrgang nicht 
mehr möglich, gelten für die weitere fachwissenschaft­
liehe Studienzeit die Nummern 3 und 4 entsprechend. 

3. Zu§ 12 Abs. 4: 

Ist ein folgender Einstellungsjahrgang mit den Fach­
gebieten des Fachbereiches »Kirchliche Verwaltung« 
nicht vorhanden, so ist für die weitere fachwissen­
schaftliche Studienzeit der Studienverlaufsplan des 
Fachbereiches »Staatlicher Verwaltungsdienst« oder 
»Kommunaler Verwaltungsdienst« maßgebend. Die 
Anlage 3 wird in diesem Fall ohne die Maßgabe der 
Nummer 7 angewandt. 

4. Zu § 27 Abs. 2: 

Ist ein folgender Einstellungsjahrgang mit den Fach­
gebieten des Fachbereiches »Kirchliche Verwaltung« 
nicht vorhanden, so ist für die fachwissenschaftliche 
Studienzeit der Studienverlaufsplan des Fachbereiches 
»Staatlicher Verwaltungsdienst« oder »Kommunaler 
Verwaltungsdienst« maßgebend. Der Studierende hat 
in diesem Fall die Fachgebiete des Fachbereiches 
»Kirchliche Verwaltung« durch Selbststudium zu ver­
tiefen. 

5. Zu § 27 Abs. 4: 

Die Entscheidung trifft das Landeskirchenamt 

6. Die Anlage 1 (zu § 2 Abs. 1 V APgD) erhält folgende 
Fassung: 

»Einstellungsbehörden sind: 
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Die Evangelische Kirche von Westfalen, 

die Kirchenkreise der Evangelischen Kirche von West­
falen, 

die Kirchenkreisverbände, Gesamtverbände und Ge­
meindeverbände der Evangelischen Kirche von West­
falen, 

die Kirchengemeinden der Evangelischen Kirche von 
Westfalen.« 

7. Die Anlage 3 (zu§ 20 Abs. 1 u. § 23 Abs. 1 V APgD) 
erhält folgende Fassung: 

Übersicht über die in der Lautbahnprüfung zu 
berücksichtigenden schriftl. u. mündl. Fächer 

im Fachbereich ,.Kirchliche Verwaltung« 

Pflichtfächer: 

Kirchliches Verfassungsrecht, 

Staatsrecht mit Bezügen zum Verwaltungsrecht oder 
Kommunalverfassungsrecht, 

Allgemeines Verwaltungsrecht mit Bezügen zum Ord­
nungs- und Polizeirecht, 

Öffentliche Betriebswirtschaftslehre, 

Kirchliche bzw. Öffentliche Finanzwirtschaft mit Be­
zügen zum Ko~unalrecht. 

W ahlpflichtfächer: 

Kirchliches bzw. Öffentliches Dienstrecht mit Bezü­
gen zum allgemeinen Verwaltungsrecht, 

Bürgerliches Recht, 

Kommunales Verfassungsrecht, 

Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 

§2 

Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, 

1. die Anlage zur Studienordnung (Studienverlaufsplan) 
für den Fachbereich »Kirchliche Verwaltung«, 

2. die zur Ausführung dieser Verordnung erforderlichen 
Bestimmungen 

zu erlassen. 

§3 

Die Bestimmungen der Ordnung für die Verwaltungs­
lehrgänge der Evangelischen Kirche von Westfalen (VLO 
vom 17. März 1988, KABI. 1988 S. 73) über den Erwerb 
der Befähigung für die Laufbahn des gehobenen kirchli­
chen Verwaltungsdienstes bleiben unberührt. 

§4 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1990 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für die Laufbahn des gehobenen kirchlichen Ver­
waltungsdienstes im Anwärterverhältnis in der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen (Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung Verw.Anw.) vom 17.Februar 1983 (KABI. S. 51) 
außer Kraft. 

D. Mitteilungen aus dem Bund der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen .Pemokratischen Republik 

und der Okumene 

Evangelische Landeskirche Greifswald 

Nr. 111 15. Kirchengesetz zur Änderung der Kir­
chenordnung. 

Vom 3. November 1989. (ABI. 1990 S. 17) 

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der Kir­
chenordnung erforderlichen Mehrheit folgendes Kirchen­
gesetz zur Anderung der Kirchenordnung der Evangeli­
schen Landeskirche Greifswald vom 2. Juni 1950 in der 
Fassung vom 3. November 1985 beschlossen. 

§ 1 

Die Artikel 16, 49 und 66 bis 69 sowie 105 erhalten 
folgende Fassung: 

Artikell6 

(1) In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern neh­
men diese ihre Aufgaben gleichberechtigt in gegliederter 
Verantwortung wahr. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

Artikel49 

(1) unverändert 

(2) Wer bei der Kirchengemeinde hauptberuflich ange­
stellt ist, ist nicht in diese Vorschlagsliste aufzunehmen. 
Die Wahl von Mitarbeitern in den Gemeindekirchenrat 
richtet sich nach Artikel 66 Abs. 2. 

Artikel66 

(1) Zum Gemeindekirchenrat gehören die gewählten 
Ältesten, die nach Absatz 2 gewählten Mitarbeiter und die 
Amtsträger, die in einem Pfarramt der Kirchengemeinde 
fest angestellt oder mit der Verwaltung oder Mitverwal­
tung eines solchen Amtes betraut sind. 

(2) Mitarbeiter, die hauptberuflich in der Kirchenge­
meinde angestellt sind, können bis zu 25 % der Gesamt­
zahl der Ältesten (Art. 45) durch den Wahlausschuß (Art. 
46) im Zusammenhang mit einer angeordneten Neuwahl 
von Ältesten (Art. 48 und 54, Abs. 3 und 4) in einem 
gesonderten W abigang in den Gemeindekirchenrat ge­
wählt werden. Die Wahl erfolgt in geheimer Abstimmung 
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mit Stimmzetteln. Die Bestimmungen des Artikels 52 Abs. 
5 und 6 finden sinngemäß Anwendung. Eine Wahl von 
Mitarbeitern in den Gemeindekirchenrat erfolgt für die 
Dauer von acht Jahren. Wiederwahl ist möglich. 

(3) Vikarinnen und Vikare der Kirchengemeinde, die 
nicht nach Absatz 1 dem Gemeindekirchenrat angehören, 
sind zu den Sitzungen mit beratender Stimme hinzuzuz"ie­
hen. Das gleiche gilt in den Angelegenheiten ihres Ar­
beitsgebietes für die Träger sonstiger kirchlicher Ämter 
und Dienste, soweit sie nicht nach Absatz 2 dem Gemein­
dekirchenrat angehören. Diese sind auch zur Stellung von 
Anträgen berechtigt. · · 

Artikel67 

(1) Der Gemeindekirchenrat wählt aus seiner Mitte 
nach jeder Neuwahl den Vorsitz~nden und dessen Stell­
vertreter. Einer von beiden muß Altester sein. 

(2) Scheitert die Wahl des Vorsitzenden oder des Stell­
vertreters oder liegen andere wichtige Gründe vor, so trifft 
der Kreiskirchenrat eine Regelung. 

(3) entfällt 

Artikel68 

(1) Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates und 
dessen Stellvertreter wirken bei der Vorbereitung der Sit­
zungen des Gemeindekirchenrates und bei der Ausführung 
der Beschlüsse zusammen. 

(2) Für die Geschäftsführung des Gemeindekirchenra­
tes gilt: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. up.verändert 

4. Die Beschlüsse sind in einem Protokollbuch aufzu­
zeichnen. Die Niederschrift ist vorzulesen und- nach­
dem sie genehmigt ist- vom Vorsitzenden und dem 
Protokollführer oder einem weiteren Mitglied zu un­
terzeichnen. 

5. unverändert 

6. Geschäftliche Maßnahmen zur Ausführung der Be­
schlüsse obliegen in der Regel dem Vorsitzenden. Er 
ist für den Schriftverkehr verantwortlich. In eiligen 
Fällen ordnet er bis zum Zusammentritt des Gemein­
dekirchenrates einstweilen das Erforderliche im Ein­
vernehmen mit seinem Stellvertreter an. 

7. Ausfertigung der Beschlüsse des Gemeindekirchenra­
tes werden vom Vorsitzenden unterzeichnet. 

8. Urkunden über Rechtsgeschäfte sowie Verträge, die 
die Kirchengemeinde Dritten gegenüber verpflichten 
sollen, und Vollmachten sindnamensder Kirchenge­
meinde von dem Vorsitzenden oder seinem Stellver­
treter unter Beidrückung des Siegels zu vollziehen: 
dadurch wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit 
der Beschlußfassung festgestellt. 

Artikel69 

(1) unverändert 

(2) Bei gegebenem Anlaß kann der Gemeindekirchen­
rat abweichend vom Artikel 68 (2) Ziffer 6 die Geschäfts­
führung anders regeln. 

(3) unverändert 

ArtikellOS 

Ziffer 1, Satz 4lautet: 

»Artikel68 (2), Ziffer 2, 3, 5 und 6 findet entsprechende 
Anwendung.« 

§2 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1990 in Kraft. 

(2) Erforderliche Durchführungsbestimmungen erläßt 
die K~rchenleitung. 

Z ü s so w, den 3. November 1989 

Der Präses der Landessynode 

Affeld 

Vorstehendes vom Präses der Landessynode unter dem 
22. November 1989 ausgefertigte Kirchengesetz wird 
hiermit verkündet. 

G r e i f s w a l d , den 24. November 1989 

Die Kirchenleitung 
der Evangelischen Landeskirche Greifswald 

i. V. 
Affeld 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 

Nr.l12 Gesetz zur Änderung der Verfassung der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü­
ringen. 

Vom 1. Apri11990. (ABI. S. 74) 

Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Thüringen hat auf der Grundlage des § 68 Absatz 2 Ziffer 
1 in Verbindung .mit § 77 Absatz 2 der Verfassung der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen vom 2. 
November 1951 in der Fassung vom 5. November 1988 
folgendes 

Gesetz 

zur Änderung der Verfassung der Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche in Thüringen beschlossen: 

§ 1 

Der§ 70 Absatz (1) erhält folgende Fassung: 

»(1) Zum Abgeordneten der Synode kann nur gewählt 
werden, wer am Wahltage mindestens 18 Jahre alt ist und 
.•. « 
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§2 Die Synode 

Dieses Gesetz tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen 

S c h u I t h e i ß Dr. L e i c h 
Ei s e nach, den 1. April 1990 Präsidentin Landesbischof 

E. Staatliche Gesetze, 
Anordnungen und Entscheidungen 

Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 
- Auslandsdienst -

Die Evangelisch-lutherische Gemeinde am Llanquihue­
see, die zur Lutherischen Kirche gehört, sucht zum 
1. März 1991 

einen Pfarrer 

für ihre Pfarrstelle in Frutill~/Chile. 

Die Gemeinde wünscht sich einen verheirateten Pfarrer 
mit möglichst einigen Jahren Gemeindeerfahrung. Erfor­
derlich sind sehr gute Spanischkenntnisse; nur etwa ein 
Drittel der Gemeindearbeit geschieht noch in deutscher 
Sprache. Ein Intensivsprachkurs ist vor Dienstbeginn in 
Chile vorgesehen. Zum Pfarrbezirk gehören sechs Kir­
chengemeinden mit insgesamt etwa 500 Familien, die 
meist weitverstreut auf dem Lande leben. Als Dienstwoh­
nung steht ein Pfarrhaus zur Verfügung. Die Wiederbeset­
zung der Pfarrstelle erfolgt durch Wahl in der gemeinsa­
men Generalversammlung der sechs Teilgemeinden. 

Bewerbungsfrist: 15. Oktober 1990. 

Die Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich an­
zufordern beim 
Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20, 
3000 Hannover 21 
Tel.: 05 11 /71 11-1 27 oder -1 29. 

- Auslandsdienst -

Die Theologische Fakultät der Evangelischen Kirche 
Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien sucht 

promoviertein Dozentin/Dozenten 

für den Fachbereich Praktische Theologie - Seelsorge. 

Erwartet wird- neben der Lehrtätigkeit auf dem Gebiet 
der Praktischen Theologie - kollegiale Zusammenarbeit 
mit den übrigen Dozenten des Fachbereichs sowie die 
Mitarbeit bei der Studentenseelsorge und bei allgemeinen 
akademischen Verwaltungsaufgaben. 

Bewerberinnen/Bewerber sollten es sich zutrauen, die 
Landessprache in einem Intensivkurs in Brasilien gründ­
lich zu erlernen. 

Bewerbungsfrist: 31. Oktober 1990 

Vorgesehener Dienstbeginn: März oder August 1991. 

Interessenten erhalten nähere Informationen vom 
Kirchenamt der EKD 
Postfach 21 02 20, 
3000 Hannover 21 
Tel.: 05 11 /71 11-1 30 oder 71 11-1 34. 

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Verlust der Rechte aus der Ordination 

Wir teilen mit, daß der Pastor z. A. Christoph Rothe in 
Harnburg-Bergedorf auf seinen Antrag nach den Bestim­
mungen der§§ 110 und 111 des Pfarrergesetzes mit Wir­
kung vom 1. November 1990 unter Verlust von Auftrag 
und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur 
Sakramentsverwaltung aus dem Dienst der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche entlassen worden ist. 

K i e I, den 16. Juli 1990 

Nordelbisches Kirchenamt 

Höreher 
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